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Flexible Arbeitszeiten und Schichtarbeit  
mit flexiblen Anteilen 
Frank Brenscheidt 

Gesundheitliche und psychosoziale Auswirkungen flexibler Arbeitszeiten  

Die Carl von Ossietzky Universität Oldenburg (Janßen und Nachreiner) hat im Auf-

trag der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin das Forschungsprojekt 

„Flexible Arbeitszeiten“ durchgeführt (Forschungsbericht Fb 1025). In zwei Befra-

gungsstudien wurde den Fragen nachgegangen, ob und in welchem Umfang „Flexib-

le Arbeitszeiten“ zu Beeinträchtigungen der Gesundheit und des sozialen Lebens 

führen und von welchen spezifischen Merkmalen diese Beeinträchtigungen abhän-

gen. Beide Studien zeigen übereinstimmend, dass die Variabilität der Arbeitszeit und 

der Einfluss der Arbeitnehmer auf die konkrete Ausgestaltung ihrer Arbeitszeiten, 

deren Gesundheit und Sozialverhalten beeinflussen. Obgleich nicht Forschungshin-

tergrund wurde eine Reanalyse der Daten durchgeführt bei der sich zeigte, dass ge-

sundheitliche Beeinträchtigungen wie Magenbeschwerden und Schlafstörungen in 

Schichtarbeit mit Variabilität, gerade auch wenn die Variabilität unternehmensbe-

stimmt ist, noch deutlich häufiger auftreten. 

Einleitung und Fragestellung 

Die Notwendigkeit des verstärkten Einsatzes flexibler Arbeitszeitmodelle wird insbe-

sondere von Arbeitgeber- und Regierungsseite immer wieder betont, um damit im 

internationalen Wettbewerb wirtschaftlich bestehen zu können. Bisher liegen jedoch 

kaum empirisch abgesicherte Ergebnisse über die Auswirkungen flexibler Formen 

der Arbeitszeit auf Gesundheit und Wohlbefinden der Arbeitnehmer vor. Damit ist 

völlig offen, ob flexible Arbeitszeiten risikoneutral sind oder aber zu einer Minderung 

oder Steigerung gesundheitlicher Risiken führen. Erschwerend kommt hinzu, dass 

bisher unklar ist, was unter „flexiblen Arbeitszeiten“ zu verstehen und damit zu unter-

suchen wäre, da eine allgemein akzeptierte, angemessene Definition nicht existiert. 

(Nachreiner & Grzech-Sukalo, 1997; Deinert, 2001).  

Von anderen Formen abweichender Arbeitszeitregelung, z.B. Schichtarbeit, ist aller-

dings hinlänglich bekannt, dass die konkrete Gestaltung der Arbeitszeit sehr wohl in 
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Zusammenhang mit Fragen der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gesehen 

werden muss, wobei auch Auswirkungen der Arbeitszeitgestaltung auf das nicht-

arbeitsbezogene Leben zu berücksichtigen sind (vgl. Beermann, 1999).  

Das Konzept der Flexibilität setzt im Prinzip voraus, dass die Arbeitszeiten variabel 

und veränderbar in Dauer und/ oder Lage an den jeweiligen Bedarf des Arbeitgebers, 

des Arbeitnehmers oder beider Parteien anpassbar sind und dass daher über die 

konkrete Ausgestaltung der Arbeitszeit in einem bestimmten Zeitraum disponiert 

werden kann; diese Dispositionsmöglichkeiten und die sich daraus ergebende Plan-

barkeit bzw. Vorhersehbarkeit sollten als weiteres Merkmal zur Kennzeichnung fle-

xibler Arbeitszeiten eine wichtige Rolle spielen, wobei entscheidend sein dürfte, wel-

che der beteiligten Parteien in welchem Umfang die Arbeitszeiten festlegen kann. 

Grundsätzlich sollte daher zwischen mitarbeiter- und unternehmensbestimmten fle-

xiblen Arbeitszeiten unterschieden werden. Damit lässt sich leicht ableiten, dass of-

fensichtlich von unterschiedlichen Modellen flexibler Arbeitszeiten und damit ggf. 

auch von unterschiedlichen Wirkungen auszugehen ist.  

Wie aus den Erfahrungen der Schichtarbeitsforschung abzuleiten ist, wird es bei un-

terschiedlicher Gestaltung der Arbeitszeit nicht zu einheitlichen, sondern vielmehr zu 

sehr unterschiedlichen Effekten kommen, und zwar in Abhängigkeit von bestimmten 

Merkmalen der konkreten Arbeitszeitregelung. 

Seit kurzer Zeit lassen einige Tarifverträge auch flexible Elemente für Schichtarbeit 

zu. Schichtarbeit ist mit physiologischer und sozialer Desynchronisation verbunden, 

die im medizinischen und psychosozialen Bereich zu den hinlänglich bekannten Ef-

fekten (vgl. Colquhoun et al., 1996) führt. Für die Gestaltung von Schichtmodellen mit 

flexiblen Anteilen ergibt sich die Frage, ob es auch (wenn auch in unterschiedlichem 

Umfang), durch die Variabilität der Arbeitszeit zu einer solchen Desynchronisation 

kommt, die sich auf das gesundheitliche und soziale Wohlbefinden auswirkt.  

Methoden 

Zur Untersuchung dieser Fragen wurde zum einen eine schriftliche Befragung in Be-

trieben mit flexiblen Arbeitszeiten durchgeführt. Zum anderen wurde eine Befragung 

von Arbeitnehmern mit flexiblen Arbeitszeiten im Internet angeboten. Im Gegensatz 
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zur schriftlichen, geographisch auf den Raum Norddeutschland eingegrenzten Studie 

wurde mit dieser Erhebung der Versuch unternommen, eine breitere, nicht so stark 

selegierte Stichprobe mit weiteren bzw. anderen flexiblen Arbeitszeitmodellen in die 

Untersuchung aufzunehmen. Die Bemühungen um kooperationsbereite Betriebe hat-

ten nämlich zu dem Ergebnis geführt, dass (wie üblich) offensichtlich nur eine stark 

selegierte Stichprobe gewonnen werden konnte. So waren in der schriftlichen Befra-

gung Unternehmen mit mitarbeiterbestimmter Flexibilität deutlich überrepräsentiert, 

während Unternehmen mit ausschließlich unternehmens-bestimmter Flexibilität sich 

nicht an der Befragung beteiligten. Damit bestand für die schriftliche Befragung die 

Gefahr der Verzerrung der Ergebnisse.  

Im Zuge der Datenauswertung wurden zunächst beide Studien getrennt ausgewertet. 

Dazu wurden verschiedene Arten der Flexibilität anhand bestimmter Merkmale unter-

schieden, um deren Auswirkungen auf das gesundheitliche und psychosoziale Wohl-

befinden mit Hilfe varianzanalytischer Methoden untersuchen zu können. Anschlie-

ßend wurden die Ergebnisse beider Studien miteinander verglichen. 

Ergebnisse 

Von ihrer Zusammensetzung unterscheiden sich beide Stichproben sehr deutlich 

(wie Tabelle 1 anhand ausgewählter demographischer Merkmale zeigt), und sind 

daher nicht direkt vergleichbar: so sind etwa die Befragten der schriftlichen Befra-

gung im Durchschnitt etwas jünger und der Anteil weiblicher Teilnehmer ist höher als 

in der Internetbefragung. 
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Tab. 1  Ausgewählte Stichprobenmerkmale 

Studie Firmen N Durchschnittsalter Geschlecht 

Fragebogenstudie 
schriftlich 17 660 

37 Jahre 
(17-63 Jahre) 

66 % weiblich 
34 % männlich 

Fragebogenstudie 
Internet ? 528 

40 Jahre 
(18-64 Jahre) 

42 % weiblich 
58 % männlich 

Die Zuordnung zu verschiedenen Typen flexibler Arbeitszeitregelung erfolgte nach 

dem Ausmaß der Variabilität in Dauer und Lage (hoch, niedrig, keine) und der Auto-

nomie der Arbeitnehmer in Bezug auf die Gestaltung ihrer eigenen Arbeitszeiten,  

jeweils getrennt für beide Stichproben. Befragte mit Schichtarbeit wurden bei diesen 

Analysen für den eigentlichen Forschungsauftrag (Fb 1025) ausgeschlossen, um 

Konfundierungen zu vermeiden.  

Bezieht man, im Unterschied zur eigentlichen Hauptuntersuchung, in einer Reanaly-

se der Daten die Befragten mit Schichtarbeit ein, so ergeben sich folgende Flexibili-

tätstypen (vgl. Tabelle 2). 

Tab. 2  Flexibilitätstypen 

Einfluss S+ V+ E+ 
 Variabilität 

Kein  
Einfluss S+ V+ E- 

Einfluss S+ V- E+ 
Schichtarbeit 

keine Varia-
bilität Kein 

Einfluss S+ V- E- 

Einfluss S- V+ E+ 
Variabilität 

Kein  
Einfluss S- V+ E- 

Einfluss S- V- E+ 
ohne Schichtarbeit 

keine Varia-
bilität Kein  

Einfluss S- V- E- 
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Die Ergebnisse beider Befragungsstudien (vgl. dazu im Detail Janßen & Nachreiner, 

2004), der betriebsbezogenen schriftlichen Befragung wie die der internetbasierten 

Befragung, belegen übereinstimmend die basierend auf den Erfahrungen der 

Schichtarbeitsforschung theoretisch unterstellten Wirkungsmuster. Als zentrales Er-

gebnis lässt sich festhalten, dass erhöhte Variabilität bezüglich Dauer und Lage der 

Arbeitszeit offensichtlich zu Beeinträchtigungen führt, die die aus der Schichtarbeits-

forschung bekannten noch verstärkt. 

So zeigen sich in beiden Befragungen insbesondere gesundheitliche Störungen cir-

cadian gesteuerter Funktionen (Schlaf, Verdauungssystem), sowie darüber hinaus, 

ähnlich wie bei Schichtarbeit, psychovegetative Störungen. Offensichtlich führen da-

mit auch bei flexiblen Arbeitszeiten – und zwar auch bei solchen ohne Schichtarbeit – 

in Dauer und/ oder Lage variable Arbeitszeiten zu Desynchronisationseffekten mit 

Störungen der Zeitstruktur des Verhaltens und den daraus resultierenden gesund-

heitlichen Beeinträchtigungen. Abbildung 1 zeigt Schlafprobleme als prototypisches 

Beispiel der erhaltenen Ergebnisse. 

 11
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S+ V- I+
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S- V- I-
 

S+..
S-..

.V+.

.V-.

..I+

..I-
 

0 0,05 0,1
<  low                                             

t 

Schlafprobleme 

Abb. 1: Schlafprobleme in Abhängigkeit von der Variabilität (
(E) auf die Arbeitszeitregelung für Schichtarbeiter (S+
arbeiter (S-)  

Moderiert werden diese Effekte, und auch das lässt sich übere

Studien beobachten, von der Autonomie der Beschäftigten be

Arbeitszeit. Wie nicht anders zu erwarten, werden bei größerer

bildung 1 und 2) geringere Beeinträchtigungen berichtet. Darü

dass auch bei autonomer Gestaltung der eigenen Arbeitszeit b

bilität (vgl. dazu im Detail Janßen & Nachreiner, 2004) mit erhö

gen einhergeht. Offensichtlich kann damit auch Zeitsouveränitä

te der Variabilität nicht, zumindest nicht voll, kompensieren. 

Variabilität der Arbeitszeit führt danach zu Beeinträchtigungen

chen Attributionsmuster in Rechnung, und damit eine Abschwä

Beeinträchtigungen bei selbstbestimmter Flexibilität, dürften d

Beeinträchtigungen vermutlich deutlich höher liegen.  

Wichtig erscheint daher, dass auch bei selbstbestimmter Flexi

zen der Flexibilität eingehalten werden. 
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Magenbeschwerden

Abb. 2: Magenbeschwerden in Abhängigkeit von der Variabilitä
fluss (E) auf die Arbeitszeitregelung für Schichtarbeiter 
schichtarbeiter (S-)  

Ob diese Empfehlung der Zeitautonomie für die Mitarbeiter alle

auch nur größtenteils mit den betrieblichen oder wirtschaftlichen In

ist, ist zweifelhaft. Auch erscheint ein Konzept von Flexibilität, da

den (vollständigen) Dispositionsspielraum für die Gestaltung sein

lässt, kaum im Interesse der Unternehmen zu liegen oder deren Id

lität zu entsprechen. Hier steht, analysiert man die Literatur un

nach mehr Flexibilität etwas genauer, die unternehmensbestim

Vordergrund des Interesses, mit dem Idealtyp KAPOVAZ (Kapaz

able Arbeitszeit); Arbeit auf Abruf, oder wie auch immer dieses K

wird.  

Insofern dürfte sich hier ein Dilemma auftun: gefordert wird aus w

spektive eine Arbeitszeitgestaltung zur Anpassung an den betrie

bei sich der Mitarbeiter dem sich ändernden betrieblichen Bedarf

ne Arbeits- und arbeitsfreie Zeit – oft wohl auch gegen die eigene

auf ausrichten soll. Damit sind aber von vornherein Beeinträcht
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schen und sozialen Wohlbefindens vorprogrammiert. Insofern erscheint es wichtig, 

einen fairen Interessenausgleich bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeitsysteme zu 

berücksichtigen. (siehe Abbildung 3) 

S+ V+ I+
S+ V+ I-
S+ V- I+
S+ V- I-

S- V+ I+
S- V+ I-
S- V- I+
S- V- I-

 
S+..
S-..
.V+.
.V-.
..I+
..I-

 

1 1,2 1,4 1,6 1,8 2

< fit                                              

t 

Einfluss der Arbeitszeit
     auf das soziale Leben

Abb. 3: Einfluss der Arbeitszeit auf das soziale Leben in Ab
riabilität (V) und dem Einfluss (E) auf die Arbeitszeit
arbeiter (S+) und Nichtschichtarbeiter (S-)  

Hohe Variabilität muss den vorliegenden Ergebnissen zu

Schichtarbeit, als Risikofaktor im Hinblick auf gesundheitliche 

einträchtigungen betrachtet werden. Daher kann die Empfehlu

riabilität der Arbeitszeit in eher engen Grenzen zu halten.  

Dies trifft insbesondere in der Kombination von Schichtarbei

der Arbeitszeitgestaltung zu. In dieser Kombination treffen z

wirkende Risikofaktoren zusammen, die sich in ihrer Auswirk

stärken, da beide in gleicher Art, die Synchronisation physi

scher und sozialer Verhaltensmuster sowie deren Synchro

einwirken. Es muss deshalb davon ausgegangen werden, da

Beeinträchtigungen des Wohlbefindens resultieren (können)

diese Variabilität von außen aufgezwungen wird.  
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Verbunden mit der Variabilität der Arbeitszeitsysteme ist die Planbarkeit der Arbeits-

zeiten und deren tatsächliche Umsetzung. Während bei konventioneller Schichtarbeit 

trotz ständig wechselnder Lage der Arbeits- und arbeitsfreien Zeit eine langfristige 

Vorhersehbarkeit gegeben ist, ist dies bei flexiblen Arbeitszeiten nicht automatisch 

der Fall. Insbesondere liegt der wirtschaftliche Reiz flexibler Arbeitszeitsysteme darin, 

die Arbeitszeiten kurzfristig an (u.U. auch nur angeblich) nicht planbare betriebliche 

Bedarfe anzupassen.  

Dort wo die Regelmäßigkeit oder Planbarkeit des betrieblichen Bedarfes mit erhebli-

chen Schwankungen gegeben ist, wie beispielsweise im öffentlichen Personenver-

kehr, werden in der Regel – oft ausgesprochen komplizierte – regelmäßige Schicht-

systeme benötigt, nicht aber Flexibilität. Flexibilität wird hier höchstens in der Form 

des Tauschens von Schichten zwischen verschiedenen Mitarbeitern gebraucht, wenn 

diese aus persönlichen Interessen einmal bestimmte Schichten tauschen möchten, 

z.B. aus Anlass von Familienfeiern oder anderen gesellschaftlichen Aktivitäten. Fle-

xibilität, insbesondere unternehmensbestimmte Flexibilität, zur Anpassung an wech-

selnden Arbeitskräftebedarf, führt jedoch bei hoher Variabilität des Bedarfes zu nur 

wenig vorausplanbaren Arbeitszeiten und damit zu erschwerter Planung sozialer 

Kontakte oder von zeitlich normierten Freizeitaktivitäten. Insgesamt sollte daher bei 

der Gestaltung von flexiblen Arbeitszeiten darauf geachtet werden, dass ein gewis-

ses Mindestmass an Planbarkeit, Vorhersehbarkeit und Zuverlässigkeit der Arbeits-

zeiten erreicht wird. 

Wichtig erscheint bei der Gestaltung flexibler Arbeitszeitsysteme auch, dass die Be-

teiligten, Mitarbeiter wie Unternehmen, über die Risiken, die Vor- und Nachteile ver-

schiedener – flexibler – Formen der Arbeitszeitgestaltung aufgeklärt werden und wie 

Risiken und Nebenwirkungen flexibler Arbeitszeiten minimiert werden können. Erst 

wenn den Betroffenen die Wirkungszusammenhänge klar sind, kann erwartet wer-

den, dass von der Flexibilität auch verantwortungsvoll und sozialverträglich Gebrauch 

gemacht wird. 

Eine Kosten-Nutzen Abwägung muss auch unter Einbezug gesellschaftlicher Risiken 

gesehen werden, wobei sich für verschiedene Formen flexibler Arbeitszeiten durch-

aus unterschiedliche Kosten-Nutzen-Verhältnisse ergeben könnten, die dann die 

Entscheidung darüber erleichtern könnten, welche Art von flexiblen Arbeitszeiten so-
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zialverträglich und damit gesellschaftlich akzeptabel sind. Die Planbarkeit von Ar-

beitszeitsystemen muss erhöht und die Optimierung der betrieblichen Planungspro-

zesse, unter Berücksichtigung der erforderlichen arbeitswissenschaftlicher Erkennt-

nisse, müssen vorangetrieben werden. 

Die Beschäftigten in flexiblen Arbeitszeitsystemen sollen nicht durch finanzielle An-

reize zur „freiwilligen“ Übernahme derartiger sozial unverträglicher Systeme geködert 

werden. Hier darf nicht erneut der Fehler der dysfunktionalen Kompensation der be-

sonderen Belastungen der Schichtarbeit und ihrer negativen Folgen durch Geld wie-

derholt werden.  

Wenn diese „Flexiblen-Auf Abruf-Arbeitszeitsysteme“ tatsächlich nicht zu vermeiden 

sind, dann sollte eine Kompensation zumindest da ansetzen, wo die Auswirkungen 

dieser Systeme zu beobachten sind, und zum Beispiel durch die Gewährung zusätz-

licher arbeitsfreier Zeit, z.B. durch Reduzierung bzw. Unterschreitung der vereinbar-

ten Arbeitszeit, den Betroffenen die Möglichkeiten der Resynchronisation ihrer Zeit-

strukturen bieten. Zur Bestimmung des Umfangs für diese zusätzlich zu gewährende 

arbeitsfreie Zeit könnte darüber nachgedacht werden, diese soweit zu reduzieren, bis 

Beeinträchtigungen mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können. 

Wie hoch oder gering Variabilität sein darf, bevor es zu Beeinträchtigungen kommt, 

ist bisher noch nicht geklärt. Im Rahmen weiterführender Analysen des erhobenen 

Datenmaterials wird allerdings derzeit an der Entwicklung von Indikatoren gearbeitet, 

die eine Prognose der Beeinträchtigung unter verschiedenen Formen bzw. Realisie-

rungen flexibler Arbeitszeiten erlauben. 
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Bilanzierung der Aktivitäten zur Gesundheitsförderung  
an deutschen Schulen 
Dr. Birgit Köper 

Problemaufriss und Ziel des Projekts 

Gesundheit ist im Setting Schule ein Thema, das in vielfacher Hinsicht immer stärke-

re Bedeutung erlangt. Die gesellschaftliche Funktion von Schulen hat sich vor allem 

während der letzten fünfzehn Jahre gravierend verändert. Es wird erwartet, dass 

Schule einerseits einen funktionierenden Ort sozialen Aufwachsens bietet und ande-

rerseits nicht nur national sondern auch international wettbewerbsfähige Bildungs-

Qualität liefert. Dazu ist eine enge Verknüpfung von Schul- und Bildungspolitik mit 

Fragen der Familien- und Jugendpolitik notwendig. Vor diesem Hintergrund müssen 

auch die Anforderungen an Konzepte der schulischen Gesundheitsförderung (GF) 

betrachtet werden. Diese muss neben dem bereits beschriebenen Beitrag zur Bil-

dungsqualität gleichzeitig die gesundheitlichen Belange der beteiligten Gruppen – 

also Schüler, Lehrer, aber auch Personengruppen im Umfeld der Schule wie etwa die 

Familien – berücksichtigen. Um diesen komplexen Anforderungen gerecht zu wer-

den, bedarf es ganzheitlicher Konzepte, die nicht wie „Strohfeuer“ einzelne Problem-

bereiche etwa der Schülergesundheit aufgreifen, sondern weite Effekte entfalten und 

vor allem nachhaltig wirken.   

Dieser Gedanke wurde in den letzten Jahren maßgeblich durch die beiden bundes-

weiten Modellversuche „Netzwerk Gesundheitsfördernde Schulen“ (1993-1997) so-

wie „OPUS – Offenes Partizipationsnetz und Schulgesundheit (1997-2000) befördert.  

Richtungweisend im Sinne der geforderten Ganzheitlichkeit ist zudem das Konzept 

der „guten gesunden Schule“ das auf der einen Seite Aspekte der Gesundheitsförde-

rung (Verankerung von Gesundheit beim Lehren und Lernen, Implementierung von 

Konzepten schulischen Gesundheitsmanagements, Einbeziehung von Aspekten wie 

Schulkultur und schulische Umwelt) mit solchen einer hohen Bildungsqualität verbin-

det (Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags, Führung und Management, 

Schulklima und Schulkultur, Zufriedenheit der beteiligten Personengruppen). 
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Trotz solcher Initiativen (nationaler wie internationaler Art) ist dennoch nach wie vor 

die Situation der schulischen Gesundheitsförderung durch Unübersichtlichkeit, Un-

abgestimmtheit, Vielfältigkeit von Aktionen, Initiativen, Projekten und Programmen 

unterschiedlicher Qualität gekennzeichnet. 

Die Anforderungen an komplexe, ganzheitliche, nachhaltig wirkende und kontinuier-

lich evaluierte Konzepte der Gesundheitsförderung in Schulen sind daher bisher nur 

in wenigen Fällen erfüllt. Um diesen Erfordernissen in Zukunft Rechnung zu tragen, 

bedarf es zunächst einer systematischen Bestandsaufnahme der bestehenden Kon-

zepte und des Status ihrer Umsetzung. Um in Zukunft die Situation der Gesundheits-

förderung an die beschriebenen vielschichtigen Anforderungen anzupassen, bedarf 

es einer detaillierten Analyse der momentanen Situation. Einer solchen Be-

standsaufnahme im Hinblick auf den Status qualitativer und quantitativer Aspekte der 

Gesundheitsförderung in deutschen Schulen fehlt bisher und damit auch die notwen-

dige Analyse zur Planung einschlägiger Maßnahmen in Politik und auf Schulebene. 

Das Projekt „Bilanzierung der Aktivitäten zur Gesundheitsförderung im ganzheitlichen 

Konzept einer gesunden Schule“ sollte zur Schließung dieser Lücke dienen. Das Pro-

jekt erstreckte sich über den Zeitraum von Mai 2005 bis Mai 2007 und wurde durch 

die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) gefördert. Die Pro-

jektdurchführung lag beim Zentrum für Angewandte Gesundheitswissenschaften 

(ZAG) der Universität Lüneburg. Dieser Beitrag umreißt nur grob das Design und die 

Ergebnisse der Studie. Der ausführliche Forschungsbericht befindet sich derzeit in 

der Phase der Veröffentlichung und ist in Kürze über die BAuA zu beziehen. 

Untersuchung und Stichprobe 

Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher und vor allem unterschiedlich weitgreifender 

Konzepte von Gesundheitsförderung und der Vielzahl von Schulen in Deutschland 

war es nicht beabsichtigt, die Bilanzierung als quantitative Vollerhebung durchzufüh-

ren. Vielmehr sollte im Sinne einer qualitativen Untersuchung die Identifizierung der 

in den Schulen vorrangig vertretenen Konzepte bzw. deren Ganzheitlichkeit erfolgen, 

um etwaige Lücken und Entwicklungsbedarfe benennen zu können. Quantitative 

Aussagen sollten nur in dem Sinne generiert werden, dass eine Abschätzung der 

Größenordnung umgesetzter ganzheitlicher GF-Konzepte ermöglicht wurde.  
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Die Datenerhebung wurde mittels eines umfassenden Fragebogens durchgeführt 

und erfolgte im Zeitraum Oktober 2005 bis Februar 2006. Erhoben wurden Informati-

onen bezüglich schulischer Einrichtungen, die im Zeitraum 2000 bis 2006 einschlägi-

ge Aktivitäten in der Gesundheitsförderung durchführten. Die Datenerhebung erfolgte 

in zwei Stufen. Zunächst wurde über eine umfangreiche Recherche von Informati-

onsquellen wie Datenbanken, Internetauftritte, Projektberichte und einzelne Schul-

programme Konzepte der Gesundheitsförderung im Setting Schule zusammengetra-

gen. 

Darüber hinaus wurde der genannte Fragebogen entwickelt, mittels dessen die ent-

sprechenden Schulprojekte erhoben und beschrieben werden konnten. Da keine 

Vollerhebung sondern eine qualitative Abschätzung intendiert war, wurden diese 

Fragebogen an überregionale Organisationen versandt, die im Sinne von Multiplika-

toren Informationen über durchgeführte Konzepte in einzelnen Schulen vorhalten 

(Behörden, Nichtregierungsorganisationen, Unternehmen).  

Die folgende Tabelle beschreibt die Art und Zusammensetzung der Stichprobe bzw. 

der Datenquellen. 
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Tab. 1: Zusammensetzung der Stichprobe (entnommen aus Paulus & Witteriede, 
in Druck, S.30) 

Grundgesamtheit 48.010 Schulen in Deutschland zu Projektbeginn 

Recherchierte 
Quellen 

105 Behörden mit engem Bezug zu Schulen, NGOs, Unter-
nehmen 
10 Datenbanken / Internetsuchmaschinen 

Versendung eines 
Fragebogens /  
telefonische  
Anfrage von  

105 Ansprechpartnern in den ermittelten Multiplikatororgani-
sationen / Institutionen 
91 Einrichtungen, die über Datenbank- und Internetrecherche 
ermittelt wurden 

Rücklauf der  
Fragebogen 

85 

Damit erfasste 
Schulen1

6.593 

Verhältnis zur 
Grundgesamtheit 

13,7% 

 

Ergebnisse 

Als erstes Ergebnis der qualitativen Bilanzierung ist festzustellen, dass sich keine 

einheitlichen Formen von Gesundheitsförderung im Bereich Schule definieren lassen. 

Die Konzepte sind vielfältig und folgen keinen einheitlichen theoretischen und kon-

zeptuellen Grundlagen. Eine zentrale Bestrebung der vorgenommenen Bilanzierung 

war es jedoch eher ganzheitliche Konzepte von solchen abzugrenzen, die dem An-

spruch von Ganzheitlichkeit und Nachhaltigkeit nicht genügen. Anhand definierter 

Charakteristika ließen sich Kernformen der GF differenzieren, deren Grenzen jedoch 

in der Praxis häufig fließend sind, so dass sich schulische Gesundheitsförderung in 

Deutschland als Kontinuum darstellt, das sich im Bezug auf die Zielgruppen etwa bei 

engen Konzepten auf die Gesundheit der SchülerInnen beschränkt, bei umfassenden 

Konzepten die ganze Schulgemeinschaft und das Umfeld einbezieht. Auch im Hin-

blick auf die strukturelle Verankerung der GF-Maßnahmen oder Programme lässt 

                                            
1 Da es sich bei den befragten Institutionen um Multiplikatororganisationen handelt, konnten mit deren 
Befragung Informationen bezüglich durchgeführter GF-Programme / GF-Maßnahmen in ca. 6.600 
Schulen zusammengeführt werden. Bei Befragung einzelner Schulen wäre dies nicht möglich gewe-
sen. 
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sich dieses Kontinuum ausmachen. So sind einfach strukturierte Interventionen auf 

der Lehrplanebene verankert, wohingegen komplexe Programme als Leitlinie im 

Schulprogramm verankert und ausdrücklich mit der Qualität der Bildung in Verbin-

dung gebracht werden. 

Die folgende Abbildung zeigt eine mögliche Abgrenzung der Konzepte von Gesund-

heitsförderung im Setting Schule. Die eher ganzheitlich angelegten Konzepte, auf die 

das Bilanzierungsprojekt fokussiert hat, sind dabei in den Realisierungsformen III 

(gesundheitsfördernde Schule) und IV (gute gesunde Schule) zu sehen. Datengrund-

lage für die Klassifizierung in Tabelle 2 war die Recherche der verschiedenen Daten-

quellen wie Datenbanken, Internetauftritte und Projektberichte.  

 



Tab. 2: Systematik der Formen schulischer Gesundheitsarbeit (nach Paulus & Witteriede, in Druck, S. 36) 

Kontinuum von einfach linearen Maßnahmen (Form I) bis hin zu schulpädagogisch gerichteten Einsätzen  
von Gesundheitsinterventionen (Form IV) 

 
 

 Gesundheitserziehung  
in der Schule 

Form I 

Gesundheitsförderung /  
spezifische Projekte 

Form II 

Gesundheitsfördernde Schu-
len 

Form III 

Gute gesunde Schulen 

Wer? Alle deutschen Schulen Schulen mit ergänzendem (vielfach 
temporären) Fokus auf spezielle Ge-
sundheitsthemen 

Schulen mit ganzheitlichem Gesund-
heitsverständnis und gesundheitsbezo-
gener Schulprofilbildung 

Schulen (in Programmen) mit integrier-
tem Bildungs- / Gesundheitsverständnis 
und Schulprogrammbildung 

Was? Gesundheitserziehung gemäß Lehr-
planvorgaben auf Klassenebene 

Form I plus Gesundheitsförderung auf 
Projektarbeits- / Gruppenarbeitsebene 

Form II plus Gesundheitsförderung auf 
Schulebene z.T. plus Gesundheitsma-
nagement  

Bildungsförderung plus Form III auf 
Schuldebene z.T. plus Gesundheitsma-
nagement 

Für Wen? SchülerInnen SchülerInnen und / oder Lehrkräfte und / 
oder Eltern 

Schulgemeinschaft inkl. Eltern (z.T. plus 
Gemeinde) 

Schulgemeinschaft inkl. Eltern (z.T. plus 
Gemeinde) 

Inhalte Vermittlung basal-physiologischer 
Inhalte / Erziehung zur Vermeidung 
gesundheitsschädigenden Verhaltens 

Form I plus themenspezifische Kompe-
tenzbildung sowie z.T. unspezifische 
Befähigung zur Lebensbewältigung 

Form II plus Gesundheitsqualitätssteige-
rung bei allen an Schule beteiligten z.T. 
sekundär mit Bildungserfolgssteigerung 

Schulqualitätssteigerung bzw. Bildungs- 
und Gesundheitsqualitätssteigerung bei 
allen an der Schule Beteiligten 

Ansatz / Strategie Risikofaktorenprävention / Förderung 
von Protektivfaktoren über alle Klassen 
einer Schule gemäß Jahrgangsstufe ( 
universelle Prävention) 

Form I plus Maßnahmen auf Gruppen-
ebene (selektive und / oder indizierten 
Prävention ), z.T. salutogenetisch fun-
diert und / oder in außerschulischer 
Kooperation 

Form II plus salutogenetisch basiertem 
GF-Setting-Ansatz und / oder plus 
Schulumfeldkooperationsbildung, z.T. 
plus schulischer Netzwerkbildung 

Unterstützung von Schule bei der der 
Erfüllung des Bildungsauftrags durch 
gezielt integrierte Gesundheitsinterven-
tionen z.T. plus Expertenallianzbildung 

Ebene des Gesund-
heitskonzepts 

Einfach-lineares Gesundheitskonzept Fundiert-sektoriertes Gesundheitskon-
zept 

Komplex-holistisches Gesundheitskon-
zept 

Komplex-holistisches Gesundheits- und 
Bildungskonzept 

Gesundheitsverständnis 
/ Basiskonzept 

Gesundheitsbegriff und Interventions-
zieldefinition sind zumeist nicht explizit 
ausgehandelt, unterliegen insbesondere 
dem Verständnis des jeweils Unterrich-
tenden 

Gesundheitsbegriff und Interventions-
zieldefinition sind zumeist projektbezo-
gen thematisiert und zum Teil per Kon-
sens der Arbeitsgruppe explizit verein-
bart 

Gesundheitsbegriff und Interventions-
zieldefinition sind explizit thematisiert 
und per Beschlussfassung mehrheitlich / 
einheitlich verabschiedet und schriftlich 
fixiert worden 

Gesundheitsbegriff und Interventions-
zieldefinition sind explizit thematisiert 
und per Beschlussfassung mehrheitlich / 
einheitlich verabschiedet und schriftlich 
fixiert worden 

Zielsetzung Umsetzung Erschließung von Gesundheitsverständ-
nis 

Erweiterung von Gesundheitsverständ-
nis 

Integration von umfassendem Gesund-
heitsverständnis und Bildungsqualität 
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Neben der Klassifizierung der Konzepte konnten aufgrund der empirischen Datener-

hebung bei den schulnahen Multiplikatororganisationen folgende Befunde geliefert 

werden: 

Die allgemeine Analyse der Aktivitäten in der schulischen Gesundheitsförderung 

zeigt, dass mehr als 44% einen mittelfristigen Charakter aufwiesen und zwischen 

fünf Monaten und drei Jahren andauerten. Davon nahmen die meisten der Maßnah-

men (35%) einen Zeitraum von 2-3 Jahren ein. Aber auch langfristige Maßnahmen 

mit einer Dauer von 6 oder mehr Jahren waren mit fast 38% vertreten.  

Bezogen auf die Schulform, auf die sich die Aktivitäten schulischer Gesundheitsför-

derung konzentrieren, stach die Grundschule hervor. Bei den von den Multiplikator-

organisationen gemeldeten Aktivitäten lag der Anteil der Grundschulen in ihrer Betei-

ligung besonders hoch, wie die folgende Tabelle zeigt:  

Tab. 3: Verteilung der Schulformen und Anzahl der beteiligten Schulen  
(nach Paulus & Witteriede, in Druck, S. 38) 

Beteiligte Schulform Anzahl beteiligter  
Schulen 

Grundschule 3.833 

Hauptschule 227 

Gymnasium (Oberschule) 364 

Realschule 228 

Sonderschule / Förderschule 224 

Gesamtschule 167 

Berufsbildende Schulen / Berufskolleg 120 

Hochschulen 0 

Gesamt 5.163 
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Nach dem Vorkommen bestimmter inhaltlicher Schwerpunkte der GF-Maßnahmen 

gefragt (Mehrfachnennungen waren möglich), zeigte sich, dass ein Großteil der Ein-

richtungen (neben anderen Interventionen) vor allem themenspezifische Interventio-

nen durchführt. 62% der Einrichtungen berichtete über Maßnahmen zu „themenspe-

zifische(n) Interventionen und Kompetenzforderung“, wie etwa Erste Hilfe, Suchtprä-

vention, Gesunde Ernährung, Entwicklung von Sinnes- und Genusskompetenz, Kon-

fliktberatung und Streitschlichtung oder Stress und Mobbing Weitere Schwerpunkte  

bezogen sich auf die Schul- und Unterrichtsorganisation, Kooperationsförderung  

oder die Entwicklung von Projekt- und Programmstrukturen. Aspekte wie Lehrer- und 

Schülergesundheit waren eher gering vertreten, wie folgende Tabelle zeigt: 

Tab. 4: Kernarbeitsbereiche (nach Paulus & Witteriede, in Druck, S. 40) 

Kernarbeitsbereiche Anteil der Einrichtungen, 
die die Durchführung 

entsprechender Bereiche 
nannte, in %2

Themenspezifische Interventionen/  
Kompetenzförderung 

62,4 

Schul- und Unterrichtsorganisation 21,2 

Kooperationsförderung/ Vernetzung/ Schulöffnung 12,9 

Entwicklung von Projekt-/ Programmstrukturen 12,9 

Schulraumgestaltung 9,4 

Schüler- und/ oder Lehrergesundheit 9,4 

Ausgleich von Benachteiligung 7,1 

Personalqualifizierung 4,7 

Situations- und Bedarfsanalyse 4,7 

Schulklimaverbesserung 2,4 

 

                                            
2 Mehrfachnennungen waren möglich. 
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Die übergeordneten Leitziele der Maßnahmen ließen sich in drei Kategorien eintei-

len. Die meisten Maßnahmen bezogen sich auf die Steigerung schulischer Gesund-

heitsqualität, gefolgt von der Steigerung von Bildungs- und Erziehungsqualität durch 

Gesundheitsinterventionen und der Förderung und Bewahrung der Lehrergesund-

heit.  

Die zentrale Frage nach der Ganzheitlichkeit und Komplexität der GF-Programme in 

deutschen Schulen wurde auf Grundlage der empirischen Daten mittels statistischer 

Faktoren- und Clusteranalyse untersucht. Auf dieser Grundlage konnten drei grund-

sätzliche Typen von schulischen GF-Programmen identifiziert werden. 

Tab. 5: Clusteranalytische Typologie ganzheitlicher Ansätze schulischer Gesund-
heitsarbeit - GASG (nach Paulus & Witteriede, in Druck, S. 50) 

Typ Primäre Kennzeichen 

Thematisch entwickelte 
GASG 

Einzelthemen, fortbildungszentrierte Besetzung eini-
ger Felder schulischer Gesundheitsarbeit mit Bestre-
ben nach Ganzheitlichkeit 

Verhältnisorientierte  
GASG 

Besetzung relevanter Felder schulischer Gesund-
heitsarbeit, ganzheitliche Ausführung, Gewicht auf 
Verhältnisprävention 

Komplex organisierte 
GASG 

Durchgängige Besetzung relevanter Themenfelder, 
Verknüpfung mit der strukturellen Organisation der 
Schule, breite und ganzheitliche Ausführung 

 

Zur Ergänzung dieser qualitativen Analyse wurde abschließend die Verbreitung 

ganzheitlicher Gesundheitsarbeit in Deutschland abgeschätzt. Insgesamt 6.563 

Schulen in Deutschland konnten über die Befragung der Multiplikatorenorganisatio-

nen ausgemacht werden (vgl. Tabelle 1 am Anfang des Artikels), die an einem ganz-

heitlichen Ansatz von Gesundheitsförderung teilnahmen. Dies entspricht einem Anteil 

von ca. 14% der 48.000 Schulen in Deutschland. 
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Zusammenfassung 

Es gibt bisher keine zusammenfassende Übersicht über die Konzepte und die Um-

setzung von Gesundheitsförderung in deutschen Schulen. Vor dem Hintergrund, 

dass die Anforderungen an Schulen im Hinblick auf Gesundheitsförderung  steigen, 

ist eine solche Bestandsaufnahme zur Ableitung entsprechender Regulation notwen-

dig. Diese steigenden Anforderungen beziehen sich auf Beiträge der GF zur Bil-

dungsqualität, aber auch zur Beibehaltung und Steigerung der Gesundheit verschie-

dener Personengruppen im System Schule. 

Das Projekt konnte zeigen, dass es bisher wenig Einheitlichkeit im Bezug auf die GF-

Konzepte in Schulen gibt. Was den Komplexitätsgrad betrifft, so zeichnet sich ein 

Kontinuum ab, das von singulären und zeitlich sehr begrenzten Maßnahmen bis hin 

zu ganzheitlichen und kontinuierlichen Konzepten reicht. Die Untersuchung der zent-

ralen Frage, wie sich die Konzepte clustern und beschreiben lassen ergab auf Basis 

der empirischen Daten drei wesentliche Kategorien von (tendenziell) ganzheitlichen 

GF-Interventionen, bis hin zu komplex organisierten Ausprägungen, die in der struk-

turellen Organisation der Schulen verankert sind. Die quantitative Umsetzung von 

Konzepten ganzheitlicher Gesundheitsförderung in den Schulen ist jedoch eher ge-

ring. 

Literatur: 

Paulus, P. & Witteriede, H. (in Druck). Bilanzierung der Aktivitäten zur Gesundheits-

förderung im ganzheitlichen Konzept einer gesunden Schule. Forschungsbericht der 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zum Projekt F 2033. Dortmund / 

Berlin: BAuA. 
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Arbeitsbedingungen in Deutschland – Belastungen,  
Anforderungen und Gesundheit 
Dr. Beate Beermann, Frank Brenscheidt, Anke Siefer 

Die Arbeitswelt im Wandel, die Frage nach den Folgen der Globalisierung und der 

demographische Wandel sind Faktoren, die nicht nur im politischen Bereich zur Ent-

wicklung von zukunftsorientiertem Gestaltungshandeln im Hinblick auf die Frage: 

„Wie wollen wir in Zukunft arbeiten?“ führt. Die Veränderungen in der Arbeitswelt sind 

vielmehr schon heute direkt in der Veränderung der Arbeitsbedingungen und den 

Anforderungen der Beschäftigten abzulesen. Zur Beschreibung der sich kontinuier-

lich ändernden Arbeitswelt werden vom  Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) ge-

meinsam mit den Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) bereits seit dem 

Jahr 1978 wiederholte Befragungen durchgeführt.  Um neben Fragen der Qualifikati-

onsanforderungen und der Arbeitsmarktanforderungen insbesondere auch arbeitsbe-

lastungs- und beanspruchungsorientierte Fragen einzubeziehen, ist die Bundesan-

stalt für Arbeitsschutz (BAuA) seit der Befragung von 1998/99 Projektpartner.  

Die aktuelle Befragung aus dem Jahr 2005/2006 wurde nunmehr gemeinsam vom 

BiBB und der BAuA durchgeführt. Durch diese Zusammenarbeit wurde eine noch 

stärkere Konzentration auf die Arbeitsbedingungen und die sich daraus ergebenden 

Beanspruchungen ermöglicht.  

Die nunmehr aufbereitet vorliegenden Daten bieten differenzierte, repräsentative In-

formationen über Erwerbstätige und Arbeitsplätze in Deutschland. Auf der Basis die-

ser Ergebnisse können gezielt Fragen effizienter Qualifikationsstrategien beantwortet 

bzw. weiterentwickelt werden. Außerdem zeichnen sind Handlungsfelder  betriebli-

cher Interventionsnotwendigkeiten für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit ab. 

Die Befragung zeichnet sich im Vergleich zu vielen anderen Untersuchungen da-

durch aus, dass sie zum einen eine repräsentative Stichprobe der Erwerbsbevölke-

rung darstellt und zum anderen durch die gleichzeitige Erhebung von Belastung und 

Befindlichkeits- bzw. Erkrankungsdaten Zusammenhänge zwischen Belastungen und 

körperlichen Beeinträchtigungen abbilden kann.  Im Mittelpunkt der Befragung ste-
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hen daher zum einen Fragen zum Arbeitsplatz (Tätigkeitsschwerpunkte, Anforde-

rungsniveau, Kenntnisanforderungen, Arbeitsanforderungen, Weiterbildungsbedarf, 

Arbeitsbedingungen, Arbeitsbelastungen etc.) und Fragen zu Beanspruchung und 

gesundheitlichen Beeinträchtigungen, zum anderen Zusammenhänge zwischen Bil-

dung und Beschäftigung im weiteren Sinne.  

In der aktuellen – fünften – Erwerbstätigenbefragung wurden 20.000 Erwerbstätige 

ab 15 Jahren mit einer Arbeitszeit von mindestens 10 Stunden pro Woche in 

Deutschland befragt, wobei mit Erwerbstätigkeit eine mit einem Einkommen verbun-

dene Tätigkeit gemeint war. Hierbei wurden ehrenamtlich tätige Personen genauso 

ausgeschlossen wie Personen in einem Beschäftigungsverhältnis im Rahmen der 

ersten Ausbildung. Ausländer wurden nur bei hinreichenden Deutschkenntnissen in 

die Erhebung einbezogen. Obwohl ohne feste Vergütung beschäftigt, wurden mithel-

fende Familienangehörige und Personen mit maximal dreimonatiger Unterbrechung 

der Tätigkeit befragt. Die Befragung wurde anders als die vorausgehenden Befra-

gungen (persönliche face to face Interviews) computerunterstützt per Telefon durch-

geführt. 

Repräsentativität 

Wie bei jeder repräsentativen Befragung ist auch bei einer Erwerbstätigenbefragung 

wichtig, dass die gezogene Stichprobe ein „Abbild“ der Gruppe ist, über die Aussa-

gen gemacht werden sollen. Insbesondere Merkmale, bei denen bekannt ist, dass 

sie mit den interessierenden Merkmalen korrelieren, sollten in der Stichprobe in – 

zumindest annähernd – gleicher Verteilung vorkommen, wie in der Realität. Aus die-

sem Grund wird der Beschreibung der Ergebnisse ein kurzer Abgleich mit Daten aus 

dem Mikrozensus voran gestellt.  

Die Verteilung der folgenden Merkmale im Mikrozensus 2004 (der damals aktuellste) 

diente als Grundlage für die Stichprobensteuerung in der BIBB-BAuA-

Erwerbstätigenbefragung: Geschlecht, Alter, Bundesländer, Familienstand, Bildung, 

Staatsangehörigkeit (deutsch / nicht deutsch). Aufgrund der Vermutung, dass ein 

Migrationshintergrund sowohl einen Einfluss auf Qualifikationsaspekte als auch auf 
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mögliche Arbeitsplatzbedingungen bzw. Beanspruchungen hat, wurde  bei der 

Staatsangehörigkeit im Unterschied zum Mikrozensus in der BIBB-BAuA-

Erwerbstätigenbefragung zusätzlich auch nach dem Migrationshintergrund der deut-

schen Staatsangehörigen gefragt. Mit 91,2 % Deutschen liegt die Befragung knapp 

unter dem Mikrozensus (91,7 %), 5,8 % sind dabei Deutsche mit Migrationshin-

tergrund. Die Stichprobe der Ausländer ist dabei nur eingeschränkt repräsentativ, da 

– wie bereits angesprochen – nur Ausländer mit hinreichenden Deutsch-Kenntnissen 

in die Befragung einbezogen wurden. 

Die BIBB-BAuA-Erwerbstätigenbefragung spiegelt sowohl der Anteil der abhängig 

Beschäftigten und Selbstständigen, wie auch der Erwerbstätigen mit befristeten bzw. 

unbefristeten Arbeitsverträgen sehr gut wider. Die Verteilung für Berufe, Branchen 

und Betriebsgrößenklassen gleicht zu großen Teilen der des Mikrozensus. – 

Monatlicher Bruttoverdienst 

Neben den konkreten Arbeitsbedingungen vor Ort und den Qualifizierungsmöglich-

keiten haben existenzsichernde Rahmenbedingungen einen wesentlichen Einfluss 

auf die wahrgenommene Qualität der Arbeit (siehe hierzu auch www.INQA.de „Was 

ist gute Arbeit?“).  Aus diesem Grund wurden die Erwerbstätigen nach ihrem monat-

lichen Bruttoeinkommen befragt. Abbildung 1 zeigt, dass fast 45 % der Befragten 

weniger als 2.000 € brutto im Monat verdienen. Aus den Daten geht darüber hinaus 

hervor, dass 15 % sogar weniger als 1.500 € verdienen, wobei 5,8 % einer geringfü-

gigen Beschäftigung (< 400 €) nachgehen.  
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Bruttoverdienst in %

4.000,00 € und 
mehr; 11,9%

2.000,00 € bis
3.999,99 €; 

38,6%

keine Angabe; 
5,0%

unter 1.999,99 €; 
44,5%

 
Abb. 1: Monatlicher Bruttoverdienst   

Angst, arbeitslos zu werden und die wirtschaftliche Lage des Betriebes 

Ein erheblicher Belastungsfaktor im Arbeitsleben ist die Angst um die eigene Arbeits-

stelle. Diese wird leicht in Verbindung mit der wirtschaftlichen Lage des Betriebes 

gesehen.  

Obwohl fast 80 % der Befragten keine oder eher geringe Angst haben, ihren Job zu 

verlieren (Abbildung 2), beurteilen nur ungefähr 55 % die wirtschaftliche Lage ihres 

Betriebes als gut oder sehr gut. Bei dieser Frage war allerdings auffällig, dass mehr 

als ein Viertel der Befragten kein Urteil dazu abgaben. 
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Gefahr, den Job zu verlieren

keine Angabe / 
fehlend; 10,7%sehr hoch; 4,0%

hoch; 7,1%

eher gering; 
48,5%

keine Gefahr; 
29,7%

 
 
Abb. 2: Gefahr den Job zu verlieren 

Arbeitszeit 

Weiterhin ist auch die Arbeitszeit ein wesentliches Charakteristikum eines Arbeits-

platzes. Vergleicht man die mit dem Arbeitgeber vereinbarte und die tatsächlich ge-

leistete Wochenarbeitszeit (Abb. 3), fällt auf, dass die tatsächliche Wochenarbeitszeit 

höher liegt.3  

Während nur 35,4 % eine vereinbarte Wochenarbeitszeit von 40 oder mehr Stunden 

haben, liegt die wöchentliche Arbeitszeit real bei 61,0 % über dieser Grenze. 15,6 % 

arbeiten sogar 48 oder mehr Stunden pro Woche. 

Bei der Betrachtung der Wochenarbeitszeit darf nicht außer Acht gelassen werden, 

dass 5,5 % der  Befragten neben Ihrer Haupttätigkeit noch zumindest einer weiteren 

Erwerbstätigkeit nachgehen. In der Graphik wird deutlich,  dass es dadurch noch 

häufiger zu Arbeitszeiten über 48 Stunden kommt (21,5 %). 

                                            
3 Für diesen Vergleich wurden nur die Befragten mit vereinbarten Wochenarbeitszeiten herangezogen,  
  da es ansonsten zu systematischen Verzerrungen kommen könnte. 
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Abb. 3: Vereinbarte und tatsächliche Wochenarbeitszeit 

Besondere Arbeitszeitmodelle 

Viele Erwerbstätige haben zumindest zeitweise besondere Arbeitszeitregelungen 

(Abb. 4), durch die neben der Dauer der Arbeitszeit besondere Belastungen entste-

hen können: Wochenend-, Nacht- und Schichtarbeit oder flexible Arbeitszeiten stel-

len besondere Anforderungen an die Beschäftigten. In der BIBB-BAuA-Befragung 

wurde danach gefragt, ob die Erwerbstätigen „auch nur gelegentlich“ in diesen Ar-

beitszeitformen arbeiten.4  

Zumindest gelegentlich arbeitet etwa jeder vierte Befragte in Schichtarbeit. Fast 70 % 

berichten, dass sie zumindest ab und zu samstags, ca. 40 % sogar an Sonn- bzw. 

Feiertagen arbeiten. Etwa jeder Fünfte hat zumindest manchmal Nachtdienst. Ein 

ähnlicher Anteil leistet Bereitschaftsdienst. 

                                            
4 Die vergleichbare Frage im Mikrozensus zielt auf den Anteil der Erwerbstätigen ab, die ständig oder  
  regelmäßig z.B. samstags arbeiten. 
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Abb. 4: Häufigkeiten besonderer Arbeitszeitformen 

Körperliche Belastungen und Umgebungsbedingungen  

Bei den Arbeitsbedingungen (dargestellt in Tabelle 1) sind insbesondere „häufiges  

Arbeiten im Stehen bzw. im Sitzen“ genannt. Dieser Anteil entspricht in etwa den 

Werten, die schon Mitte der 80er Jahre im Rahmen dieser Erwerbstätigenbefragung 

ermittelt wurden. In der Befragung 1998/99 lag der Anteil mit 60% etwas höher. Eine 

Betrachtung der wahrgenommenen Belastung zeigt, dass lediglich von einem Viertel 

bzw. einem Fünftel das häufige Stehen oder Sitzen auch als Belastung empfunden 

wird. Hingegen geben weniger Befragte an, häufig schwere Lasten heben zu müs-

sen. Der Anteil entspricht wiederum annähernd den für 1985/86 ermittelten Quoten, 

während der Anteil 1998/99 mit 26,2% höher lag.  

Der Anteil von Beschäftigten, der angibt unter Lärm zu arbeiten, ist nach einem 

Rückgang Ende der 90er Jahre (22%) im Vergleich zu den 80er Jahren (26%) wieder 

angestiegen. Negativen Umwelt- bzw. Umgebungseinflüssen wie Rauch oder Staub 

ausgesetzt zu sein, nennen etwas weniger Befragte (13,9%) im Vergleich zu den 
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80er und 90er Jahren (je 15%)  Während der Anteil der Beschäftigten, die angeben 

Kälte oder Nässe exponiert zu sein seit der Untersuchung 1985/85 kontinuierlich 

steigt (1998/99 – 19%; 2005/2006 – 21.2%). Über Schlechte Lichtverhältnisse bekla-

gen sich – wie 1998/99 ca. 9% der Beschäftigten. 

Für alle Umgebungsbedingungen liegen die Belastungsquoten – also der Anteil der 

Beschäftigten, die sich durch diese Faktoren belastet fühlen - sehr viel höher. 

Tab. 1: Arbeitsbedingungen und die daraus resultierende Belastung 

Arbeitsbedingungen 
und Belastung dadurch 

häufig  
Arbeits-

bedingungen 
in %5

Wahrge-
nommene 
Belastung  

in %6

Arbeit im Stehen 56,4 25,7 
Arbeit im Sitzen 53,4 19,6 
Heben / Tragen schwerer Lasten  
(M.: > 20 kg; F.: > 10 kg) 22,8 51,9 

Rauch, Staub, Gase, Dämpfe 13,9 57,3 
Kälte, Hitze, Nässe, Feuchtigkeit, Zugluft 21,2 53,1 
Öl, Fett, Schmutz, Dreck 17,6 31,8 
Zwangshaltung  
(gebückt, hockend, kniend, liegend) 14,3 50,8 

Erschütterungen, Stöße, Schwingungen 4,6 54,4 
grelles Licht, schlechte Beleuchtung 9,3 57,1 
gefährliche Stoffe, Strahlung 6,8 36,1 
Schutzkleidung, -ausrüstung  21,1 11,8 
Lärm 23,9 54,0 
Mikroorganismen (Krankheitserreger,  
Bakterien, Schimmelpilze, Viren) 7,5 35,9 

Rauchen am Arbeitsplatz 

Im Zuge der aktuellen Diskussion um den Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz soll 

auch dieses Thema kurz angeschnitten werden. Die Befragung zeigt, dass an 35,3 % 

der Arbeitsplätze geraucht wird, bei etwa der Hälfte davon sogar häufig (vgl. Abb. 5).  

                                            
5 Einleitung: Ich lese Ihnen nun eine Reihe von Arbeitsbedingungen vor. Sagen Sie mir bitte zu  
  jedem Punkt, ob das bei Ihrer Tätigkeit häufig, manchmal, selten oder nie vorkommt. 
  Frage, z.B.: Im Stehen arbeiten. Wie häufig kommt das vor? 
6 Frage – nur, wenn mit „häufig“ oder „manchmal“ geantwortet wurde: Belastet Sie das? 
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Wie häufig arbeiten Sie an einem Arbeitsplatz, an 
dem geraucht wird

Selten; 8,9%

Manchmal; 
9,3%

Häufig; 17,0%
Nie; 64,7%

 
Abb. 5: Rauchen am Arbeitsplatz 

Bei der Auswertung der Frage nach der wahrgenommenen Belastung durch Rauch 

am Arbeitsplatz werden nur diejenigen Erwerbstätigen in Betracht gezogen, die nicht 

selbst an ihrem Arbeitsplatz rauchen – wobei dies dennoch Raucher einschließen 

kann. Für Arbeitsplätze an denen manchmal oder häufig geraucht wird, ergibt sich 

eine Belastungsquote von 53,9 %. Beschränkt man sich auf Arbeitsplätze, an denen 

häufig geraucht wird, ist die Quote mit 58,2 % noch etwas höher. 

Arbeitsanforderungen und –bedingungen 

Den an sie gerichteten Anforderungen fühlt sich der größte Teil der Befragten ge-

wachsen (vgl. Abb. 6). Während sich  13,7 % durch die fachlichen Anforderungen 

eher unterfordert und nur 4,6 % eher überfordert fühlen, kehrt sich dieses Verhältnis 

bei der Arbeitsmenge um: Hier geben nur 6,4 % an unter-, 17,4 % hingegen überfor-

dert zu sein.  
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Abb. 6: Anforderungen an Qualität und Quantität 

Psychische Belastungen und Anforderungen  

Die Diskussion der Zunahme psychischer Belastungen und Anforderungen durch die 

Arbeitstätigkeit wird inzwischen kaum noch kontrovers geführt. Empirische Befunde 

zeigen deutlich, dass Anforderungen in diesem Bereich je nach Branche und Beruf 

von einem Großteil der Beschäftigten wahrgenommen werden. Unabhängig von der 

Einschätzung dieses Sachverhalts durch die Experten ist es aber auch gleichzeitig 

so, dass nicht jeder Beschäftigte das auch als beanspruchend empfindet. Betrachtet 

man die Arbeitsanforderungen im Detail stellt sich analog zu den körperlichen Belas-

tungen dementsprechend auch hier zum einen die Frage, an wie viel Prozent der 

Erwerbstätigen bestimmte Anforderungen gerichtet werden und zum anderen, wie 

viele von diesen sich dadurch belastet fühlen. Auskunft hierüber gibt Tabelle 2.  

Liegt eine Anforderung (z.B. 51,4 % bei „Arbeitsvorgang wiederholt sich bis in alle 

Einzelheiten“) häufig vor, ist dies nicht gleichbedeutend damit, dass sie von allen als 

Belastung angesehen wird (vgl. 14,4 % der Befragten, bei denen sich die Arbeits-

gänge wiederholen). Besonders auffällig ist in der Tabelle der Termin- und Leis-

tungsdruck, dem etwa jeder zweite häufig ausgesetzt ist. Er wird von fast 60 % der 
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Betroffenen als Belastung angesehen. Ähnliches gilt für Störungen bei der Arbeit. 

Auch vorgegebene Mindestleistungen (Stückzahl oder Zeit) führen wie schnelles Ar-

beiten zu hohen Belastungsquoten. Fast 60 % müssen häufig verschiedene Vorgän-

ge gleichzeitig im Auge behalten; als belastend sieht dies aber nur jeder Vierte an. 

Tab. 2: Arbeitsanforderungen und die daraus resultierende Belastung 

Arbeitsanforderungen  
und Belastung dadurch 

häufige  
Anforderungen 

in % 

Wahr-
genommene 
Belastung  

in % 
Termin- und Leistungsdruck 53,5 59,4 
Arbeitsdurchführung in Einzelheiten  
vorgeschrieben 22,9 29,7 

Arbeitsgang wiederholt sich bis in  
alle Einzelheiten 51,4 14,4 

neue Aufgaben 39,1 15,8 
Verfahren verbessern; neues ausprobieren 27,8 --- 
bei der Arbeit gestört; unterbrochen  
(Kollegen, schlechtes Material,  
Maschinenstörungen, Telefon) 

46,1 59,8 

Stückzahl, Mindestleistung,  
Zeit vorgeschrieben 31,1 45,0 

nicht gelerntes / nicht beherrschtes  
wird verlangt 8,8 39,5 

verschiedene Arbeiten /  
Vorgänge gleichzeitig im Auge behalten 58,7 26,5 

kleiner Fehler – großer finanzieller Verlust 15,4 44,6 
an Grenzen der Leistungsfähigkeit gehen 17,0 69,2 
sehr schnell arbeiten 44,0 42,1 
gefühlsmäßig belastende Situation 12,1 --- 

Handlungsspielraum, Kontrolle und Ressourcen  

Dem Handlungsspielraum, den Kontrollmöglichkeiten und insbesondere der Unter-

stützung am Arbeitsplatz kommt den vorliegenden Erkenntnissen zur Folge ein hoher 

Einfluss bezogen auf die Zufriedenheit und die Gesundheit der Beschäftigten zu.  

Immerhin jeder Achte wird häufig nicht rechtzeitig über Entscheidungen informiert 

(Tab. 3). Mit 73,5 % ist der Anteil der Beschäftigten, die dieses Vorgehen als belas-

tend einschätzen, sehr hoch. Noch höher ist diese Quote sogar bei Erwerbstätigen, 
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denen nicht alle notwendigen Informationen zur Verfügung stehen, was immerhin auf 

jeden Zwölften zutrifft. 

Tab. 3: Nicht vorhandene Kontrolle und die daraus resultierende Belastung 

Kontrolle und  
Belastung dadurch 

häufig  
mangelnde  
Kontrolle  

in % 

Wahr- 
genommene 
Belastung 

in % 
nicht rechtzeitig über Entscheidungen  
informiert 12,9 73,5 

nicht alle notwendigen Informationen  
bekommen 8,0 78,6 

Etwa 40 % geben an, wenig Einfluss auf die zugewiesene Arbeitsmenge zu haben, 

belastet fühlt sich davon aber nur jeder fünfte (Tab. 4). Annähernd 30 % der Befrag-

ten dürfen nicht selbst entscheiden, wann sie Pause machen. Eine subjektiv wahrge-

nommene Belastung ergibt sich daraus nach eigenen Aussagen für ca. jeden sechs-

ten.  

Tab. 4: Nicht bzw. selten vorhandene Handlungsspielräume und die daraus resul-
tierende Belastung 

Handlungsspielraum 
und Belastung dadurch 

nie /selten 
Handlungs-
spielraum in 
Bezug auf… 

in % 

Wahr- 
genommene 
Belastung  

in % 

eigene Arbeit selbst planen 14,0 13,4 
Einfluss auf zugewiesene Arbeitsmenge 40,1 19,3 
selbst entscheiden, wann Pause 28,9 17,4 

Bezüglich der vorhandenen Ressourcen (Tab. 5) ist auffällig, dass ein großer Teil der 

Befragten (83,3 %) die Zusammenarbeit mit Kollegen meist als gut bezeichnet.  

Dass die benötigte Unterstützung häufig vorhanden war, wurde in weniger Fällen 

genannt (69,7 %). Dies gilt insbesondere für die Unterstützung durch Vorgesetzte 

(51,5 %).  
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Tab. 5: Vorhanden und fehlende Ressourcen und die daraus  
resultierende Belastung 

Ressourcen 
häufig  

Ressourcen 
in Bezug auf 

… in % 

nie/ selten 
Ressourcen  
in Bezug auf 

… in % 

Wahr- 
genommene 
Belastung  

in % 
am Arbeitsplatz Teil einer  
Gemeinschaft 74,6 9,5 25,2 

Zusammenarbeit mit Kollegen 
ist gut 83,3 3,0 51,7 

Unterstützung von Kollegen, 
wenn benötigt 69,7 6,1 37,7 

Unterstützung von  
Vorgesetzten, wenn benötigt 51,5 16,3 40,2 

Wenn Ressourcen nicht zur Verfügung stehen, kann das zu Belastungen führen. 

Deutlich wird das z.B. bei der nie oder selten angebotenen Unterstützung von Vorge-

setzten (16,3 %); 40,2 % fühlen sich dadurch belastet. Die mangelnde Unterstützung 

durch Kollegen führt zu ähnlich hohen Belastungsanteilen (37,7 %), kommt aber er-

heblich seltener vor (6,1 %). Mehr als die Hälfte der Befragten fühlen sich belastet, 

wenn die Zusammenarbeit mit Kollegen nicht als gut bezeichnet werden kann, was 

aber selten angegeben wurde (3,0 %).  

Arbeitszufriedenheit 

Betrachtet man die mittleren Zufriedenheitswerte in Tabelle 6, wird deutlich, dass die  

Erwerbstätigen insgesamt mit ihren Arbeitsplätzen zufrieden sind.  

Der einzige Ausschlag nach unten ist bei den Aufstiegsmöglichkeiten zu verzeich-

nen, mit denen die Befragten im Schnitt eher weniger zufrieden sind. Interessanter-

weise ist der höchste Wert neben der Zufriedenheit mit Art und Inhalt der Tätigkeit 

bei der Gesamtzufriedenheit zu verzeichnen. 
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Tab. 6: Arbeitszufriedenheit 

Arbeitszufriedenheit Mittelwert* 

Einkommen aus dieser Tätigkeit 2,71 
Aufstiegsmöglichkeiten 2,11 
Arbeitszeit 2,93 
Betriebsklima 3,17 
Direkten Vorgesetzen 3,10 
Art und Inhalt der Tätigkeit 3,20 
Räumliche Gegebenheiten 3,01 
Möglichkeiten, Fähigkeiten anzuwenden 3,09 
Möglichkeiten, sich weiterzubilden und hinzuzulernen 2,81 
Arbeitsmitteln (inkl. Software und Möbeln) 2,96 
Körperlichen Arbeitsbedingungen 2,98 
Gesamtzufriedenheit 3,20 
 

*
4 = sehr zufrieden; 3 = zufrieden; 2 = weniger zufrieden; 1 = nicht zufrieden 

Gesundheit 

Neben dem allgemeinen Gesundheitszustand (Abb. 7) sind die Erwerbstätigen auch 

nach einzelnen gesundheitlichen Beschwerden während oder direkt nach der Arbeit 

gefragt worden. 

Allgemeiner Gesundheitszustand

gut; 53,1%

sehr gut; 25,4%

ausgezeichnet ; 
11,7%weniger gut; 

8,3%

schlecht; 1,6%

 
Abb. 7: Allgemeiner Gesundheitszustand 
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Während lediglich 10 % ihren allgemeinen Gesundheitszustand als nicht gut be-

zeichnen (Tab. 7), werden drei akute gesundheitliche Beschwerden von mehr als  

40 % der Befragten genannt: 

• Schmerzen im unteren Rücken / Kreuzschmerzen 

• Schmerzen im Nacken- oder Schulterbereich 

• Allgemeine Müdigkeit, Mattigkeit, Erschöpfung 

Wegen der beiden erstgenannten sind viele der Befragten in der Vergangenheit be-

reits in ärztlicher oder therapeutischer Behandlung gewesen. 
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Tab. 7: Gesundheitliche Beschwerden und ärztliche / therapeutische Behandlung 

Gesundheitliche Beschwerden  
und entsprechende ärztliche  

oder therapeutische Behandlungen 

Gesundheitli-
che Beschwer-

den in %7

davon ärztlich / 
therapeutisch 

behandelt8

Schmerzen i. u. Rücken, Kreuzschmerzen 42,6 67,4 
Schmerzen im Nacken-, Schulterbereich 46,1 61,7 
Schmerzen in Armen und Händen 20,4 48,4 
Schmerzen in der Hüfte 11,1 60,6 
Schmerzen in den Knien 18,4 54,4 
Schmerzen in den Beinen, Füßen,  
geschwollene Beine 20,2 35,1 

Kopfschmerzen 28,9 36,5 
Herzschmerzen, Stiche, Schmerzen i. d. Brust 5,4 63,2 
Atemnot 2,7 67,7 
Husten 7,4 53,0 
Laufen der Nase oder Niesreiz 12,1 34,6 
Augenbeschwerden, d.h. Brennen,  
Schmerzen, Rötung, Jucken, Tränen 19,2 47,8 

Hautreizungen, Juckreiz 8,2 50,2 
Nächtliche Schlafstörungen 19,8 21,8 
Allg. Müdigkeit, Mattigkeit, Erschöpfung 42,7 14,9 
Magen- oder Verdauungsbeschwerden 10,3 59,8 
Hörverschlechterung, Ohrgeräusche 12,6 50,9 
Nervosität, Reizbarkeit 27,3 13,8 
Niedergeschlagenheit 18,3 16,1 
Schwindelgefühl 4,8 51,9 
Burnout 7,1 27,5 
Depression 4,1 54,1 
andere Beschwerden 2,8 42,0 

Betriebliche Gesundheitsförderung  

Nur ungefähr ein Drittel der Betriebe bot in den letzten zwei Jahren Maßnahmen zur 

Gesundheitsförderung an (vgl. Tab. 8). Über die Hälfte hingegen machten keinerlei 

Angebote in dieser Richtung.  

                                            
7 Einleitung: Sagen Sie mir bitte, ob die folgenden gesundheitlichen Beschwerden bei Ihnen während  
  oder unmittelbar nach der Arbeit häufig auftreten. 
  Frage, z.B.: Schmerzen im unteren Rücken, Kreuzschmerzen 
8 Einleitung: Ich nenne Ihnen nochmals Ihre Beschwerden. Bitte sagen Sie mir jeweils, ob Sie wegen 
  dieser Beschwerde durch einen Arzt oder Therapeuten behandelt wurden. 
  Frage, z.B.: Schmerzen im unteren Rücken, Kreuzschmerzen 
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Tab. 8: Gesundheitsförderungsmaßnahmen im Betrieb 

Gesundheitsförderungsmaßnahmen in den letzten 2 Jahren in % 
nein 57,3 
ja, davon 33,0 
weiß nicht 5,7 
keine Angabe / fehlend 4,0 

nicht 
teilgenommen

34,3%

keine Angabe
0,1%

teilgenommen
65,6%

teilgenommen nicht teilgenommen keine Angabe

 
Abb. 8: Teilnahme an Gesundheitsförderungsmaßnahmen 

Wenn Gesundheitsförderungsmaßnahmen angeboten wurden, wurden diese von 

65,6 % der Erwerbstätigen genutzt (Abb. 7). 

Gefährdungsbeurteilung 

Obwohl gesetzlich vorgeschrieben, ist bekannt, dass längst nicht an jedem Arbeits-

platz eine Gefährdungsbeurteilung vorgenommen wird (Abb. 8). Zur Objektivierung 

dieser Annahme sind die Erwerbstätigen gefragt worden, ob an ihrem Arbeitsplatz 

eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt wurde. Verneint haben dies weit mehr als 

die Hälfte der Befragten. Weitere 14,1 % waren sich nicht sicher, wohingegen nur 

knapp mehr als ein Viertel der Erwerbstätigen diese Frage sicher bejahen konnten. 
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Wurde an Ihrem Arbeitsplatz eine 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt

Nein; 57,1weiß nicht; 14,1

kenne ich nicht; 
0,9

Ja; 27,8

 
Abb. 9: Gefährdungsbeurteilung 

Ausblick 

Die hier dargestellten Daten geben einen ersten Überblick über die Situation der Be-

schäftigten in Betrieben. Differenziertere z.B. berufs- oder branchenbezogene Aus-

wertungen finden Sie im Bericht „Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2005“ und 

auf unserer Homepage www.baua.de. 

Weitere Auswertungen zur beruflichen Qualifikation und zur Weiterbildung sind auf 

der Homepage des BIBB einzusehen (www.bibb.de/de/wlk21738.htm). 
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Basisdaten zum Unfallgeschehen 2005 

Beruf 1) Häufigkeiten Veränderungen 
zum Vorjahr  

in % 

Erwerbstätige *38.823.000 - 0,1 

Versicherte 57.760.837 + 0,1 

Vollarbeiter 36.282.291 - 1,7 

meldepflichtige Unfälle gesamt 1.217.350 - 4,9 

davon:    
Arbeitsunfälle 1.029.520 - 5,4 
Wegeunfälle 187.830 - 1,6 

Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit 62.569 - 1,9 

Anerkannte Berufskrankheiten 16.519 - 5,1 

Neue Arbeits- und Wegeunfallrenten gesamt 31.010 - 4,2 

davon:    
Arbeitsunfälle 23.886 - 4,3 
Wegeunfälle 7.124 - 3,9 

Neue Berufskrankheitenrenten 5.651 + 8,3 

Tödliche Unfälle gesamt 1.435 - 5,8 

davon:    
Arbeitsunfälle 863 - 9,1 
Wegeunfälle 572 - 0,5 

Todesfälle Berufserkrankter mit Tod infolge der 
Berufskrankheit 

2.600 + 24,2 

* Neuberechnung der Erwerbstätigenzahlen Revision 2005; Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder  

1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Schule und Kindergarten 2) Häufigkeiten Veränderungen 
zum Vorjahr  

in % 

Schüler, Studenten, Kinder in Kindergärten, 
Kinder in Tageseinrichtungen 

17.373.585 - 0,2 

meldepflichtige Unfälle gesamt 1.415.432 - 2,8 

davon:    
Schülerunfälle i.e.S. 1.290.782 - 2,9 
Schulwegunfälle 124.650 - 2,4 

Anzeigen auf Verdacht einer Erkrankung 157 + 48,1 

Neue Unfallrenten gesamt 1.678 - 3,9 

davon:    
Schülerunfälle i.e.S. 1.209 - 6,1 
Schulwegunfälle 469 + 2,2 

Neue Erkrankungsrenten -  - 

Tödliche Unfälle gesamt 81 - 4,7 

davon:    
Schülerunfälle i.e.S. 9 + 50,0 
Schulwegunfälle 72 - 8,9 

 
2) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Heim und Freizeit Häufigkeiten Veränderungen 
zum Vorjahr  

in % 

Einwohner 82,44 Mio. - 0,1 

Unfallverletzungen 3) 5,36 Mio.   

Unfalltote im häuslichen Bereich 4) 6.697 + 6,9 

Unfalltote bei Sport und Spiel 4) 170 + 6,9 

 

Verkehr 4) 
(Bahn, Flugzeug u. Straßenverkehr) 

Häufigkeiten Veränderungen 
zum Vorjahr  

in % 

getötete Personen gesamt 5.547 - 8,0 

davon:    
Straßenverkehr 5.361 - 8,2 

verletzte Personen gesamt 434.232 - 1,5 

davon:    
Straßenverkehr 433.443 - 1,5 

 
3) 4) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Bereich Beruf 
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Unfälle und Berufskrankheiten 

Die folgenden Aussagen beziehen sich auf 57.760.837 Versicherte der gesetzlichen 

Unfallversicherung im Jahr 2005 in der Bundesrepublik Deutschland. 

Das Recht der gesetzlichen Unfallversicherung ist im Siebten Buch des Sozialge-

setzbuches (SGB VII) mit Wirkung ab 1.1.1997 neu geregelt worden. 

Im Jahr 2005 beträgt die Zahl der meldepflichtigen Unfälle in der Bundesrepublik 

Deutschland 1.217.350. Hierbei handelt es sich um 1.029.520 Arbeitsunfälle und 

187.830 Wegeunfälle. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das eine Abnahme der mel-

depflichtigen Unfälle um insgesamt 4,9 %. Dieser Rückgang ist auf eine Abnahme 

der Arbeitsunfälle von 5,4 % und der Wegeunfälle von 1,6 % zurückzuführen. 

Die Anzahl der Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit beträgt 62.569. Das 

sind 1,9 % Verdachtsanzeigen weniger als im Vorjahr. Die Unfälle und Berufskrank-

heiten werden den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung gemeldet. Zu ihnen 

zählen die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die landwirtschaftlichen Berufsge-

nossenschaften und die Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand. 

Unfälle 

Zur Definition und Erfassung der Unfälle ist folgendes zu sagen: 

Als Unfälle gelten Arbeitsunfälle und Wegeunfälle. Ein Arbeitsunfall liegt vor, wenn 

eine versicherte Person bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit innerhalb und 

außerhalb der Arbeitsstätte einen Unfall erleidet. Als Wegeunfälle werden Unfälle auf 

dem Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bezeichnet. Verkehrsunfälle sind in 

dieser Zahl nur enthalten, wenn es sich gleichzeitig um Arbeits- oder Wegeunfälle 

handelt. Ein Unfall ist anzuzeigen, wenn eine versicherte Person durch einen Unfall 

getötet oder so verletzt wird, dass sie stirbt oder für mehr als drei Kalendertage völlig 

oder teilweise erwerbsunfähig ist. 
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Die Aussagekraft absoluter Unfallzahlen ist begrenzt, da die Zahl der beschäftigten 

Personen unberücksichtigt bleibt. Eine größere Aussagefähigkeit im Hinblick auf die 

Vergleichbarkeit von Unfallhäufigkeiten wird erreicht, wenn den absoluten Zahlen 

Bezugsgrößen zugeordnet werden. Im Berufsbereich werden die Unfälle auf die 

„Vollarbeiter“ bezogen. 

Die Zahl der „Vollarbeiter“ ist eine statistische Größe die zur Berechnung der Unfall-

häufigkeit verwendet wird. Die verschiedenen zeitlichen Beschäftigungsverhältnisse 

(z.B. Teilzeitbeschäftigung, Überstunden) der Versicherten, werden zur Ermittlung 

der Zahl der Vollarbeiter auf Beschäftigungsverhältnisse mit normaler ganztägiger 

Arbeitszeit (für das Jahr 2005: 1.570 Stunden) umgerechnet. In die Zahl der Vollar-

beiter fließen anteilig z.B. ehrenamtlich Tätige, Blutspender und Arbeitslose - die ei-

ner geringfügigen Beschäftigung nachgehen - ein, die ebenfalls in der Unfallversiche-

rung versichert sind. 

Für einen Vergleich der Unfallhäufigkeiten im gewerblichen Bereich über einen län-

geren Zeitraum bieten sich die auf geleisteten Arbeitsstunden bezogenen Unfallzah-

len an, da diese Bezugsgröße nicht von dem o.g. Richtwert abhängt. Da die geleiste-

ten Arbeitsstunden jedoch für den Bereich der Unfallversicherungsträger der öffentli-

chen Hand erst ab 1986 und für den Bereich der Landwirtschaft bis jetzt noch gar 

nicht erhoben werden, muss die zeitliche Entwicklung der meldepflichtigen Arbeitsun-

fälle ab 1970 bei den drei Versicherungsbereichen getrennt ausgewiesen werden 

(vgl. Seite 58). 

Unter „neue Unfallrente“ wird derjenige Versicherungsfall aus der Gesamtmenge der 

Arbeits- bzw. Wegeunfälle ausgewiesen, für den im Berichtsjahr erstmals eine Rente 

an Versicherte (bzw. eine Abfindung) oder eine Rente an Hinterbliebene (bzw. ein 

Sterbegeld) durch Verwaltungsakt festgestellt worden ist. Das SGB VII bestimmt die 

Voraussetzungen für Rentenzahlungen. So muss als Voraussetzung für die Zahlung 

einer Rente an Versicherte eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens  

20 v.H. über die 26. Woche nach dem Unfall hinaus bestehen. Für die übrigen Versi-

cherten, die einen Arbeits- oder Wegeunfall erleiden, erbringen die Unfallversiche-
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rungsträger Bar- und Sachleistungen für medizinische, berufliche und/oder soziale 

Rehabilitation. 

Die Zahl der neuen Rentenfälle beträgt für 2005 insgesamt 31.010. Die Unfälle glie-

dern sich in 23.886 neue Arbeitsunfallrenten und 7.124 neue Wegeunfallrenten auf. 

Dies ist gegenüber dem Vorjahr eine Abnahme von 4,2 % (Arbeitsunfälle minus  

4,3 %, Wegeunfälle minus 3,9 %). 

Ein Unfall mit Todesfolge wird im Berichtsjahr registriert, wenn der Tod sofort oder 

innerhalb von 30 Tagen nach dem Unfall eingetreten ist (seit 1994 ist damit die Ver-

gleichbarkeit mit anderen Todesfallstatistiken hergestellt). Im Jahr 2005 beträgt die 

Zahl der tödlichen Unfälle 1.435. Die Todesfälle gliedern sich auf in 863 tödliche Ar-

beitsunfälle sowie 572 tödliche Wegeunfälle. 
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Meldepflichtige Arbeitsunfälle je 1.000 Vollarbeiter 
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Zeitliche Entwicklung der meldepflichtigen Arbeitsunfälle  
je 1 Mio. Arbeitsstunden bzw. je 1.000 Vollarbeiter nach Wirtschaftszweigen1)

1970 1980 1990 2000 2005

Bergbau 112,6 74,7 48,5 21,2 15,0

Steine und Erden 81,7 67,4 52,6 40,0 26,9

Gas und Wasser 36,3 34,1 26,8 17,5 15,6

Eisen und Metall 82,7 64,4 48,9 35,4 26,4

Elektrotechnik 32,3 21,5 17,0 13,9 10,2

Chemie 49,4 32,1 21,8 13,6 9,5

Holz- u. Schnitzstoffe 77,8 83,4 67,9 53,6 39,5

Papier und Druck 51,9 38,3 29,4 18,3 16,2

Textil und Leder 25,6 28,5 25,0 18,5 14,2

Nahrungs- u. Genußmittel 48,3 50,9 47,3 36,3 30,9

Bau 99,3 86,2 75,2 58,7 42,7

Handel, Geldwesen 27,4 22,1 18,9 14,5 11,4

Verkehr 50,7 43,7 34,8 32,5 26,2

Gesundheitsdienst 9,5 11,9 17,5 10,4 8,3
Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften 53,7 42,0 32,8 24,1 17,3

1970 1980 1990 2000 2005
Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften 103,0 76,0 52,1 37,1 27,2

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 90,1 99,8 99,0 65,3 52,3

Unfallversicherungsträger 
der öffentl. Hand 49,8 51,0 48,7 48,0 26,2

Unfallversicherungsträger 
gesamt/ Durchschnitt 95,0 75,0 54,4 40,0 28,4

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 
je 1 Mio. ArbeitsstundenWirtschaftszweig

Unfallver-
sicherungsträger

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 
je 1.000 Vollarbeiter

1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 

 58 



    

Die Unfallhäufigkeiten im Jahr 2005 haben sich - jeweils bezogen auf  
die Jahre 1970, 1980, 1990, 2000 - wie folgt verändert 
Wirtschaftszweig

1970 1980 1990 2000

Bergbau - 86,7 - 79,9 - 69,1 - 29,2

Steine und Erden - 67,1 - 60,1 - 48,9 - 32,7

Gas und Wasser - 57,1 - 54,3 - 42,0 - 11,2

Eisen und Metall - 68,1 - 59,1 - 46,1 - 25,6

Elektrotechnik - 68,3 - 52,3 - 39,7 - 26,4

Chemie - 80,8 - 70,5 - 56,5 - 30,5

Holz- u. Schnitzstoffe - 49,2 - 52,7 - 41,8 - 26,4

Papier und Druck - 68,8 - 57,7 - 44,7 - 11,2

Textil und Leder - 44,6 - 50,2 - 43,4 - 23,5

Nahrungs- u. Genußmittel - 36,0 - 39,3 - 34,7 - 14,8

Bau - 57,1 - 50,5 - 43,3 - 27,4

Handel, Geldwesen - 58,5 - 48,6 - 39,8 - 21,7

Verkehr - 48,3 - 40,0 - 24,7 - 19,2

Gesundheitsdienst - 12,9 - 30,3 - 52,6 - 19,7
Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften - 67,7 - 58,7 - 47,1 - 28,0

1970 1980 1990 2000
Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften - 73,6 - 64,2 - 47,8 - 26,7

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften - 42,0 - 47,6 - 47,2 - 20,0

Unfallversicherungsträger 
der öffentl. Hand - 47,4 - 48,7 - 46,3 - 45,5

Unfallversicherungsträger 
gesamt/ Durchschnitt - 70,1 - 62,1 - 47,8 - 29,0

Zu-/Abnahme der meldepflichtigen 
Arbeitsunfälle je 1 Mio. Arbeitsstunden 

im Jahr 2005 gegenüber (%)

Zu-/Abnahme der meldepflichtigen 
Arbeitsunfälle je 1.000 Vollarbeiter 

im Jahr 2005 gegenüber (%)

Unfallver-
sicherungsträger

 
eigene Berechnung 
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Zeitliche Entwicklung der meldepflichtigen Wegeunfälle  

je 1.000 Versicherte nach Wirtschaftszweigen1) 

1970 1980 1990 2000 2005

Bergbau 11,4 7,7 5,4 5,0 3,6

Steine und Erden 11,6 7,4 4,8 4,6 3,8

Gas und Wasser 10,1 6,2 4,5 5,0 4,3

Eisen und Metall 13,3 9,5 6,3 5,8 5,2

Elektrotechnik 10,4 5,9 4,8 4,4 4,0

Chemie 13,9 8,2 5,5 5,1 4,8

Holz- u. Schnitzstoffe 10,7 8,3 4,8 5,4 4,4

Papier und Druck 10,3 7,5 4,9 3,6 3,1

Textil und Leder 11,8 9,2 6,2 4,8 4,7

Nahrungs- u. Genußmittel 8,8 7,4 4,6 4,4 4,2

Bau 11,1 7,8 4,9 4,5 3,8

Handel, Geldwesen 9,5 6,9 4,2 3,4 2,8

Verkehr 6,0 4,6 3,8 3,7 4,2

Gesundheitsdienst 6,5 6,8 8,9 4,7 4,4

Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften 10,7 7,5 5,0 4,1 3,6

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 0,7 0,9 0,7 0,9 0,7

Unfallversicherungsträger 
der öffentl. Hand 4,2 3,8 4,9 5,1 2,9

Versicherungsträger 
gesamt/ Durchschnitt 7,9 5,9 4,6 4,1 3,3

Meldepflichtige Wegeunfälle je 1.000 VersicherteWirtschaftszweig

 
1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Die Unfallhäufigkeiten im Jahr 2005 haben sich - jeweils bezogen auf die  

Jahre 1970, 1980, 1990, 2000 - wie folgt verändert 

Wirtschaftszweig

1970 1980 1990 2000

Bergbau - 68,4 - 53,2 - 33,0 - 27,6

Steine und Erden - 66,9 - 48,1 - 19,9 - 17,1

Gas und Wasser - 57,6 - 31,3 - 5,5 - 13,5

Eisen und Metall - 60,6 - 45,0 - 16,3 - 9,8

Elektrotechnik - 61,2 - 31,3 - 15,5 - 8,4

Chemie - 65,7 - 41,5 - 13,3 - 5,9

Holz- u. Schnitzstoffe - 58,8 - 47,0 - 8,4 - 19,0

Papier und Druck - 70,2 - 58,9 - 37,1 - 13,5

Textil und Leder - 60,7 - 49,4 - 24,6 - 2,9

Nahrungs- u. Genußmittel - 52,7 - 43,4 - 8,1 - 5,4

Bau - 65,5 - 50,6 - 22,2 - 13,9

Handel, Geldwesen - 71,1 - 60,0 - 33,7 - 19,4

Verkehr - 30,3 - 8,7 + 10,3 + 11,8

Gesundheitsdienst - 32,0 - 35,7 - 50,8 - 6,4

Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften - 66,6 - 52,4 - 28,6 - 13,1

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften + 1,4 - 17,0 + 12,3 - 17,0

Unfallversicherungsträger 
der öffentl. Hand - 31,6 - 23,5 - 40,8 - 43,6

Versicherungsträger 
gesamt/ Durchschnitt - 58,6 - 45,1 - 28,9 - 20,0

Zu-/Abnahme 
der meldepflichtigen Wegeunfälle 
je 1.000 Versicherte im Jahr 2005 

gegenüber (%)

 
eigene Berechnung 
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Berufskrankheiten 

In Deutschland gilt ebenso wie in vielen anderen Ländern ein gemischtes Be-

rufskrankheitensystem (Liste und Einzelfälle). Berufskrankheiten sind nach § 9  

Abs. 1 SGB VII diejenigen „Krankheiten, die die Bundesregierung durch Rechtsver-

ordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankheit bezeichnet und die 

Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII be-

gründenden Tätigkeit erleiden“. In diese Liste können ausschließlich Erkrankungen 

durch besondere gefährdende Einwirkungen aufgenommen werden, „denen be-

stimmte Personengruppen durch ihre versicherte Tätigkeit in erheblich höherem Gra-

de als die übrige Bevölkerung ausgesetzt sind“. Darüber hinaus ermöglicht § 9 Abs. 2 

SGB VII im Einzelfall die Anerkennung und Entschädigung einer nicht in der Liste 

aufgeführten Krankheit, wenn nach neuen medizinisch-wissenschaftlichen Erkennt-

nissen die sonstigen Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt sind. 

Damit eine Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt werden kann, muss die versi-

cherte Tätigkeit die Ursache für die schädigende Einwirkung sein (haftungsbegrün-

dende Kausalität), und die Einwirkung wiederum muss ursächlich für die Erkrankung 

sein (haftungsausfüllende Kausalität).  

Bei einigen Krankheiten müssen zusätzlich - neben diesem Kausalzusammenhang 

und den jeweiligen medizinischen Merkmalen - besondere versicherungsrechtliche 

Voraussetzungen erfüllt sein: Erkrankungen durch Isocyanate (BK-Nr. 1315), Erkran-

kungen der Sehnenscheiden (BK-Nr. 2101), vibrationsbedingte Durchblutungsstö-

rungen der Hände (BK-Nr. 2104), bandscheibenbedingte Erkrankungen der Hals- 

oder Lendenwirbelsäule aufgrund bestimmter langjähriger Belastungen (BK-Nr. 2108 

bis 2110), obstruktive Atemwegserkrankungen (BK-Nr. 4301 und 4302) sowie Haut-

erkrankungen (BK-Nr. 5101) müssen zusätzlich zur Unterlassung aller Tätigkeiten 

gezwungen haben, die für die Entstehung, die Verschlimmerung oder das Wiederauf-

leben der Krankheit ursächlich waren oder sein können.  

Bei Hauterkrankungen muss zusätzlich das Tatbestandsmerkmal „schwere Krankheit 

oder wiederholte Rückfälligkeit“ erfüllt sein. Dies bedeutet, dass trotz Vorliegen der 

 63



 

haftungsbegründenden und haftungsausfüllenden Kausalität bei diesen Erkrankun-

gen eine Anerkennung als Berufskrankheit erst dann möglich ist, wenn diese zusätz-

lichen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die Berufskrankheitenliste ist zuletzt mit Wirkung vom 01.10.2002 durch die Be-

rufskrankheitenverordnung (BKV) um die Berufskrankheit Lungenkrebs durch Quarz-

staub (BK-Nr. 4112) erweitert worden. Darüber hinaus wurde die Berufskrankheit 

Drucklähmungen der Nerven (BK-Nr. 2106) auf Druckschädigungen der Nerven aus-

gedehnt. Die Erkrankungen konnten schon vor Inkrafttreten der neuen BKV im Rah-

men von § 9 Abs. 2 SGB VII wie eine Berufskrankheit entschädigt werden.  

Im Berichtsjahr beträgt die Zahl der Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit 

62.569. Betrachtet man die Verdachtsanzeigen im Hinblick auf einzelne Krankheits-

arten, so ergeben sich folgende Schwerpunkte. Den größten Anteil von 27,0 % bilden 

die Hautkrankheiten (BK-Untergruppe 5101, 5102) mit 16.896 Anzeigen. An zweiter 

Stelle folgt die BK-Untergruppe Nr. 21 „Mechanische Einwirkungen“ mit 10.863 An-

zeigen (17,4 %). Darin enthalten ist die Berufskrankheit Nr. 2108 "Lendenwirbelsäu-

le, Heben und Tragen" mit 5.847 Anzeigen (9,3 %), von denen allerdings auffallend 

wenige anerkannt werden. Ein weiterer Schwerpunkt findet sich bei den Atemwegs-

erkrankungen mit insgesamt 14.474 (23,1 %) Verdachtsanzeigen, davon 10.336 Er-

krankungen durch anorganische Stäube (16,5 %) und 3.904  

obstruktive Atemwegserkrankungen (6,2 %). Weitere 9.787 Anzeigen betreffen den 

Verdacht einer Lärmschwerhörigkeit (15,6 %). Eine zahlenmäßig geringere Bedeu-

tung kommt den Verdachtsanzeigen bei den Krankheiten aufgrund chemischer Ein-

wirkungen zu mit 2.537 (4,1 %) sowie den 5.397 Anzeigen von Krankheiten durch 

Infektionserreger und Parasiten (8,6 %). Bei den 1.961 sonstigen Anzeigen (3,1 %) 

handelt es sich um die Fälle, bei denen die vermutete Erkrankung nicht in der Be-

rufskrankheiten-Liste enthalten ist.  

Sind alle Voraussetzungen für das Vorliegen einer Berufskrankheit (vgl. Seite 63 f) 

erfüllt, so wird diese anerkannt. Insbesondere muss zwischen versicherter Tätigkeit 

und schädigender Einwirkung sowie zwischen dieser Einwirkung und der Erkrankung 

ein rechtlich wesentlicher ursächlicher Zusammenhang bestehen.  
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Unter „neue Berufskrankheitenrente“, wird derjenige Versicherungsfall aus der Ge-

samtmenge der anerkannten Berufskrankheiten ausgewiesen, für den im Berichtsjahr 

erstmals eine Rente an Versicherte (bzw. eine Abfindung) oder eine Rente an Hin-

terbliebene (bzw. ein Sterbegeld) durch Verwaltungsakt festgestellt worden ist. Das 

SGB VII bestimmt die Voraussetzungen für Rentenzahlungen. So muss als Voraus-

setzung für die Zahlung einer Rente an Versicherte eine Minderung der Erwerbsfä-

higkeit um mindestens 20 v.H. über die 26. Woche nach Erkrankung hinaus beste-

hen. Für die übrigen Versicherten, die an einer anerkannten Berufskrankheit leiden, 

erbringen die Unfallversicherungsträger Bar- und Sachleistungen für medizinische, 

berufliche und/oder soziale Rehabilitation. 

Im Berichtsjahr wurden 16.519 Berufskrankheiten anerkannt, gegenüber 2004 be-

deutet das ein Rückgang von 5,1 %. 

Die Zahl der neuen Berufskrankheitenrenten beläuft sich für das Jahr 2005 auf 5.651 

Fälle. Bezogen auf alle anerkannten Berufskrankheiten ist das ein Anteil von 34,2 %. 

Die Zahl der neuen Berufskrankheitenrenten ist gegenüber dem Vorjahr um 434 Fälle 

bzw. 8,3 % gestiegen. Hinsichtlich der Krankheitsarten stehen bei den neuen Be-

rufskrankheitenrenten die Erkrankungen durch anorganische Stäube mit 2.688 Fällen 

auf Rang 1, es folgen mit großem Abstand die Lärmerkrankungen mit 701 Fällen und 

die Berufskrankheitenuntergruppe „Mechanische Einwirkungen“ mit 426 Fällen.  

Tod als Folge einer Berufskrankheit wird nach der Rechtssprechung angenommen, 

wenn die Berufskrankheit alleinige Ursache oder mindestens rechtlich wesentliche 

Teilursache des Todes war. 2.600 Todesfälle Berufserkrankter mit Tod infolge der 

Berufskrankheit waren 2005 zu verzeichnen. 
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Zeitliche Entwicklung der Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit nach 

Krankheitsgruppen und –untergruppen1) 

Gruppe/         Bezeichnung
Unter-
gruppe

1 Durch chemische Einwirkungen
verursachte Krankheiten 2.060 1.874 2.796 2.637 2.537

11 Metalle und Metalloide 576 358 397 344 285

12 Erstickungsgase 587 226 165 102 170

13 Lösungsmittel, Schädlingsbe-
kämpfungsmittel (Pestizide) u.
sonst. chemische Stoffe 897 1.290 2.234 2.191 2.082

2 Durch physikalische Einwirkungen
verursachte Krankheiten 7.000 20263 15200 34.293 21.298

21 Mechanische Einwirkungen 4.843 3.960 5.053 20.797 10.863

22 Druckluft 73 12 55 26 6

23 Lärm 2.007 16.256 10.018 12.728 9.787

24 Strahlen 77 35 74 742 642

3 Durch Infektionserreger o. Para-
siten verursachte Krankheiten
sowie Tropenkrankheiten 3.443 3.879 3.179 3.449 5.397

4 Erkrankungen d. Atemwege
u. d. Lungen, des Rippenfells
und Bauchfells 6.340 6.518 13.393 17.832 14.474

41 Erkrankungen durch anorganische
Stäube 5.875 4.621 6.056 11.227 10.336

42 Erkrankungen durch organische
Stäube - 134 289 274 234

43 Obstrukt. Atemwegs-
erkrankungen 465 1.763 7.048 6.331 3.904

5 Hautkrankheiten 6.678 12.058 20.702 20.984 16.896

6 Krankheiten sonstiger Ursache 13 4 12 2 6

Krankheiten ehem. DDR - - - 9 -

sonstige Krankheiten 426 518 2.451 2.336 1.961

Gesamt 25.960 45.114 57.751 81.542 62.569

1990 2000 2005

Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit nach 
Krankheitsgruppen und -untergruppen

1970 1980

 
1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Zeitliche Entwicklung der neuen Berufskrankheitenrenten nach  

Krankheitsgruppen und –untergruppen1) 
Gruppe/        Bezeichnung
Unter-
gruppe

 

1 Durch chemische Einwirkungen
verursachte Krankheiten 106 88 140 212 213

11 Metalle und Metalloide 48 40 42 30 19

12 Erstickungsgase 23 6 2 3 3

13 Lösungsmittel, Schädlingsbe-
kämpfungsmittel (Pestizide) u.
sonst. chemische Stoffe 35 42 96 179 191

2 Durch physikalische Einwirkungen
verursachte Krankheiten 1.804 3.321 1.483 1.478 1.063

21 Mechanische Einwirkungen 1.174 674 440 442 297

22 Druckluft 4 4 1 2

23 Lärm 622 2.639 1.039 838 590

24 Strahlen 4 4 3 196 216

3 Durch Infektionserreger o. Para-
siten verursachte Krankheiten
sowie Tropenkrankheiten 966 899 229 235 228

4 Erkrankungen d. Atemwege
u. d. Lungen, des Rippenfells
und Bauchfells 1.731 1.491 1.823 3.032 3.009

41 Erkrankungen durch anorganische
Stäube 1.597 1.286 1.288 2.446 2.643

42 Erkrankungen durch organische
Stäube - 38 107 89 65

43 Obstrukt. Atemwegs-
erkrankungen 134 167 428 497 301

5 Hautkrankheiten 560 429 760 491 286

6 Krankheiten sonstiger Ursache 3 - - - -

Krankheiten ehem. DDR - - - 99 45

sonstige Krankheiten 3 7 17 - -

Fälle nach § 9 Abs. 2 SGB VII*) - - - 23 807

Gesamt 5.173 6.235 4.452 5.570 5.651

Neue Berufskrankheitenrenten nach 
Krankheitsgruppen und -untergruppen

1970 1980 1990 2000 2005

-

 
*) bis 31.12.96 § 551 Abs. 2 RVO 
1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Arbeitsunfähigkeitsvolumen und Produktionsausfallkosten 

Schätzung der volkswirtschaftlichen Produktionsausfallkosten durch Arbeits-

unfähigkeit anhand der Lohnkosten und des Verlustes an Arbeitsproduktivität 

Die Schätzung der Produktionsausfälle durch Arbeitsunfähigkeit gibt volkswirtschaft-

lich gesehen ein Präventionspotential und mögliches Nutzenpotential an. Mit einer 

durchschnittlichen Arbeitsunfähigkeit von 12,2 Tagen je Arbeitnehmer ergeben sich 

im Jahr 2005 insgesamt 420,5 Millionen Arbeitsunfähigkeitstage. 

Ausgehend von diesem Arbeitsunfähigkeitsvolumen schätzt die Bundesanstalt für 

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin die volkswirtschaftlichen Produktionsausfälle auf 

insgesamt 38 Milliarden Euro bzw. den Ausfall an Bruttowertschöpfung auf 66 Milliar-

den Euro. 

Die Schätzung basiert im Jahr 2005 auf Arbeitsunfähigkeitsdaten von rund 30 Millio-

nen Pflichtversicherten und freiwillig Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche-

rung.  

Wie jede Modellrechnung geht auch diese Schätzung der volkswirtschaftlichen Pro-

duktionsausfälle (Lohnkosten) und der Verluste an Arbeitsproduktivität (Ausfall an 

Bruttowertschöpfung) von bestimmten Annahmen aus. So wird z.B. anhand der 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Statistisches Bundesamt) angenommen, 

dass die Lohnkosten der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer und die Bruttowertschöp-

fung der Erwerbstätigen auf die Daten der vorgenannten Versicherten der gesetzli-

chen Krankenversicherung übertragbar sind. Da die Schätzung mit stark gerundeten 

Werten erfolgt, sind Rundungsfehler und Differenzen in der Spaltensummierung teil-

weise nicht zu vermeiden.  
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1,2 Mio. ausgefallene Erwerbsjahre x 32.800 € durchschnittliches Arbeitnehmerentgelt

Schätzung der volkswirtschaftlichen Produktionsausfälle und der ausgefallenen 
Bruttowertschöpfung durch Arbeitsunfähigkeit 2005 5)

= ausgefallene Produktion durch Arbeitsunfähigkeit = 38 Mrd. €

34,467 Mio. Arbeitnehmer x 12,2 Arbeitsunfähigkeitstage

Schätzung der Produktionsausfallkosten anhand der Lohnkosten (Produktionsausfall)

= 420,5 Mio. Arbeitsunfähigkeitstage = 1,2 Mio. ausgefallene Erwerbsjahre

Produktionsausfälle und Ausfall an Bruttowertschöpfung 
nach Diagnosegruppen 2005 5)

= Anteil am Bruttonationaleinkommen =

1,8 %= Anteil am Bruttonationaleinkommen = 

= ausgefallene Bruttowertschöpfung = 66 Mrd. €
3,0 %

Schätzung des Verlustes an Arbeitsproduktivität (Ausfall an Bruttowertschöpfung)
1,2 Mio. ausgefallene Erwerbsjahre x 57.700 € durchschnittliche Bruttowertschöpfung

in Mio. % in Mrd. €

vom Brutto- 
national- 

einkommen 
in %

in Mrd. €

vom Brutto- 
national- 

einkommen 
in %

V Psychische und 
Verhaltensstörungen 44,1 10,5 4,0 0,2 7,0 0,3

IX
Krankheiten des 
Kreislaufsystems 26,6 6,3 2,4 0,1 4,2 0,2

X
Krankheiten des 
Atmungssystems 60,9 14,5 5,5 0,2 9,6 0,4

XI Krankheiten des 
Verdauungssystems 26,0 6,2 2,3 0,1 4,1 0,2

XIII
Krankheiten des Muskel-
Skelett-Systems und des 
Bindegewebes

97,8 23,3 8,8 0,4 15,5 0,7

XIX
Verletzungen, 
Vergiftungen 53,5 12,7 4,8 0,2 8,5 0,4

alle 
anderen Sonstige Krankheiten 111,6 26,5 10,0 0,4 17,6 0,8

I-XXI alle Diagnosegruppen 420,5 100,0 37,8 1,7 66,5 3,0

Arbeitsunfähig-
keitstage Produktionsausfall Ausfall an Brutto-

wertschöpfung
ICD 10 Diagnosegruppe

 
5) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Kosten der Unfallversicherung  

Die Aufwendungen (Nettoausgaben für die gesamte gesetzliche Unfallversicherung) 

betragen für das Jahr 2005 12,47 Mrd. Euro. 

Zeitliche Entwicklung der Aufwendungen  
für die gesetzliche Unfallversicherung 1) 
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1) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Versichertenrenten 6)

Zum 01. Oktober 2005 schlossen sich auf Bundesebene im Zuge der Organisations-

reform der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger und die Bundesversiche-

rungsanstalt für Angestellte zur Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV) zusam-

men. 

Statistik des Rentenbestandes der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV)  

am 31.12.2005  

Zum 31.12.2005 dokumentiert die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV) einen 

Bestand von 24.497.722 Renten. Eine Gliederung zeigt die folgende Tabelle. 

Rentenart Anzahl % 
Altersrenten (AR) 16.930.718 69,1 
Witwen-/Witwerrenten (WR) 5.491.578 22,4 
volle Erwerbsminderung (EM, voll) 1.537.722 6,3 
teilweise Erwerbsminderung (EM, tlw.) 111.884 0,5 
Waisen-/Erziehungsrenten (WER) 425.659 1,7 

Gesamt 24.497.722 100,00 

AR
16.930.718

EM, voll
1.537.722

WER
425.659

EM, tlw.
111.884

WR
5.491.578

Rentenbestand am 31.12.2005
gesamt 24.497.722

DRV-Statistik
 

6) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Statistik der Rentenzugänge (DRV) des Jahres 2005 

Im Jahr 2005 sind in der gesetzlichen Rentenversicherung insgesamt  

1.312.159 Renten zugegangen. Eine Gliederung zeigt die folgende Tabelle: 

Rentenart Anzahl % 

Altersrenten (AR) 773.268 58,9 

Witwen-/Witwerrenten (WR) 301.499 23,0 

volle Erwerbsminderung (EM, voll) 135.677 10,3 

teilweise Erwerbsminderung (EM, tlw.) 28.317 2,2 

Waisen-/Erziehungsrenten (WER) 73.398 5,6 

Gesamt 1.312.159 100,00 

 

EM, tlw.
28.317

EM, voll
135.677

WR
301.499

AR
773.268

WER
73.398

Rentenzugänge 2005
gesamt 1.312.159

DRV-Statistik  
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Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (DRV) des Jahres 2005 

nach Diagnosegruppen 

Im Jahr 2005 sind aus der gesetzlichen Rentenversicherung 163.905 Renten wegen 

verminderter Erwerbsfähigkeit (EM, voll = 135.677 und EM, tlw. = 28.317) zugegan-

gen. Eine Gliederung nach den häufigsten Diagnosegruppen zeigt die folgende Ta-

belle und das Kreisdiagramm: 

Rentenart Anzahl % 

Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems
und des Bindegewebes 

29.700 18,10 

Psychische und Verhaltensstörungen 52.977 32,30 

Krankheiten des Kreislaufsystems 18.018 11,00 

Neubildungen 23.681 14,50 

übrige Diagnosen *) 39.529 24,10 

Gesamt 163.905 100,00 
*) mit EU-Renten für Bergleute wegen Vollendung des 50. Lebensjahres Rundungsfehler 

Rentenzugänge wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
2005 nach Diagnosegruppen

gesamt 163.905

Krankh. d. Muskel-
Skelett-Systems 

u.d. Bindegewebes
29.700

Psych. u. 
Verhaltens-
störungen 

52.977

Krankh. d. 
Kreislaufsystems 

18.018

Neubildungen 
23.681

übrige Diagnosen*)
39.529

DRV-Statistik
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Bereich 
Schule und Kindergarten 
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Meldepflichtige Unfälle je 1.000 Versicherte 
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Unfälle und Erkrankungen 2)

Die folgenden Aussagen beziehen sich auf 17.373.585 Versicherte (Schüler, Studen-

ten, Kinder in Kindergärten, Kinder in Tageseinrichtungen sowie Schüler an privaten 

beruflichen Schulen) im Jahr 2005 in der Bundesrepublik Deutschland. 

 

 

2) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 
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Seit dem 01.04.1971 sind alle Kinder in Kindergärten, Schüler allgemeinbildender 

und berufsbildender Schulen sowie die Studierenden an Hochschulen in die gesetzli-

che Unfallversicherung einbezogen worden. Seit dem 1.1.1997 ist entsprechend den 

Bestimmungen des SGB VII der Versicherungsschutz auf Kinder in Tageseinrichtun-

gen sowie Schüler an privaten Schulen erweitert worden. Sie erhalten seitdem den 

gleichen umfassenden Unfallversicherungsschutz nach den Vorschriften der Reichs-

versicherungsordnung wie der größte Teil der erwerbstätigen Bevölkerung. 

2005 beträgt die Zahl der meldepflichtigen Unfälle 1.415.432.  

Sie gliedern sich auf in  

1.290.782 Schulunfälle im engeren Sinne 

124.650 Schulwegunfälle (Unfälle auf den Wegen zwischen  

Wohnung und Schule oder Kindergarten). 

Die Anzeige auf Verdacht einer Erkrankung beträgt 157 Fälle. 

Bei den 157 Erkrankungen handelt es sich vorwiegend um Infektionskrankheiten so-

wie um eine von Tieren auf Menschen übertragene Krankheit. Diese Erkrankungen 

werden nach § 9 Abs. 2 SGB VII wie Berufskrankheiten behandelt. 

Bezogen auf die Zahl der Versicherten ergeben sich für 2005 folgende  

Unfallhäufigkeiten: 

74,30 Schulunfälle i.e.S. je 1.000 Versicherte 

7,17 Schulwegunfälle je 1.000 Versicherte. 
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Die Zahl der neuen Rentenfälle beträgt im Berichtsjahr 1.678.  

Sie gliedern sich auf in 

1.209 Schulunfälle i.e.S. 

469 Schulwegunfälle. 

Ausgehend von dem Umstand, dass ein meldepflichtiger Fall ggf. erst nach einer 

gewissen Laufzeit zu einer Entschädigung durch Rente führen kann, kommt man bei 

einer Gegenüberstellung der neuen Rentenfälle mit den meldepflichtigen Fällen des 

Vorjahres zu folgendem Ergebnis: Bei den Schulunfällen i.e.S. muss jeder 1.099. und 

bei den Schulwegunfällen jeder 266. meldepflichtige Fall - wenn auch nur für kurze 

Zeit - entschädigt werden. 

Für das Jahr 2005 weist die Statistik 81 tödliche Unfälle (9 Schulunfälle i.e.S.,  

72 Schulwegunfälle) aus. 

Meldepflichtige Unfälle nach Einrichtungsart und  

Art der schulischen Veranstaltung 

Der Bundesverband der Unfallkassen erfasst in einer Repräsentativstatistik das Un-

fallgeschehen auf einer Basis von 10 % der meldepflichtigen Unfälle nach bestimm-

ten Merkmalsausprägungen. Aufgrund dieser Ergebnisse und den vorgegebenen 

Gesamtzahlen der meldepflichtigen Unfälle wird eine Hochrechnung durchgeführt. 
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Unfälle je 1.000 Versicherte nach Einrichtungsart 

Unfälle/
1.000 Vers.

±% ±%
04/05 04/05

Tageseinrichtungen *) 62 61 - 1,6 2 2 ± 0,0

Grundschulen 59 65 +10,2 5 5 ± 0,0

Hauptschulen 235 236 + 0,4 20 21 + 5,0

Sonderschulen 118 121 + 2,5 14 12 -14,3

Realschulen 115 113 - 1,7 11 11 ± 0,0

Gymnasien 89 77 -13,5 8 8 ± 0,0

Gesamtschulen und
sonst. Allgemeinbil-
dende Schulen

158 166 + 5,1 15 14 - 6,7

Berufliche Schulen *) 26 25 - 3,8 8 8 ± 0,0

Hochschulen 5 4 -20,0 2 2 ± 0,0

Gesamt 76 74 - 2,6 7 7 ± 0,0

Einrichtungsart
2005 2005

Schulunfälle i.e.S./
1.000 Versicherte

Schulwegunfälle/
1.000 Versicherte

20042004

 
*) Seit 1.1.1997: Tageseinrichtungen (Kinderkrippe, Hort) einschl. Kindergärten; Berufliche Schulen  

einschl. private berufliche Schulen 

Ein Vergleich der verschiedenen Einrichtungen untereinander ist nur begrenzt mög-

lich, da bei der Berechnung der Unfallhäufigkeiten die tatsächlichen Expositionszei-

ten der Schüler unberücksichtigt bleiben. 
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Schulunfälle nach Art der schulischen Veranstaltung 

Art der Veranstaltung

2004 2005

Schulische Veranstaltungen
(außer Spiel/Sport) 17,8 19,6

Kinderkrippen, Hortbetriebe 1,4 1,9

Spiel und Sport 46,5 44,5

Besondere schulische
Veranstaltungen 4,1 4,6

Pause 24,7 24,6

Verkehr und Aufenthalt innerhalb 
der Schulanlage außer unterricht-
liche Veranstaltung und Pause

5,2 4,7

Weg außerhalb der Schulanlage 
(außer Schulweg) 0,2 0,2

Gesamt 100,0 100,0

Schulunfälle im engeren Sinne

 
 Rundungsfehler 

Wie auf der Seite 77 berichtet, ereigneten sich im Bereich Schule und Kindergarten 

2005 insgesamt 1.415.432 meldepflichtige Unfälle. 

Davon zählen 4,4 % (absolut 62.542) zu den Straßenverkehrsunfällen. Als Straßen-

verkehrsunfälle gelten im Bereich der Schüler-Unfallversicherung diejenigen Unfälle, 

die sich  

a) auf einem mit dem versicherten Besuch eines Kindergartens, einer Schule oder 

Hochschule zusammenhängenden Weg (z. B. Schulweg, Weg von der Schulan-

lage zu einem außerhalb des Schulgeländes liegenden Sportplatz, Exkursions-

weg etc.) ereignet haben und bei denen  

b) Kinder, Schüler oder Hochschüler infolge des Fahrverkehrs auf öffentlichen 

Wegen und Plätzen (vgl. § 1 StVUnfStatG) so verletzt wurden, dass eine ärztli-

che Behandlung in Anspruch genommen werden musste. 
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Dabei wird jeder Versicherte, der infolge des Straßenverkehrs verletzt oder getötet 

wurde, als Unfall gezählt. 

Straßenverkehrsunfälle nach Art der Verkehrsbeteiligung 

absolut

Ohne 
Verkehrsmittel Fußgänger 4.842 7,7 7,7

Fahrrad 30.521 48,8
motorisiertes Zweirad 5.370 8,6
Pkw 12.119 19,4

Schulbus 3.155 5,0

Sonstige *) 4.051 6,5 6,5

Gesamt 62.542 100,0 100,0

*) inkl. Straßenverkehrsunfälle bei Schülerunfällen i.e.S. Rundungsfehler

7,2
1,5

1.144 1,8

0,7

Öffentliches 
Verkehrsmittel

sonst. Bus / sonst. 
Öffentl. Verkehrsmittel

schienengebundenes 
Fahrzeug

921

419

Art der Verkehrsbeteiligung Straßenverkehrsunfälle 2005

in v.H.

sonst. Privates 
Verkehrsmittel (inkl. 
ohne nähere Angabe)

Privates 
Verkehrsmittel

78,6

 

Die mit Abstand häufigsten Straßenverkehrsunfälle in der Schüler-Unfallver-

sicherung sind mit 48,8% die Fahrradunfälle. Im Jahr 2005 waren es 30.521. Weitere 

Unfälle haben sich bei der Verkehrsbeteiligung als PKW-Fahrer (19,4 %), bei der Be-

nutzung von motorisierten Zweirädern (8,6 %) und als Fußgänger (7,7%) ereignet. Im 

Bereich der nicht privaten Verkehrsmittel entfallen 5,0 % des Straßenverkehrsunfall-

geschehens auf die Beförderung der Schüler mit Schulbussen. 
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Bereich 
Heim und Freizeit 
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Unfallgeschehen in Heim und Freizeit 

2005 hatte die Bundesrepublik Deutschland insgesamt 82.438.000 Einwohner.  

Im Gegensatz zu den Bereichen Beruf, Schule und Kindergarten gibt es für die statis-

tische Erfassung der Unfälle in Heim und Freizeit keine entsprechende Rechtsgrund-

lage. Bundesweit werden lediglich Statistiken über tödliche Unfälle erstellt; entspre-

chende Daten über Unfallverletzte beruhen dagegen nur auf Hochschätzungen. 

Tödliche Unfälle 

im häuslichen Bereich und bei Spiel und Sport 4)

Die Erfassung der tödlichen Unfälle erfolgt bei den Statistischen Landesämtern auf 

Grundlage der von den Ärzten ausgestellten Leichenschauscheine sowie der von 

den Standesämtern ausgestellten Sterbefallzählkarten. Im Statistischen Bundesamt 

werden die Länderergebnisse zusammengeführt und zum Bundesergebnis aufberei-

tet. 

Es wird unterschieden zwischen tödlichen Unfällen im häuslichen Bereich und tödli-

chen Spiel-/Sportunfällen. Der häusliche Bereich umfasst Wohngebäude einschl. Zu-

gang, Hoffläche, Garten, Garage. Arbeitsunfälle in diesem Bereich – z.B. von Haus-

angestellten – bleiben unberücksichtigt. 

Differenziert wird nach den Merkmalen Alter, Geschlecht und äußere Unfallursache 

(Unfallart, z.B. Sturz, Ertrinken u.a.). 

Im Jahr 2005 weist die Statistik 6.697 tödliche Unfälle im häuslichen Bereich aus. 

Dies bedeutet einen Anstieg von 6,9 % zum Vorjahr. 

 

4) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 

 84 



 

Unfälle bei Sport und Spiel als Freizeitbeschäftigung sind in der Kategorie "Sport- 

und Spielunfall" enthalten, nicht gezählt werden hier die Berufssport- und Schul-

sportunfälle. 

Im Jahr 2005 ereigneten sich in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 170 töd-

liche Sport- und Spielunfälle. Zum Vorjahr bedeutet dies eine Zunahme von 6,9 %. 

Die zeitliche Entwicklung der tödlichen Unfälle im häuslichen Bereich ab 1975 ist der 

nachfolgenden Grafik zu entnehmen: 

Tödliche Unfälle im häuslichen Bereich in Deutschland 
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Von 1976 - 1981 liegen den jährlichen Hochrechnungsergebnissen 10 Länderergebnisse zugrunde. 

Die Unfallzahl von 1982 bezieht sich auf das Bundesgebiet, ohne Berlin-West, ab 1983 ist auch Ber-

lin-West an der Erhebung beteiligt. Ab 1991 beziehen sich die Angaben auf Gesamt-Deutschland. Ein 

Vergleich der Jahre ist somit nur bedingt bzw. gar nicht möglich. 

 85



 

Tödliche Unfälle im häuslichen Bereich 2005 
nach ausgesuchten Unfallarten und Geschlecht 

abs. % abs. % abs. %

38 1,3% 28 0,7% 66 1,0%

2.216 76,8% 3.191 83,7% 5.407 80,7%

205 7,1% 173 4,5% 378 5,6%

13 0,5% 18 0,5% 31 0,5%

41 1,4% 46 1,2% 87 1,3%

160 5,5% 206 5,4% 366 5,5%

211 7,3% 151 4,0% 362 5,4%

2.884 100,0% 3.813 100,0% 6.697 100,0%

Geschlecht

Unfallart

Tödliche Unfälle

GesamtMänner Frauen

Akzidentelle Vergiftungen 
(X40-X49)

Sonstige unfallbedingte 
Gefährdungen der Atmung 
(W 75-W84)
Sonstige

Gesamt

Stürzen (WOO-W19)

Exposition gegenüber 
Rauch, Feuer und Flammen 
(XOO-X09)
Verbrennen, Verbrühen 
(X10-X19)
Ertrinken, Untergehen 
(W65-W74)

 
Rundungsfehler 

Tödliche Unfälle im häuslichen Bereich 2005 
nach ausgesuchten Unfallarten und Alter 

Jahre
abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. %

1 1,4% 1 3,8% 4 9,3% 14 6,8% 20 2,7% 26 0,5% 66 1,0%

14 20,3% 1 3,8% 15 34,9% 70 33,8% 471 64,4% 4.836 86,0% 5.407 80,7%

10 14,5% 15 57,7% 10 23,3% 53 25,6% 103 14,1% 187 3,3% 378 5,6%

0 0,0% 0 0,0% 0 0,0% 1 0,5% 5 0,7% 25 0,4% 31 0,5%

13 18,8% 2 7,7% 4 9,3% 7 3,4% 15 46,0% 46 0,8% 87 1,3%

21 30,4% 4 15,4% 3 7,0% 33 15,9% 54 7,4% 251 4,5% 366 5,5%

10 14,5% 3 11,5% 7 16,3% 29 14,0% 63 8,6% 250 4,4% 362 5,4%

69 100,0% 26 100,0% 43 100,0% 207 100,0% 731 100,0% 5.621 100,0% 6.697 100,0%

Tödliche Unfälle
65 und älter Gesamt5-15 15-25 25-45 45-65

Sonstige unfall-
bedingte Gefähr-
dungen der Atmung 
(W 75-W84)

Sonstige

Gesamt

0-5

Stürzen 
(WOO-W19)
Exposition gegen-
über Rauch, Feuer 
und Flammen 
(XOO-X09)
Verbrennen, 
Verbrühen 
(X10-X19)
Ertrinken, 
Untergehen 
(W65-W74)

Alter von .....
bis unter ...

Unfallart
Akzidentelle 
Vergiftungen 
(X40-X49)

 
Rundungsfehler 
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Tödliche Unfälle im häuslichen Bereich 2005 nach Alter und Geschlecht 

Geschlecht

Alter
von ... 
bis unter 
... Jahren

absolut % absolut % absolut %

0 - 5 44 0,7% 25 0,4% 69 1,0%

5 - 15 15 0,2% 11 0,2% 26 0,4%

15 - 25 33 0,5% 10 0,1% 43 0,6%

25 - 45 149 2,2% 58 0,9% 207 3,1%

45 - 65 527 7,9% 204 3,0% 731 10,9%

65 und älter 2.116 31,6% 3.505 52,3% 5.621 83,9%

Gesamt 2.884 43,1% 3.813 56,9% 6.697 100,0%

männlich weiblich Gesamt

Tödliche Unfälle

 
 

Tödliche Sport- und Spielunfälle 2005 nach Alter und Geschlecht 

Geschlecht

Alter
von ... 
bis unter 
... Jahren

absolut % absolut % absolut %

0 - 5 8 4,7% 1 0,6% 9 5,3%

5 - 15 9 5,3% 15 8,8% 24 14,1%

15 - 25 13 7,6% 5 2,9% 18 10,6%

25 - 45 34 20,0% 9 5,3% 43 25,3%

45 - 65 36 21,2% 9 5,3% 45 26,5%

65 und älter 26 15,3% 5 2,9% 31 18,2%

Gesamt 126 74,1% 44 25,9% 170 100,0%
Rundungsfehler

Tödliche Unfälle

männlich weiblich Gesamt
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Unfallverletzungen in Heim und Freizeit 7)

In Deutschland wurden Anfang der 90er Jahre sowie in 1996/97 repräsentative 

Haushaltsbefragungen zu Unfallverletzungen in Heim und Freizeit im Auftrag der Eu-

ropäischen Union als deutscher Beitrag zum European Home and Leisure Accident 

Surveillance System (EHLASS) durchgeführt. Nationale Durchführungsstelle war die 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. 

Mit Beschluss Nr. 372/1999/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom  

8. Februar 1999 wurde ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Verhütung von 

Verletzungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit für den Zeitraum 1999 bis 2003 

angenommen. Artikel 1, Absatz 2 des Beschlusses stellt die Erhebung und den Aus-

tausch von Unfalldaten in Heim und Freizeit auf der Grundlage einer Verbesserung 

des früheren EHLASS-Systems sowie die Unfallverhütung heraus. 

Besondere Aufmerksamkeit wird neben der Erhebungsmethode der Repräsentativi-

tät und der Datenqualität zugewiesen. 

Diese Kriterien können in Deutschland zu Unfallverletzungen in Heim und Freizeit 

nur im Rahmen repräsentativer Haushaltsbefragungen erfüllt werden. Durch Un-

tersuchungen ist belegt, dass nur 50 % der Unfallverletzten in Heim und Freizeit zur 

ärztlichen Versorgung das Krankenhaus aufsuchen. Ein wesentlicher Grund dafür ist 

die Existenz von niedergelassenen Unfallärzten in Deutschland. 

In der Zeit von Dezember 2000 bis Dezember 2001 wurden im Rahmen einer reprä-

sentativen Haushaltsbefragung 206.661 Screening-Interviews durchgeführt. Nach 

Validierung resultieren daraus insgesamt 3.519 Heim- und Freizeitunfälle. 

Die Hochrechnung dieser Stichprobenergebnisse auf die Grundgesamtheit (Wohn-

bevölkerung im Jahr 2000) kommt auf 5,36 Millionen Unfallverletzungen in Heim 

und Freizeit. 

7) Quellenverzeichnis sh. S. 106-107 

 89



 

Ein Vergleich der drei Studien auf Grundlage der altersspezifischen und auch gesam-

ten Unfallquoten zeigt deutliche Veränderungen. 

Unfallverletzungen in Heim und Freizeit
 nach Alter im Zeitvergleich

68
77

66

51 49 48 51
59

47

99

87

63
57

53
49

64

45

91

74 72
63 66

54

65

0

20

40

60

80

100

120

0 - 15 15 - 24 25 - 34 35 - 44 45 - 54 55 - 64 65 und
älter

Gesamt

Altersklassen in Jahren

U
nf

äl
le

/1
00

0 
E

in
w

oh
ne

r

1992 1996 2000

 

So ist insgesamt von 1992 auf 1996 ein Anstieg der Unfallhäufigkeit festzustellen, 

was durch unterschiedliche Entwicklungen zu erklären ist: Aufgrund weiter verkürzter 

Arbeitszeiten steht der erwerbstätigen Bevölkerung deutlich mehr Freizeit zur Verfü-

gung, so dass Unfälle sich dann weniger am Arbeitsplatz und eher in der Freizeit er-

eignen. Diese Veränderung wird auch durch die altersspezifischen Unfallquoten un-

terstrichen. Neue Sportarten und Geräte wirken sich ebenfalls negativ auf das Unfall-

geschehen aus – so zum Beispiel das Inline-Skating. Leider hat auch die dramatisch 

angestiegene Zahl der Arbeitslosen den gleichen Effekt. Von 1996 auf 2000 haben 

sich die Lebensverhältnisse nicht so drastisch geändert. Somit sind auch die ver-

gleichbaren Unfallquoten relativ konstant. 

Mit den Daten, die die BAuA im Rahmen der europaweiten Aktionen erhoben hat, 

kann in größeren Zeitabständen ein repräsentatives Bild über die Unfallverletzungen 

im privaten Lebensbereich gezeichnet werden, vorausgesetzt es besteht die Chance, 
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auch in einigen Jahren wieder eine derartige Studie durchführen zu können. Hinsicht-

lich der Strukturen, Unfallbedingungen und Unfallursachen sind die Daten dieser re-

präsentativen Erhebungen differenziert und konkret - eine hinreichende Unfallhäufig-

keit vorausgesetzt. 

Ziel dieser Studien ist es zu sagen, was in Deutschland los ist, wo die Unfallschwer-

punkte liegen, was hinsichtlich der Prävention zuerst in Angriff genommen werden 

sollte, um möglichst effektiv Unfälle verhüten zu können. 

Neben einer guten Grundlage für eine zielgerichtete Aufklärungsarbeit und zur Infor-

mation über die Medien bieten diese Daten eine gute Basis für die Entwicklung 

kommunaler und regionaler Datenerhebungskonzepte. 

Aufgrund der allgemeinen Finanzlage in den Kommunen und Ländern ist es sinnvoll, 

Unfalldatenerhebungen und -analysen möglichst effektiv zu planen und zu realisie-

ren. Die vorgenannten bundesweiten Studien können und sollten nur in größeren 

Zeitabständen durchgeführt werden, da sie einerseits mit ihrem repräsentativen An-

spruch teuer sind und da sich andererseits in kurzen Zeitabständen das Unfallge-

schehen qualitativ nicht sehr stark verändert. 

Festgestellte Unfallschwerpunkte und auch bestimmte Unfalltypen könnten dann  

aber richtungweisend sein für den regionalen bzw. kommunalen Ansatz. Es muss 

nicht darum gehen, dass z.B. für ein Bundesland die Daten repräsentativ erhoben 

werden, sondern es sollte im Vordergrund stehen, bei einem bestimmten Unfalltyp 

hinsichtlich der Unfallbedingungen, der Unfallursachen noch mehr in die Tiefe zu ge-

hen – und das relativ aktuell. 

Wesentlich bei der bundesweiten repräsentativen Erhebung ist u. a. die Laufzeit von 

einem Jahr, um saisonale Schwankungen auszuschalten. Geschieht dies nicht, sind 

in den Daten überproportional viele spezielle Sommer- oder Winterunfälle vertreten, 

was sich negativ auf die Repräsentativität auswirkt. Dieses Problem würde sich bei 

einer Schwerpunktanalyse nicht stellen – hier spielt weniger die Quantität sondern 

mehr die Qualität der differenzierten Unfallbeschreibungen eine Rolle. 
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Mit einem derartigen Zusammenspiel, einer Repräsentativerhebung in größeren Zeit-

abständen und einer darauf aufbauenden differenzierten Schwerpunkt- bzw. Unfall-

typenanalyse, könnte eine effektive Unfallberichterstattung auch in diesem Lebens-

bereich realisiert werden. 

Nachfolgend werden auszugsweise einige Ergebnisse der aktuellen Unfallanalyse für 

das Jahr 2000 vorgestellt: 

Wo ereignen sich die Unfälle? 

Unfallort Unfälle absolut Unfälle in %

Öffentliche Verkehrswege 461 13,1

Wohnbereich 1.189 33,8
unmittelbare Umgebung des 
Wohnhauses 654 18,6

Sportbereich 726 20,6

Erholungsgelände 383 10,9

Sonstige 106 3,0

Gesamt 3.519 100,0  

Wobei ereignen sich die Unfälle?  

Tätigkeit Unfälle absolut Unfälle in %
Hausarbeit 341 9,7

Heimwerken, Gartenarbeit 347 9,9

Sport 956 27,2

Spiel 156 4,4

Fortbewegung in der Ebene 925 26,3

Fortbewegung über Stufe, Leiter 441 12,5

Übrige Tätigkeiten 353 10,0

Gesamt 3.519 100,0  
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Wie ereignen sich die Unfälle? 

Unfallvorgang Unfälle absolut Unfälle in %

Sturz in der Ebene 837 23,8
Sturz aus der Höhe 722 20,5
Sturz gesamt 1.559 44,3

Überbeanspruchung 533 15,1
Verletzung durch scharfen/spitzen 
Gegenstand 459 13,0

Zusammenstoß (Gegenstand, 
Person) 854 24,3

Übrige Unfallvorgänge 114 3,2

Gesamt 3.519 100,0
Rundungsfehler  

Warum ereignen sich die Unfälle?  
(Mehrfachnennungen nach Einschätzung der Verletzten) 

Unfallursachen Nennungen Ursachen in % 
aller Nennungen

Mangel am Gerät 148 2,4

Bauliche Mängel 527 8,5

Umgebungseinflüsse 1.096 17,7

Organisatorische Mängel 154 2,5

Fehler Dritter 348 5,6

Verhaltensfehler des Betroffenen 2.081 33,7
Physische, psychische 
Einflußfaktoren 1.547 25,0

Andere Ursachen 282 4,6

Gesamt 6.183 100,0  
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Welche Verletzungen treten auf?  

(Mehrfachnennungen nach Einschätzung der Verletzten) 

Verletzungsart Nennungen Verletzungsarten in % 
aller Nennungen

Prellung 705 17,0

Abschürfung 206 5,0

Offene Wunde 752 18,1

Knochenbruch 823 19,8

Ausrenkung / Verrenkung 244 5,9

Verstauchung / Zerrung 512 12,3

Sehnen- und Muskelverletzung 487 11,7

sonstige Verletzung 418 10,1

Gesamt 4.147 100,0  
Rundungsfehler 

Welche Körperteile werden verletzt? 
(Mehrfachnennungen nach Einschätzung der Verletzten) 

verletzter Körperteil Nennungen verletzter Körperteil in % 
aller Nennungen

Kopf/Gesicht, Hals/Nacken 511 12,4

Rumpf 518 12,6

Obere Extremitäten 1.346 32,7

Untere Extremitäten 1.742 42,3

Gesamt 4.117 100,0  

• Die Verletzten waren durchschnittlich 30 Tage beeinträchtigt. 

• 12,1 % der Verletzten wurden stationär behandelt, dies nahm im Durchschnitt  

11 Tage in Anspruch. 

• 54,7 % der Verletzten behandelten sich selbst und nahmen keine ärztliche Be-

handlung in Anspruch oder ließen sich von einem niedergelassenen Arzt ver-

sorgen. Lediglich 45,3 % ließen ihre Verletzung im Krankenhaus behandeln.  
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• Der Erwerbstätigenanteil beläuft sich bei den Verletzten auf 47,9 %, bei ihnen 

wurden auch die Arbeitsunfähigkeitstage erfasst, sie beliefen sich durchschnitt-

lich auf 13 Arbeitsunfähigkeitstage je Unfall. 
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Erläuterungen: 

Erwerbstätige 

Erwerbstätige sind Personen, die als Arbeitnehmer in einem Arbeits- oder Dienstver-

hältnis stehen, als Selbständige ein Gewerbe bzw. eine Landwirtschaft betreiben, 

einen freien Beruf ausüben oder als mithelfende Familienangehörige tätig sind. Quel-

le der in diesem Bericht ausgewiesenen Erwerbstätigenzahlen nach Status (Arbeit-

nehmer, Selbständiger einschließlich mithelfender Familienangehöriger), Wirt-

schaftszweigen und Bundesländern sind die vom Statistischen Bundesamt veröffent-

lichten Jahresdurchschnittszahlen (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Re-

chenstand 03/2004). Für die Erwerbstätigenzahlen nach Geschlecht, Alters- und Be-

rufsgruppen werden Jahresdurchschnittszahlen unter Zugrundelegung der Erwerbs-

struktur des Mikrozensus berechnet. 

Selbständige 

Zu den Selbständigen gehören tätige Eigentümer und Miteigentümer in Einzelunter-

nehmen und Personengesellschaften, selbständige Landwirte (auch Pächter), selb-

ständige Handwerker, selbständige Handelsvertreter, freiberuflich und andere selb-

ständig tätige Personen. 

Mithelfende Familienangehörige 

Zu den mithelfenden Familienangehörigen werden alle Personen gerechnet, die re-

gelmäßig unentgeltlich in einem Betrieb mitarbeiten, der von einem Familienmitglied 

als Selbständiger geleitet wird. 

Arbeitnehmer 

Als Arbeitnehmer zählt, wer als Arbeiter, Angestellter, Beamter, Richter, Berufssol-

dat, Soldat auf Zeit, Wehr- und Zivildienstleistender, Auszubildender, Praktikant  

oder Volontär in einem Arbeits- und Dienstverhältnis steht und hauptsächlich diese 

Tätigkeit ausübt. Eingeschlossen sind auch Heimarbeiter. 
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Arbeitsunfall 

Ein Arbeitsunfall ist ein Unfall, den eine versicherte Person infolge der Ausübung ei-

ner versicherten Tätigkeit innerhalb und außerhalb der Arbeitsstätte erleidet (vgl. § 8 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - SGB VII). 

Meldepflichtiger Unfall 

Ein Unfall ist gemäß § 193 SGB VII meldepflichtig, wenn eine versicherte Person 

durch einen Unfall getötet oder so verletzt wird, dass sie mehr als drei Tage arbeits-

unfähig ist.  

Wegeunfall 

Als Wegeunfall wird jeder Unfall bezeichnet, den eine versicherte Person auf dem 

Weg zum oder vom Ort der versicherten Tätigkeit erleidet. Dabei handelt es sich 

schwerpunktmäßig um Straßenverkehrsunfälle, diese stellen mehr als die Hälfte der 

Wegeunfälle. Wegeunfälle sind gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 SGB VII den Arbeitsun-

fällen gleichgestellt.  

Tödlicher Arbeits- oder Wegeunfall 

Ein Unfall mit Todesfolge wird im Berichtsjahr registriert, wenn der Tod sofort oder 

innerhalb von 30 Tagen nach dem Unfall eingetreten ist (seit 1994 ist damit die Ver-

gleichbarkeit mit anderen Todesfallstatistiken hergestellt). 

Unfallquoten 

Unfallquoten dienen der Beurteilung der durchschnittlichen Unfallhäufigkeit bezogen 

auf die geleistete Arbeitszeit (Arbeitsunfälle je 1 Mio. Arbeitsstunden) bzw. bezogen 

auf die Anzahl der Vollarbeiter (Arbeitsunfälle je 1.000 Vollarbeiter). 

Neue Arbeits- oder Wegeunfallrenten 

Unter „neue Unfallrente“ wird derjenige Versicherungsfall aus der Gesamtmenge der 

Arbeits- bzw. Wegeunfälle ausgewiesen, für den im Berichtsjahr erstmals eine Rente 

an Versicherte (bzw. eine Abfindung) oder eine Rente an Hinterbliebene (bzw. ein 

Sterbegeld) durch Verwaltungsakt festgestellt worden ist. Das SGB VII bestimmt die 

Voraussetzungen für Rentenzahlungen. So muss als Voraussetzung für die Zahlung 

einer Rente an Versicherte eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
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20 % über die 26. Woche nach dem Unfall hinaus bestehen. Für die übrigen Versi-

cherten, die einen Arbeits- oder Wegeunfall erleiden, erbringen die Unfallversiche-

rungsträger Bar- und Sachleistungen für medizinische, berufliche und/oder soziale 

Rehabilitation. 

Berufskrankheit 

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die Bundesregierung auf der Grundlage von 

§ 9 Abs. 1 SGB VII durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als 

Berufskrankheiten (BK) bezeichnet und die Versicherte infolge der Ausübung einer 

versicherten Tätigkeit erleiden (vgl. Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) 

vom 31. Oktober 1997 in der Fassung der Verordnung zur Änderung der Berufs-

krankheiten-Verordnung (BKV-ÄndV) vom 5. September 2002 - im nachfolgenden 

Text BK-Liste genannt). Darüber hinaus ermöglicht § 9 Abs. 2 SGB VII im Einzelfall 

die Anerkennung und Entschädigung einer nicht in der BK-Liste aufgeführten Krank-

heit wie eine Berufskrankheit, soweit aufgrund neuer Erkenntnisse der medizinischen 

Wissenschaft die Voraussetzungen für die Bezeichnung als Berufskrankheit vorlie-

gen. 

Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit 

Ärzte und Zahnärzte haben nach § 202 Satz 1 SGB VII bei begründetem Verdacht 

auf das Vorliegen einer Berufskrankheit die Anzeige zu erstatten. Für Unternehmer 

besteht nach § 193 Abs. 2 SGB VII Anzeigepflicht bei Anhaltspunkten für das Vorlie-

gen einer Berufskrankheit. Es können jedoch auch Versicherte, Krankenkassen oder 

andere Stellen den Verdacht anzeigen. 

Anerkannte Berufskrankheit 

Als anerkannte Berufskrankheit gilt eine Krankheit, wenn sich der Verdacht auf das 

Vorliegen einer Berufskrankheit im Feststellungsverfahren bestätigt hat, d.h. eine 

Krankheit gemäß § 9 Abs. 1 SGB VII vorliegt bzw. eine Krankheit, die gemäß 

§ 9 Abs. 2 SGB VII wie eine Berufskrankheit zu entschädigen ist. 

Neue Berufskrankheitenrente 

Unter „neue Berufskrankheitenrente“ wird derjenige Versicherungsfall aus der Ge-

samtmenge der anerkannten Berufskrankheiten ausgewiesen, für den im Berichtsjahr 
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erstmals eine Rente an Versicherte (bzw. eine Abfindung) oder eine Rente an Hin-

terbliebene (bzw. ein Sterbegeld) durch Verwaltungsakt festgestellt worden ist. Das 

SGB VII bestimmt mit § 56 Abs. 1 die Voraussetzungen für Rentenzahlungen. So 

muss als Voraussetzung für die Zahlung einer Rente an Versicherte eine Minderung 

der Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 % über die 26. Woche nach Erkrankung hin-

aus bestehen. Für die übrigen Versicherten, die an einer anerkannten Berufskrank-

heit leiden, erbringen die Unfallversicherungsträger Bar- und Sachleistungen für me-

dizinische, berufliche und/oder soziale Rehabilitation. 

Tod infolge einer Berufskrankheit 

Tod als Folge einer Berufskrankheit wird dann angenommen, wenn die Berufskrank-

heit alleinige Ursache oder mindestens rechtlich wesentliche Teilursache des Todes 

war. 

Unfallversicherungsträger 

Unfallversicherungsträger sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die Unfall-

versicherungsträger der öffentlichen Hand und die landwirtschaftlichen Berufsgenos-

senschaften. 

Vollarbeiter 

Die Zahl der „Vollarbeiter“ ist eine statistische Rechengröße und dient zur Berech-

nung von Unfallhäufigkeiten. Die verschiedenen zeitlichen Beschäftigungsverhältnis-

se (z.B. Teilzeitbeschäftigung, Überstunden) der Versicherten, werden zur Ermittlung 

der Zahl der Vollarbeiter auf Beschäftigungsverhältnisse mit normaler ganztägiger 

Arbeitszeit umgerechnet. In die Zahl der Vollarbeiter fließen anteilig z.B. auch ehren-

amtlich Tätige, Blutspender und Arbeitslose ein, die ebenfalls in der Unfallversiche-

rung versichert sind. 

Versicherte in der gesetzlichen Unfallversicherung 

Der § 2 SGB VII bezeichnet den kraft Gesetzes versicherten Personenkreis. § 3 be-

stimmt, dass unter bestimmten Voraussetzungen die Versicherungspflicht kraft Sat-

zung erweitert werden kann. § 6 regelt die freiwillige Versicherung. 

Versichert in der gesetzlichen Unfallversicherung sind demnach u.a. (beispielhafte, 

verkürzte Aufzählung):  
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– Beschäftigte (Arbeitnehmer), 

– Lernende während der beruflichen Aus- und Fortbildung, 

– Behinderte in Behinderten- bzw. Blindenwerkstätten, 

– Landwirtschaftliche Unternehmer, ihre mitarbeitenden Ehegatten und sonstigen 

Familienangehörigen, 

– Kinder während des Besuchs von Kindertagesstätten, 

– Schüler und Studierende, 

– Bestimmte Personen, die im Interesse des Gemeinwohls tätig werden (z.B. im 

öffentlichen Bereich ehrenamtlich Tätige, Hilfeleistende, Blutspender), 

– Arbeitslose bei der Erfüllung ihrer Meldepflicht, 

– Rehabilitanden, 

– Selbsthelfer im öffentlich geförderten Wohnungsbau, 

– Pflegepersonen, 

– Gefangene bei einer Beschäftigung, 

– Entwicklungshelfer, 

– Unternehmer und ihre mitarbeitenden Ehegatten, die kraft Satzung versichert 

sind oder sich freiwillig versichert haben. 

Für Beamte gelten besondere Vorschriften zur Unfallfürsorge. 

Versicherungsverhältnisse 

Aus der Beschreibung des versicherten Personenkreises (§§ 2, 3 und 6 SGB VII) 

resultieren Tätigkeiten, die den Versicherungsschutz der Unfallversicherung und da-

mit ein Versicherungsverhältnis begründen. Diese Versicherungsverhältnisse werden 

einzeln erfasst, auch wenn bei der versicherten Person eine Mehrfachversicherung 

vorliegt z.B. als Arbeitnehmer, daneben als ehrenamtlich Tätiger und zeitweilig zu-

sätzlich als Rehabilitand, Blutspender oder Ersthelfer. 

Gewichtete Versicherungsverhältnisse 

Da die für die Berechnung von Wegeunfallquoten optimale Bezugsgröße, nämlich die 

Zahl der auf dem Weg zur Arbeit zurückgelegten Kilometer, nicht zur Verfügung 

steht, wird die verfügbare Zahl der Versicherungsverhältnisse zugrunde gelegt. Die 

Zahl der Versicherungsverhältnisse wird jedoch für diejenigen Gruppen von Versi-

cherten, die eine deutlich geringere Zahl von versicherten Wegen als Unternehmer 
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und abhängig Beschäftigte zurücklegen entsprechend ihrem tatsächlichen Risiko 

gewichtet. Der Gewichtungsfaktor beträgt: 

– für ehrenamtlich Tätige in Unternehmen, die Hilfe leisten 0,1; 

– für Hausangestellte 0,3; 

– für Versicherte bei nicht gewerbsmäßigen Bauarbeiten 0,25; 

– für Arbeitslose 0,02; 

– für Rehabilitanden 0,005; 

– für Strafgefangene 0; 

– für Blutspender 0,002;  

– für Pflegepersonen 0,5 und 

– für sonstige regelmäßig in nicht unerheblichem Umfang Tätige 0,01. 

Meldepflichtiger Schülerunfall i.e.S. bzw. Schulwegunfall 

Ein Schülerunfall im engeren Sinne ist ein Unfall, den eine versicherte Person wäh-

rend des Unterrichtes (auch außerhalb der Einrichtung) bzw. während des Besuches 

eines Kindergartens erleidet. 

Ein Schulwegunfall ist ein Unfall, den eine versicherte Person auf dem Weg zwischen 

Wohnung und Einrichtung bzw. auf dem Weg zur außerhalb der Einrichtung liegen-

den Unterrichtsstätte erleidet.  

Der Unfall ist vom ersten Tag an zu melden, wenn wegen der Unfallfolgen eine ärztli-

che Behandlung in Anspruch genommen werden musste. Jeder tödliche Unfall ist zu 

melden. 

Unfallverletzungen in Heim und Freizeit 

Heim- und Freizeitunfälle, die eine ärztliche Behandlung erfordern oder zu einer min-

destens 14-tägigen Beeinträchtigung führen, werden in unregelmäßigen Zeitabstän-

den im Rahmen repräsentativer Haushaltsbefragungen erhoben. 
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Abkürzungsverzeichnis 
Abb. = Abbildung 
Abs. = Absatz 
abs. = absolut 
angez. = angezeigt 
AU = Arbeitsunfälle 
BAuA = Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
BK = Berufskrankheiten 
BKV = Berufskrankheitenverordnung 
BUK  = Bundesverband der Unfallkassen e.V. 
bzw. = beziehungsweise 
DRV = Deutsche Rentenversicherung 
einschl. = einschließlich 
etc. = et cetera 
EUV = Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
ges. = Gesamt 
ggf. = gegebenenfalls 
Gew. BG = Gewerbliche Berufsgenossenschaften 
LBG = Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 
m = männlich 
meldepfl. = meldepflichtig 
Mio. = Million 
Mrd. = Milliarden 
o.g. = oben genannten 
SGB = Sozialgesetzbuch 
Tab. = Tabelle 
u.a. = unter anderem 
Unf.i.e.S. = Unfälle im engeren Sinne 
v.H., % = von Hundert, Prozent 
VA = Vollarbeiter 
vgl. = vergleiche 
Vers. = Versicherte 
Vers. Träger = Versicherungsträger 
Vj = Vorjahr 
w  = weiblich 
WU = Wegeunfälle 
z.B. = zum Beispiel 
z.T. = zum Teil 
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Quellen- und Literaturverzeichnis für den statistischen Teil 

1) Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2005 

Jährlicher Bericht der Bundesregierung über den Stand von Sicherheit und Ge-

sundheit bei der Arbeit und über Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in der 

Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2005, Januar 2007 

Hrsg.: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Berlin 

2) Statistik-Info zum Schülerunfallgeschehen 2005 des Bundesverbandes der Un-

fallkassen e.V. (BUK), München, Oktober 2006 (zusätzlich Statistik-Info zum 

Schülerunfallgeschehen des BUK 2004, September 2005) 

3) Aktuelle Hochrechnung der Stichprobenergebnisse aus der repräsentativen 

Haushaltsbefragung zu Unfällen in Heim und Freizeit für das Jahr 2000  

(BAuA, NFO Infratest Burke) 

4) Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden, aufbauend auf der 

Todesursachenstatistik der Statistischen Landesämter 

5) Eigene Berechnungen nach Angaben der gesetzlichen Krankenversicherungen 

und des Statistischen Bundesamtes (StBA)  

6) Statistik der Deutschen Rentenversicherung; Rentenzugang 2005, Band 158, 

Statistik der Deutschen Rentenversicherung; Rentenbestand am 31.12.2005, 

Band 157 

Hrsg.: DRV Deutsche Rentenversicherung, 2005 
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7) Zeifang, K.; Pfleiderer, R. (1990): "Unfallgeschehen in Heim und Freizeit", Son-

derschrift - S 30 - der BAU, Dortmund  

Zeifang, K.; Hötzel, B. (1993): "Unfallgeschehen in Heim und Freizeit - Reprä-

sentativbefragung in den neuen Bundesländern", Sonderschrift - S 33 - der 

BAU, Dortmund 

Schlude, I., Zeifang, K. (1998): „Untersuchung von Geräteunfällen in Heim und 

Freizeit“, Sonderschrift – S 51 – der BAuA, Dortmund/Berlin 

M. Kreileder; M. Holeczek (2002): „Unfallverletzungen in Heim und Freizeit im 

Jahr 2000 – Repräsentativbefragung in Deutschland – Sonderschrift - S 74 – 

BAuA, Dortmund, Berlin, Dresden 
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Erschienene Beiträge in Gesundheitsschutz in Zahlen  

der letzten 10 Ausgaben: 

Heft 1995 

- Betriebliche Arbeitszeitstrukturen 1996 
von Dr. Beate Beermann 

Heft 1996 

- Mobbing am Arbeitsplatz 
von Dr. Beate Beermann 

- Arbeitsschutz und Wirtschaftlichkeit 
von Dr. Karl Kuhn 

Heft 1997 

- Tödliche Transportunfälle 
von Annelie Henter 

- Der betriebliche Einsatz von Überstunden 
von Dr. Beate Beermann 

- Fehlzeiten in Deutschland 1997 
von Dr. Karl Kuhn 

Heft 1998 

- Unfallschwerpunkt Nummer eins: 
tödliche Baustellenunfälle 
von A. Henter 

- Tödliche Gefahrstoffunfälle in der gewerblichen Wirtschaft 
von A. Henter 

- Sofortmeldung „Tödliche Arbeitsunfälle“ 
von P. Wittig 

Heft 1999 

- Immer noch verursachen Fahrfehler  
die meisten tödlichen Gabelstaplerunfälle 
von A. Henter 

- Arbeitsunfähigkeitsvolumen und  
Produktionsausfallkosten 1999 
von F. Brenscheidt 

- Mobbing in Deutschland: 
Forschungsergebnisse 
von Dr. B. Beermann, E. Teichrieb 
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Heft 2000 

- Unfallstatistik in der Bundesrepublik Deutschland 
von A. Henter 

- Kosten arbeitsbedingter Erkrankung 
von Dr. K. Kuhn 

- Tödliche Arbeitsunfälle mit Erdbaumaschinen häufig bei der Rückwärtsfahrt 
von A. Henter 

- Betriebliche Gesundheitsförderung 
von N. Henke 

Heft 2001 

- Kinderunfälle in Heim und Freizeit 
von A. Henter 

- Psycho-sozialer Stress - Mobbing 
von Dr. B. Beermann 

- Beschäftigungswirksame Arbeitszeitmodelle für ältere Arbeitnehmer 
von Dr. K. Kuhn 

Heft 2002 

- Arbeitszeiten von Rettungspersonal im Ländervergleich 
von Anke Siefer 

- Wahrgenommene Belastungen und Beanspruchungen durch überlange  
Arbeitszeiten 
von Dr. Beate Beermann 

Heft 2003  
- Die persönliche Schutzausrüstung kann tödliche Arbeitsunfälle verhindern – 

aber nur, wenn sie benutzt wird... 
von Dipl. - Stat. Anke Siefer 

- Berufsbedingte Erkrankungen in Sachsen 1994 bis 2004 
von Dr. rer. nat. O. Kaufmann, Dr. med. M. Selbig, 
Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit 

- Berufsbedingte Hauterkrankungen in Sachsen 1994 bis 2004 
von Dr. rer. nat. O. Kaufmann, Dr. med. H. Döhler, 
Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit 

Heft 2004  
- Tödliche Arbeitsunfälle in der gewerblichen Wirtschaft 

von Dipl.-Stat. Anke Siefer, BAuA 
- Zwischenergebnisse des Projekts „Indikatoren für Humanressourcenförderung 

(HUMIND)“ 
von Dr. Birgit Köper, BAuA 

- Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz Krankenhaus – eine Bestandsaufnahme in 
Krankenhäusern und Krankenpflegeschulen 
von Dr. Christoph Kröger, Institut für Therapieforschung, München 
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Aktuelle Veröffentlichungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

und Arbeitsmedizin, die wichtige statistische Informationen enthal-

ten: 

• Fb 941 
Altmann, S.; Jühling, J.; Kieback, D.; Zürneck, H.: 
Elektrounfälle in Deutschland. Unfälle durch Elektrizität am Arbeitsplatz 
und im privaten Bereich 
2. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 941),  
ISBN: 3-86509-541-0, 152 Seiten, Preis: 16,00 EUR, Papier 
Im Vergleich zu anderen Unfällen bilden Elektrounfälle quantitativ eine relativ 

kleine Gruppe. Dennoch sind zum Schutz von Personen, Tieren und Sachwer-

ten umfangreiche Maßnahmen notwendig, da noch immer Todesfälle, schwer-

wiegende Verletzungen und erhebliche Sachschäden zu beklagen sind. Die Un-

tersuchung elektrischer Unfälle umfasst Industrie, Gewerbe, Freizeit und Haus-

halt. Es wurden sowohl Nieder- als auch Hochspannungsunfälle dargestellt, im 

Wesentlichen mit tödlichem Ausgang, aus dem gewerblich-industriellen Be-

reich, auch nichttödliche. Die Daten stammen von der Berufsgenossenschaft 

der Feinmechanik und Elektrotechnik (BGFE), von Kriminalbehörden, Ge-

richtsmedizinischen Instituten, Statistischen Landesämtern und vom Statisti-

schen Bundesamt. Ausgewertet haben die BGFE, die TU Darmstadt und die 

HTWK Leipzig. Die Erhebungen reichen von 1926, als man glaubte, sich mit 

über 400 tödlichen Unfällen/Jahr abfinden zu müssen, bis zum Jahr 2003 (67 

Unfälle), so dass ein Vergleich des Sicherheitsniveaus bis zur Gegenwart mög-

lich wird. Die Unfälle im ersten Teil stammen aus Erhebungen im gewerblichen 

Bereich (BGFE) und behandeln tödliche als auch nichttödliche Unfälle. Der 

zweite Teil konzentriert sich auf den Privatsektor, aus dem nur Daten über tödli-

che Unfälle zugänglich sind. Allen Auswertungen ist gemeinsam, dass in jüngs-

ter Zeit die Ursachen für elektrische Unfälle vor allem in Verhaltensfehlern zu 

sehen sind. Hierzu zählen Fehler beim Handhaben und Bedienen elektrisch be-

triebener Geräte und Anlagen, unsachgemäße Reparaturen und unterlassene 

Wartung vorwiegend von beweglichen Leitungen. Die Erforschung der Unfälle 

führte zu dem praktisch verwertbaren Ergebnis, dass es Unfalltypen gibt, die 

gehäuft an bestimmten Orten, an bestimmten Geräten oder bei bestimmten Ar-
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beiten auftreten. Diese Erkenntnisse fanden Eingang in Unfallverhütungsvor-

schriften und in Normen, wo sie allgemein beachtet werden müssen. So führten 

sie z. B. dazu, dass in der DIN VDE 0100 Teil 410 die Fehlerstrom-

Schutzschaltung für Baderäume in Neubauten zwingend vorgeschrieben wurde. 

Die international verwendeten Begriffe für Fehlerstrom-Schutzeinrichtungen 

werden im Anhang dieser Schrift zusammengestellt. Es wird auch darauf hin-

gewiesen, dass gegenüber einer Fülle nicht eindeutig zuordenbarer Unfalltypen 

technische Maßnahmen nicht greifen können, sondern Aufklärung das einzige 

Präventionsmittel bleibt, womit sich die Schrift auch an diejenigen wendet, de-

ren Metier nicht ausschließlich auf technischem Gebiet liegt. 

• Fb 1068 
Hj. Gebhardt, A. Klußmann, P. Maßbeck, S. Topp, U. Steinberg: 
Sicherheit und Gesundheit im Rettungsdienst 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1068),  
ISBN: 3-86509-480-5, 114 Seiten, Preis: 13,50 EUR, Papier 
Rettungsdienstpersonal gilt als besonders exponierte Gruppe für physische und 

psychische Belastungen. Erst seit 1989 ist der Beruf des "Rettungsassistenten" 

staatlich anerkannt, somit ist dieses Berufsbild noch relativ jung. Nicht zuletzt 

vor diesem Hintergrund wurde diese Tätigkeit unter arbeitswissenschaftlichen 

Aspekten analysiert und die Belastungs- und Beanspruchungssituation des Ret-

tungsdienstpersonals erfasst und beschrieben. Im ersten Halbjahr 2004 wurden 

382 Rettungsdienstmitarbeiter auf 22 Rettungswachen an vier Standorten des 

Deutschen Roten Kreuzes (DRK) mittels eines standardisierten Fragebogens 

befragt. Die Rücklaufquote betrug mit 202 Fragebögen etwa 53%. Das Kollektiv 

setzte sich zusammen aus 163 Männern (33±10,5 Jahre) und 39 Frauen 

(25±4,5 Jahre). Ein Subkollektiv für weiterführende Untersuchungen bestand 

aus 96 Probanden (76 Männer, 20 Frauen), die an insgesamt 48 Tagen wäh-

rend ihrer Arbeit begleitet wurden. Die Auswertung des Datenmaterials lässt auf 

eine hohe Arbeitszufriedenheit und eine hohe Bedeutung der Arbeit schließen. 

Allerdings wird trotz des geringen Durchschnittsalters und des positiven Work-

Ability-Index (im Mittel 40,6 Punkte = gut) häufig über körperliche Beeinträchti-

gungen insbesondere im Nacken- und Schulterbereich (39,1% bzw. 32,7%) so-

wie im unteren Rücken und in den Knien (48,0% bzw. 24,8%) berichtet. Bei der 
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Untersuchung des Subkollektivs wurden 116 Einsätze, davon 52 Krankentrans-

porte (KT) und 64 Notfalltransporte (NT), dokumentiert. Während der Einsätze 

wurden an den je zwei Probanden pro Fahrzeug Herzfrequenzmessungen, 

Speichelcortisolmessungen und Arbeitsablaufanalysen durchgeführt. Herzfre-

quenzmessungen liegen für 104 NT und 84 KT vor. Der Anstieg der Herzfre-

quenz ist im Einsatzverlauf bei NT höher als bei KT (p<0,001). Für Geschlecht 

und Alter zeigten sich hierbei keine signifikanten Unterschiede. Die häufig ge-

nannten Beschwerden im muskulo-skelettalen Bereich lassen auf einen ersten 

Ansatzpunkt für präventive Gestaltungsansätze (z. B. Arbeitstechniktraining) 

schließen. Im Hinblick auf zukünftige Erfordernisse ist weiter der (noch) geringe 

Anteil älterer und weiblicher Beschäftigter besonders mit zu berücksichtigen. 

• Fb 1069 
H.-D. Reidenbach, J. Hofmann, K. Dollinger, G. Ott: 
Abwendungsreaktionen des Menschen gegenüber sichtbarer Laserstrah-
lung 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1069),  
ISBN: 3-86509-494-5, 220 Seiten, Preis: 23,00 EUR, Projektnummer: F 1984, 
Papier 
In Vorschriften, Normen und Regeln wird die Laserklassifizierung und die Si-

cherheit für Laser der Klassen 2, 2M und 3A im Wesentlichen auf der Basis von 

Abwendungsreaktionen einschließlich des Lidschlussreflexes begründet. Nach-

dem Untersuchungen zum Lidschlussreflex gezeigt hatten, dass dieser in nur 

maximal 20 % aller Fälle auftritt, wenn eine Bestrahlung unter Klasse 2 Bedin-

gungen mit einem Laser oder einer LED erfolgt, konnte an fast 1200 Personen 

nachgewiesen werden, dass Abwendungsreaktionen in Form von Kopfbewe-

gungen und Augenschließen, die zu einem Schutz der Augen führen, mit weni-

ger als 10 % noch seltener auftreten als der Lidschlussreflex. Die Untersuchun-

gen wurden mit Freiwilligen in Labor und Feldversuchen durchgeführt, wobei 

deren Kopf frei beweglich war. Im Einzelnen kamen Laser in einem Scanner-

system, auf einer optischen Bank mit Zieleinrichtung oder in einem speziellen 

Eye Tracker zum Einsatz. Außerdem wurden als optische Quellen auch eine 

Leistungs LED und ein LED Array eingesetzt und deren Stimulationspotential 

bezüglich Abwendungsreaktionen einschließlich des Lidschlussreflexes unter-

sucht. In Feldversuchen an etwa 200 Personen konnte durch eine Handlungs-
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anweisung gezeigt werden, dass durch aktive Schutzreaktionen, die das sofor-

tige Schließen der Augen und eine bewusste Bewegung des Kopfes beinhalten, 

bei bis zu 80 % der exponierten Personen ein Schutz gegenüber Laserstrah-

lung innerhalb von etwa 2 Sekunden möglich ist. 

• Fb 1070 
St. Pennig, N. Kremeskötter, T. Nolle, A. Koch, M. Maziul, J. Vogt: 
Ökonomische Evaluation von Personalressourcen und Personalarbeit 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1070),  
ISBN: 3-86509-511-9, 140 Seiten, Preis: 15,00 EUR, Projektnummer: F 2105, 
Papier 
Verfahren zur Steuerung und ökonomischen Evaluation von Maßnahmen im 

Personalbereich (Human Resources, HR-Bereich) werden hinsichtlich ihrer 

Theorie und Methodik zusammenfassend dargestellt. Anwendungen zu diesen 

Verfahren wurden recherchiert und als Fallbeispiele beschrieben, sofern sie öf-

fentlich zugänglich waren. Praktische Verwendbarkeit, Schwächen und Stärken 

der Verfahren werden dadurch transparent. Das Human Resources Performan-

ce Modell (HPM) zur Planung, Steuerung und Evaluation von HR-Maßnahmen 

wurde neu entwickelt und vereint die Stärken der verschiedenen Ansätze. Die 

Gliederung dieses Berichts wie auch das HPM ist am Zweck und dem Adressa-

ten der Evaluationsergebnisse ausgerichtet: Kapitalgeber: Die Bewertung des 

Humankapitals im Sinne eines Werteausweises ist mit den gängigen Modellen 

der Bilanzierung wenig aussagekräftig. Mit Hilfe ausgewählter, nicht unbedingt 

ökonomischer Indikatoren lässt sich besser erfassen und verstehen, welche ak-

tuellen und zukünftigen Wettbewerbsvorteile durch die bestehenden Manage-

ment- und Mitarbeiterkompetenzen erwachsen. TOP-Management: Scorecards, 

die den HR-Bereich als wichtigen Wertetreiber im Unternehmen abbilden, hel-

fen, die grundlegenden Bewertungskriterien "guter HR-Arbeit" im Sinne des Un-

ternehmens zu definieren und die wichtigsten strategieumsetzenden Hand-

lungsfelder zu erkennen. Entscheidungshilfen und Erfolgskriterien für einzelne 

HR-Programme müssen fallweise mit dem HR-Bereich erarbeitet werden. Be-

reichsmanagement: Bereichsmanager können z. Zt. auf strategische Steue-

rungskonzepte zurückgreifen, um diese für den eigenen Verantwortungsbereich 

zu spezifizieren. Die Ausrichtung der Personalentwicklung auf die Unterstüt-
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zung der Leistungsprozesse sollte im engen Dialog von HR-Experten, Prozess-

verantwortlichen und Mitarbeitern erfolgen, um klare Ziele und Bedarfe zu erar-

beiten. Spezifische Modelle fehlen hier. Unterste Führungsebene: Teamleiter 

können vor allem klassische Konzepte der Aufgaben- und Anforderungsanalyse 

nutzen, um den Entwicklungsbedarf zu erheben. Dieser ist zugleich die Mess-

latte für die Personalentwicklungsarbeit. HR-Abteilung: Das HR-Management 

hat vielfältige Möglichkeiten, um die eigene Arbeit zu steuern und zu evaluieren. 

Einerseits ist die Mitwirkung an einer unternehmensweiten Scorecard sinnvoll, 

um den Einfluss und die Bedeutung der Personalentwicklung strategisch zu 

verankern. Andererseits kann eine HR-Scorecard daraus entwickelt werden, die 

das Leistungsspektrum des Personalbereiches differenzierter erfasst. Schließ-

lich können die Methoden der traditionellen HR-Evaluation genutzt werden, um 

die Planung und Kontrolle einzelner HR-Programme zu systematisieren. 

• Fb 1071 
M. Oberdörster, G. Tiesler: 
Akustische Ergonomie der Schule 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1071),  
ISBN: 3-86509-513-5, 196 Seiten, Preis: 19,00 EUR, Papier 
Die aus Schulen und anderen Bildungsstätten laut gewordenen Klagen über 

starke Geräuschbelastung gaben Anlass dazu, die möglichen Ursachen und 

Folgen dieses "Schullärms" genauer zu beleuchten. In der vorliegenden Studie 

zur "akustischen Ergonomie der Schule" werden in diesem Zusammenhang am 

Beispiel zweier Grundschulen  

• Grundschule Stichnathstraße: 1.-4. Jahrgang, je 2 Klassen, mit unter-

schiedlichen raumakustischen Bedingungen (EG: RT > 0,5 s und OG: RT 

< 0,5 s)  

• Baumberge-Schule: 2. Klasse vor und nach der Sanierung der Raumakus-

tik 

die aktuellen pädagogischen Trends in ihren konkreten daraus resultierenden 

Arbeitsformen und dem damit verbundenen Kommunikationsverhalten im Unter-

richt beleuchtet. Auf der Basis von 175 Unterrichtsstunden werden in einem ers-

ten Schritt dabei die Auswirkungen der verschiedenen Arbeitsformen (Frontal-

unterricht vs. differenzierter Unterricht) auf Grund- (LA95) und Arbeitsgeräusch-
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pegel (LAeq) im Klassenraum analysiert. In einem zweiten Schritt wird unter-

sucht, wie sich eine veränderte Raumakustik (Nachhallzeit und Sprachverständ-

lichkeit) auf diese Pegel im Kontext der jeweiligen Arbeitsform auswirkt. Die Er-

gebnisse liefern die Basis zur weitergehenden Frage nach dem Einfluss raum-

akustischer Bedingungen auf die physiologisch messbare Beanspruchung der 

Lehrerinnen und Lehrer in Abhängigkeit vom Unterrichtsgeschehen, Arbeitsfor-

men und Redeanteilen. Die Analysen zeigen unter anderem:  

1. Am Beispiel einer Sanierung kann eine Pegelreduzierung von bis zu 5 dB 

bei frontalem Unterricht und 12 dB bei differenzierten Arbeitsformen nach-

gewiesen werden, wovon 9 dB auf verändertes Schülerverhalten zurück-

zuführen sind.  

2. Die physiologische Beanspruchung reduziert sich unter besseren raum-

akustischen Bedingungen im Mittel um 3 Herzschläge pro Minute, wäh-

rend auf die einzelne Person bezogen in vergleichbaren Situationen die 

Beanspruchung um bis zu 10 Herzschläge pro Minute sinkt, Ermüdungs-

prozesse werden geringer. 

Insgesamt lässt sich belegen: Die Arbeitsbedingungen werden durch Verbesse-

rung der Raumakustik positiv verändert, der Geräuschpegel sinkt, das Sozial-

verhalten der Schüler wird ruhiger, die Lehrkraft erlebt eine geringere Bean-

spruchung bei gesteigerter Aktivität bei gleichzeitiger geringerer Empfindlichkeit 

gegenüber dem Geräuschpegel. 

• Fb 1072 
H. Drexler, Th. Baumeister: 
Berufsausbildung im Schichtsystem. Auswirkungen auf Gesundheit und 
Lernverhalten Jugendlicher 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1072),  
ISBN: 3-86509-520-8, 68 Seiten, Preis: 10,50 EUR, Projektnummer: F 5190, 
Papier 
In der vorliegenden Studie sollten Auszubildende der AUDI AG, die in einem 

Schichtarbeitszeitmodell ohne Nachtarbeit ausgebildet werden, auf eventuelle 

negative gesundheitliche Effekte untersucht werden. Es wurden der erste Aus-

bildungsjahrgang mit neuer und der letzte Jahrgang mit alter Zeitregelung über 

einen Zeitraum von zwei Jahren verglichen. Insgesamt liegen verwertbare Da-

ten von 124 Personen in der Untersuchungs- und 77 Personen in der Ver-
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gleichsgruppe vor. In drei Untersuchungen wurden Body-Mass-Index, Gewicht, 

Größe, Blutdruck, Cholesterin, Blutzucker, Lipidstatus, Cotinin, CDT und γ-GT, 

Herzfrequenzvariabilität, Gesundheitsverhalten, psychische Gesamtverfassung, 

Depressionsneigung und Allgemeinbefinden erfasst. Die meisten Parameter 

änderten sich nicht, bzw. in den Gruppen parallel. Statistisch signifikante oder 

tendenzielle Veränderungen waren: Anstieg des BMI, des diastolischen und 

systolischen Blutdrucks und der γ-GT und abfallende Werte bezüglich HDL-

Wert, Gliederschmerzen, Herzbeschwerden und des allgemeinen Beschwerde-

drucks. Einzige deutliche Veränderung im Gesundheitsverhalten war ein Rück-

gang der sportlichen Betätigung in der Untersuchungsgruppe im ersten Unter-

suchungsintervall. Bezüglich der Entstehung von Erkrankungen und des Ge-

sundheitsverhaltens waren beide Studiengruppen schlecht informiert, bezie-

hungsweise desinteressiert.  Aus den Ergebnissen kann nicht auf eine gesund-

heitsschädigende Wirkung des Ausbildungsschichtsystems für die von uns un-

tersuchten Bereiche geschlossen werden. Negative Einflüsse auf das Sozial-

verhalten der Jugendlichen, ihr Suchtverhalten und ihre allgemeine psychische 

Grundstimmung wurden nicht festgestellt. Lediglich im Bereich Sportausübung 

war im ersten Untersuchungsintervall ein stärkerer Abfall. im Vergleich zur Kon-

trollgruppe erkennbar. Dieses Verhalten könnte jedoch durch geeignete Ge-

genmaßnahmen (Betriebssportgruppen, etc.) aufgefangen werden. Ansonsten 

lassen sich die Veränderungen einzelner Stoffwechselparameter sogar in Rich-

tung eines gesundheitsförderlichen Effekts des neuen Ausbildungsmodells in-

terpretieren, der mit dem veränderten Freizeitverhalten der Jugendlichen zu-

sammenhängen dürfte. Anhang: Der statistische Abschlussbericht - nebst Aus-

wertung aller Erhebungen kann hier heruntergeladen werden: Statistischer 

Abschlussbericht - Auswertung aller Erhebungen(PDF-Datei, 2,8 MB) 
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• Fb 1073 
S. Hermann, G. Caffier, F. Babel, F. Liebers, G. Schützel: 
Rückengerechter Patiententransfer. Gute Praxis in der bundesweiten Um-
setzung von rückengerechtem Arbeiten in der Pflege 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1073),  
ISBN: 3-86509-522-4, 76 Seiten, Preis: 11,00 EUR, Projektnummer: F 2113, 
Papier 
Das Programm "Rückengerechter Patiententransfer in der Kranken- und Alten-

pflege" wurde unter wissenschaftlicher Begleitung in einer multidisziplinären Ar-

beitsgruppe entwickelt und evaluiert (SOYKA und REHDER, 1998; SOYKA, 

2000; MICHAELIS et al., 2003). Die Ergebnisse belegen eine Verminderung der 

Arbeitsbelastung, eine Verbesserung der Rückengesundheit, des Gesundheits-

bewusstseins, der Arbeitsorganisation und der Zusammenarbeit im Team. Das 

vorliegende Projekt hatte zum Ziel, die Erfahrungen bei der bundesweiten Ein-

führung und Anwendung des Programms zu ermitteln und Erfolgskriterien für 

eine effiziente Umsetzung durch Fragebogenerfassung zu identifizieren. Dazu 

wurden Pflegedienstleitungen und Instruktoren in insgesamt 38 Krankenhäu-

sern und Altenheimen unterschiedlicher Größe und Ausrichtung schriftlich zur 

Umsetzung des Programms "Rückengerechter Patiententransfer" befragt. Ob-

wohl alle Einrichtungen über erfolgreiche Umsetzungserfahrungen verfügten, 

ergaben sich deutliche, teilweise signifikante Unterschiede, die an unterschied-

lichen Effekten und Ergebnissen (Gesundheitseffekte, Effekte bezogen auf Ar-

beitsorganisation und Teamentwicklung, Effekte auf Patientenversorgung) ab-

bildbar waren. Maßgeblichen Einfluss auf die Effizienz hatte vor allem die Ein-

bindung des Programms in übergeordnete differenzierte Zielsetzungen des 

Hauses und ein gezieltes, partizipativ angelegtes Projektmanagement. Für eine 

erfolgreiche Umsetzung wurden weitere wichtige Schlüsselbereiche identifiziert. 

In den Bereichen Finanzierung, Unterstützung, Projektsteuerung, Schulung, 

Praxisbegleitung und ergonomische Veränderungen konnten teilweise sehr 

konkrete Faktoren aufgezeigt werden, die bei einer effizienten Anwendung des 

Programms Berücksichtigung finden sollten. Bei den Ergebnissen ließen sich 

keine Unterschiede zwischen Krankenhäusern unterschiedlicher Ausrichtung 

und Größe sowie Pflegeeinrichtungen finden, so dass für sehr unterschiedliche 
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Voraussetzungen in der Pflegearbeit Empfehlungen für "Gute Praxis" ausge-

sprochen werden können. 

• Fb 1075 
D. Hecker, N. Galais, K. Moser: 
Atypische Erwerbsverläufe und wahrgenommene Fehlbelastungen 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1075),  
ISBN: 3-86509-530-5, 88 Seiten, Preis: 12,00 EUR, Projektnummer: F 1897, 
Papier 
Die Zunahme flexibler bzw. atypischer Beschäftigungsformen schlägt sich nie-

der in einer zunehmenden Diskontinuität der individuellen Erwerbsbiographien 

und einer Abkehr von der "überdauernden" Zugehörigkeit zu einem Unterneh-

men. Häufige Wechsel von Arbeitgebern, Tätigkeitsbereichen und Arbeitsorten 

werden für Erwerbstätige mehr und mehr zur Normalität. Dabei ist davon aus-

zugehen, dass diese Flexibilität für die Betroffenen eine besondere Anforderung 

darstellt und durch spezifische Stressoren gekennzeichnet ist. Bisher stehen 

keine Instrumente zur Verfügung, die die charakteristischen Aspekte der Bean-

spruchung diskontinuierlicher Erwerbsverläufe abbilden und spezifische Aspek-

te individueller Belastung erfassen können. Ziel dieses Projekts war die Ent-

wicklung eines solchen Verfahrens. Insgesamt wurden sechs Skalen zur Mes-

sung der spezifischen Belastungen von Erwerbstätigen in diskontinuierlichen 

Erwerbsverläufen und atypischer Beschäftigung entwickelt. Folgende Konstruk-

te wurden im Rahmen einer qualitativen Vorstudie an 45 Erwerbstätigen und ei-

nem schriftlichen Pretest an 167 Personen als zentrale Facetten von Belastun-

gen im Kontext atypischer Beschäftigung abgeleitet: Befürchtungen hinsichtlich 

der beruflichen Entwicklung, mangelnde Kontinuität und Verbesserung in der 

beruflichen Entwicklung, das Erleben von Wechseln und Brüchen in der Berufs-

biographie sowie unklare berufliche Zukunftspläne. Auf dieser Basis wurde eine 

Kurzskala mit sieben Items zur Erfassung der Belastungen entwickelt. Im Rah-

men einer kombinierten Online- und Offline-Untersuchung an 384 Befragten 

wurden die Testgütekriterien bestimmt und erste Aussagen zur Kriteriumsvalidi-

tät der Skalen getroffen. Diese zeigten durchweg gute Reliabilitäten von über 

75. Auf der Basis von Mittelwertsvergleichen und Klassifizierungsverfahren 

konnten erste Hinweise für die Eignung der Skalen zur Erfassung und Kontras-
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tierung von Belastungen unterschiedlicher Beschäftigtengruppen gefunden 

werden. Mittels Clusteranalyse gelang es, die Beschäftigtengruppen auf Basis 

der Belastungsmaße voneinander zu unterscheiden. Allgemein zeigte sich, 

dass die Gruppen der Befristet Beschäftigten und der Zeitarbeitnehmer die 

höchsten Belastungen erleben und Festangestellte die geringsten. Arbeitneh-

mer, die eine Inkongruenz zwischen gewünschtem und tatsächlichem Beschäf-

tigungsstatus empfanden, erlebten mehr Belastungen als jene, die keine Inkon-

gruenz erlebten. Weiterhin geht das Erleben von Belastungen wie erwartet mit 

einem höheren Ausmaß an Beanspruchung, vor allem emotionaler Art, einher. 

D. h. Erwerbstätige, die ein hohes Maß an Belastungen erlebten, wiesen insge-

samt ein geringeres Wohlbefinden auf. Insgesamt zeigte sich ein Zusammen-

hangsmuster, wonach situative Determinanten wie der Beschäftigungsstatus, 

Inkongruenz zwischen gewünschtem und tatsächlichem Beschäftigungsstatus 

sowie Merkmale der Arbeitsplatzgestaltung stärkere Zusammenhänge zu Be-

lastungen aufweisen als individuelle Merkmale wie Geschlecht oder Alter der 

Arbeitnehmer. Letzteres kann als ein Beleg für die Kriteriumsvalidität der entwi-

ckelten Instrumente gelten, deren vorrangiges Ziel die Abbildung beschäfti-

gungsspezifischer Belastungen ist. 

• Fb 1076 
C. Sczesny, S. Wingen, Th. Langhoff, D. Marino: 
Teilzeitarbeit im Dienstleistungsbereich. Strategien und Handlungsfelder 
in den Branchen Einzelhandel, Gesundheitswesen sowie Hotel- und Gast-
stättengewerbe 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1076),  
ISBN: 3-86509-546-1, 60 Seiten, Preis: 10,50 EUR, Projektnummer: F 1933, 
Papier 
Immer mehr Betriebe setzen auf eine flexible Arbeitszeitgestaltung. Dabei ge-

winnt auch die Teilzeitarbeit zunehmend an Bedeutung. Nach einer Untersu-

chung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur 

für Arbeit arbeiteten im Jahr 2004 im Durchschnitt 29 % der abhängig Beschäf-

tigten in Teilzeit (Wanger u. Bach, 2005). Anfang der 90er Jahre lag die Teil-

zeitquote noch bei 15 %. Zwei Strukturmerkmale der Teilzeitarbeit haben sich in 

den letzten Jahren kaum verändert: Teilzeitarbeit wird überwiegend von Frauen 

geleistet. Und Teilzeitarbeit findet in Deutschland nach wie vor überwiegend im 
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Dienstleistungsbereich statt. Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen des 

Projekts eine Vielzahl von Teilzeitmodellen in drei ausgewählten Dienstleis-

tungsbranchen untersucht. Dabei handelt es sich um den Einzelhandel, das 

Gesundheitswesen sowie das Hotel- und Gaststättengewerbe. Auf Basis der 

Untersuchung lassen sich drei zentrale Handlungsfelder herausarbeiten, die zu 

einer Förderung der Teilzeitarbeit beitragen:  

• Teilzeitarbeit zur individuellen und kollektiven Beschäftigungssicherung,  

• Teilzeit und Work-Life-Balance sowie  

• Teilzeit unter den besonderen Vorzeichen von Wirtschaftlichkeit und Flexi-

bilität. 

Ergänzend sollte eine Variation der Arbeitszeitdauer auch im Hinblick auf die 

bevorstehenden Folgen des demografischen Wandels in der Perspektive einer 

Lebensarbeitszeitgestaltung in den Blick genommen werden. Herausgearbeitet 

wurden eine Vielzahl von Faktoren, die sich sowohl fördernd als auch hemmend 

auf die Entwicklung der Teilzeitarbeit auswirken. Dabei wurde die Perspektive 

der Beschäftigten sowie die der Betriebe eingenommen. Insgesamt erfreut sich 

die Teilzeitarbeit in den Branchen einer hohen Akzeptanz. Bezeichnend ist je-

doch, dass sie zunehmend als eine befristete Beschäftigungsform unter genau 

definierten Lebens- und Arbeitsbedingungen angesehen wird. Häufig ist die 

Rückkehr auf eine Vollzeitstelle - auch aus finanziellen Motiven - virulent. Die 

Ergebnisse der Untersuchung wurden in einer Broschüre zusammengefasst. 

Sie enthält einen Überblick über die quantitativen Strukturmerkmale der Teil-

zeitarbeit in Deutschland, beschreibt die Besonderheiten der Dienstleistungsar-

beit sowie die Rahmenbedingungen zur Förderung der Teilzeitarbeit in den 

ausgewählten Branchen. Darüber hinaus werden zu drei genannten zentralen 

Handlungsfeldern geeignet erscheinende Gestaltungsansätze sowie Gute-

Praxis-Beispiele aus den untersuchten Betrieben vorgestellt.  Neben der Bro-

schüre wurde eine Sammlung von häufig gestellten Fragen (FAQ's) und Ant-

worten zusammengestellt. 
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• Fb 1077 
Ch. Kröger, D. Piontek, C. Donath: 
Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz Krankenhaus. eine Bestandsaufnah-
me in Krankenhäusern und Krankenpflegeschulen 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1077),  
ISBN: 3-86509-560-7, 64 Seiten, Preis: 10,50 EUR, Projektnummer: F 2103, 
Papier 
Zielsetzung des Projektes war die Entwicklung von Maßnahmen für die wirksa-

me Umsetzung des Nichtraucherschutzes und der Raucherentwöhnung in 

Krankenhäusern. In einem ersten Schritt wurde eine Bestandsaufnahme zu ak-

tuellen Aktivitäten der Tabakkontrolle am Arbeitsplatz Krankenhaus und den 

Krankenpflegeschulen in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. Der 

vorliegende Bericht präsentiert die Ergebnisse dieser Bestandsaufnahme. Für 

die Befragung der Krankenhäuser wurde neben spezifischen Einzelfragen ein 

vom European Network for Smoke Free Hospitals (ENSH) entwickelter interna-

tional häufig verwendeter Fragebogen zur Selbsteinschätzung der Umsetzung 

von Aktivitäten für ein rauchfreies Krankenhaus eingesetzt. Auch wenn in der 

untersuchten Stichprobe die stärker engagierten Krankenhäuser überrepräsen-

tiert sind, lässt sich ein Profil über die mehr oder weniger umgesetzten Maß-

nahmen zu Nichtraucherschutz und Raucherentwöhnung am Arbeitsplatz im 

Krankenhaus erstellen. Aufbauend auf die Ergebnisse der Bestandsaufnahme 

wurden im Rahmen des Projektes eine Broschüre zur Sensibilisierung von Ge-

sundheit- und Krankenpflegern für den Bereich Nichtraucherschutz und Rau-

cherentwöhnung am Arbeitsplatz im Krankenhaus erstellt. Ein bereits beste-

hendes Schulungsmodul der Universität Ulm für den Einsatz an Krankenpflege-

schulen wurde im Rahmen des Projekts adaptiert und einer breiten Fachöffent-

lichkeit zugänglich gemacht. Um einen Transfer der Ergebnisse in die Praxis 

und Synergien mit existierenden Projekten und Initiativen im Bereich rauchfreier 

Krankenhäuser zu schaffen, wurden Vertreter verschiedener externer an der 

Umsetzung von Nichtraucherschutz und Raucherentwöhnung im Krankenhaus 

interessierter Organisationen (Deutsches Netzwerk gesundheitsfördernder 

Krankenhäuser (DNGfK), Bundesärztekammer, Bundeszentrale für gesundheit-

liche Aufklärung (BZgA), Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ), Bundes-

vereinigung für Gesundheit e. V., Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe) in 
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ein das Projekt begleitendes Expertengremium eingebunden. Für das unterrich-

tende Personal an Krankenpflegeschulen wird für den schulischen Gebrauch 

ein umfangreiches Schulungsmanual auf der Homepage der Universität Ulm 

angeboten, das Vorlagen für den Unterricht zum Thema Rauchen / Nichtrau-

chen enthält. Die notwendigen Zugangsdaten können bei der Universität Ulm 

durch eine E-Mail an Frau Emmerling ( gislinde.emmerling@uni-ulm.de) oder 

telefonisch unter 0731 5031061 erfragt werden. Im Rahmen des Projektes wird 

darüber hinaus eine Broschüre erarbeitet, mit deren Hilfe sich die Gesundheits- 

und Krankenpfleger über Nichtraucherschutz im Krankenhaus informieren kön-

nen. Diese befinden sich zur Zeit noch in der Überarbeitung / im Druck. 

• Fb 1078 
M. Roller, Z. Akkan, M. Hassauer, F. Kalberlah: 
Risikoextrapolation vom Versuchstier auf den Menschen bei Kanzeroge-
nen 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1078),  
ISBN: 3-86509-564-X, 430 Seiten, Preis: 35,00 EUR, Projektnummer: F 1876, 
Papier 
Die Fachliteratur wurde auf epidemiologische und tierexperimentelle Daten hin 

gesichtet, die Aussagen über die quantitative Relation zwischen einem Exzess-

Risiko in Höhe von rund 10 % und dem entsprechenden Langzeit-Mittelwert der 

Kanzerogenexposition unter Arbeitsplatzbedingungen (ED10) zulassen. Das 

Exzess-Risiko wurde definiert als die Wahrscheinlichkeit für ein exponiertes In-

dividuum, im Laufe des Lebens an einer bestimmten Krebsform zu erkranken 

bzw. daran zu versterben, abzüglich des entsprechenden Risikos in der Allge-

meinbevölkerung bzw. in der Kontrollgruppe eines Kanzerogenitätsversuchs. 

Die ED10 wurde in Form der mittleren Stoffkonzentration in der Expositionsat-

mosphäre ausgedrückt, indem auf äquivalente Anteile der Lebenserwartung der 

Spezies gemittelt wurde (äquivalente Exposition). Daten, die den Kriterien für 

quantitative Auswertungen genügten, wurden für elf Stoffe bzw. Stoffgruppen 

gefunden: Benzol, 1,3-Butadien, Cadmium und seine Verbindungen, 

Chrom(VI)-Verbindungen, Nickel und seine Verbindungen, Vinylchlorid, Asbest, 

Kohlenteeraerosol, Dieselmotor-Emissionen, kristallines Siliziumdioxid, Radon. 

Für fünf Stoffe konnten wegen mangelnder Information allenfalls qualitative 

bzw. semiquantitative Aussagen getroffen werden: Benzidin, Bischlormethy-
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lether, Beryllium und seine Verbindungen, 1,2-Dibromethan, Tabak-

rauch/Zigarettenrauch.  Die konkretesten Zahlenwerte konnten meist anhand 

der epidemiologischen Daten und anhand der Daten aus Inhalationsversuchen 

mit Ratten abgeleitet werden. Es wurde deutlich, dass die ED10-Werte dabei 

bei den Ratten in den meisten Fällen höher lagen als die aus den epidemiologi-

schen Studien abgeleiteten ED10-Werte, d.h. dass dort von einer höheren 

Empfindlichkeit des Menschen zu sprechen ist. Eine Ausnahme scheinen Cad-

mium und seine Verbindungen darzustellen. Punktschätzungen für ED10-Werte 

aus Inhalationsversuchen mit Mäusen scheinen schwieriger ableitbar. Für kei-

nen der Stoffe ergab sich aber eine deutlich höhere Risikoschätzung (d.h. eine 

niedrigere ED10-Schätzung) für die Maus als gleichzeitig für Mensch und Ratte. 

Mit keinem der Stoffe wurden nach Inhalation bei Hamstern expositionsbedingte 

Lungentumoren festgestellt, auch dann, wenn sich die Stoffe bei Menschen, 

Ratten und/oder Mäusen eindeutig als tumorerzeugend in der Lunge gezeigt 

hatten. Bei keinem der Stoffe wurde bei Hamstern im Vergleich mit den anderen 

Spezies die höchste Empfindlichkeit festgestellt. Die Ergebnisse deuten darauf 

hin, dass eine Speziesextrapolation anhand der äquivalenten Exposition ohne 

besondere Berücksichtigung toxikokinetischer und toxikodynamischer Spezies-

unterschiede in der Regel nicht zu einer Überschätzung des Risikos des Men-

schen führt, auch dann, wenn sich - zum Beispiel aufgrund mechanistischer Da-

ten - eine geringere Empfindlichkeit des Menschen vermuten lässt. 

• Fb 1079 
U. Schuhmacher-Wolz, M. Hassauer, F. Kalberlah: 
Ableitung von Arbeitsplatzrichtwerten für Stoffe mit reproduktionstoxi-
schen Eigenschaften 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1079),  
ISBN: 3-86509-572-0;978-3-86509-572-5, 408 Seiten, Preis: 33,50 EUR, Pro-
jektnummer: F 2008, Papier 
Arbeitsplatzrichtwerte (ARW) wurden bislang nur für Stoffe abgeleitet, die keine 

kanzerogene oder reproduktionstoxische Wirkung besitzen. Im Rahmen dieses 

Projekts wurde anhand von Literaturauswertungen überprüft, ob für Stoffe mit 

Wirkung auf die männliche Fertilität oder mit entwicklungstoxischen Eigenschaf-

ten Interspezies- und Zeitextrapolationsfaktoren ermittelt werden können, die 

die Ableitung von ARW auch für reproduktionstoxische Stoffe ermöglichen. Zur 
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männlichen Fertilität konnten 33 Speziesvergleiche (je niedrigste Effektdosis 

(LOAEL) bzw. höchste Dosis ohne nachteilige Effekte (NOAEL)) zu 14 Sub-

stanzen herangezogen werden. Auf Basis des 50-Perzentils und des geometri-

schen Mittels erwies sich eine Interspeziesextrapolation durch Einbeziehung 

des kalorischen Grundumsatzes (Scaling) der jeweiligen Spezies als ausrei-

chend. Zur Gewährleistung größerer Sicherheit beim Interspeziesvergleich ist 

über das Scaling hinaus ein zusätzlicher Faktor erforderlich (Faktor 5 deckt 90-

Perzentil der Datensätze ab). Die geringe Anzahl vergleichbarer Daten lässt je-

doch keine zufrieden stellende statistische Absicherung der Interspeziesextra-

polation zu. Für die Zeitextrapolation wurden Faktoren von 1,4 (sub-

akut/subchronisch) und 1,2 (subchronisch/chronisch) ermittelt. Diese Werte lie-

gen, bei ebenfalls geringer statistischer Absicherung, niedriger als die derzeit 

angewendeten Zeitextrapolationsfaktoren für andere Endpunkte. Untersuchun-

gen, die die Testeshistologie einschließen, decken den in der Regel empfind-

lichsten Endpunkt bei der männlichen Reproduktionstoxizität ab. Ähnlich emp-

findlich erwiesen sich auch Epididymishistologie, sowie Testes- und Epididy-

misgewicht. Für entwicklungstoxische Stoffe wurden 74 Speziesvergleiche 

(NOAEL bzw. LOAEL) zu 37 Substanzen nach oraler Applikation und 11 Spe-

ziesvergleiche zu 8 Chemikalien nach inhalativer Applikation durchgeführt. Mit 

50-Perzentilen und geometrischen Mittelwerten von 1,23 und 1,60 (oral) bzw. 

1,43 und 1,35 (inhalativ) scheint auch bei der Entwicklungstoxizität ein Inter-

spezies-Scaling nach Grundumsatz gerechtfertigt. Wird ein höheres Perzentil 

der Datensätze einbezogen, erfordert dies deutlich höhere Extrapolationsfakto-

ren (ca. Faktor 30 für 90 Perzentil), da sich bei einigen Substanzen der Mensch 

als wesentlich empfindlicher im Vergleich zum Versuchstier erwies. Ein Zeitext-

rapolationsfaktor ist nicht begründet, wenn Studien vorliegen, bei denen die Ex-

position während der gesamten Trächtigkeit erfolgte. Bei akkumulierenden 

Substanzen, bei denen keine Mehrgenerationsstudie vorliegt, wird jedoch eine 

Zeitextrapolation für erforderlich erachtet. Keiner der spezifischen entwicklungs-

toxischen Endpunkte erwies sich als durchgängig besonders sensitiv.  
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• Fb 1080 
W. Bödeker, H. Fiedel, M. Friedrichs, Ch. Röttger: 
Kosten der Frühberentung. Abschätzung des Anteils der Arbeitswelt an 
der Erwerbs- und Berufsunfähigkeit und der Folgekosten 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1080),  
ISBN: 3-86509-586-0;978-3-86509-586-2, 276 Seiten, Preis: 21,50 EUR, Pro-
jektnummer: F 1764, Papier, CD- 
Die Kenntnis von beruflichen Einflüssen auf die Frühinvalidität und den hier-

durch entstehenden Kosten stellt für die Akteure der Prävention eine Leitinfor-

mation dar, die auch zur Steuerung präventiver Maßnahmen genutzt werden 

kann. Die Bedeutung der Arbeitswelt für die Frühinvalidität muss mithilfe der 

Berufsbiografien der Versicherten abgeschätzt werden. Unter Rückgriff auf die 

historischen Daten des Meldesystems der Sozialversicherung wurden daher 

Erwerbsbiografien von 28.000 Personen, die 1999 eine Erwerbsunfähigkeits-

rente bewilligt bekommen haben, und von etwa 1 Million unberenteter Versi-

cherter im Rahmen einer Fall-Kontroll-Studie zusammengeführt. Nachdem zu-

nächst die Methodik zur Belastungsquantifizierung von Erwerbsverläufen entwi-

ckelt wurde, konnten Zusammenhänge zwischen dem Eintritt der Frühinvalidität 

und berufsbiografisch kumulierten Belastungen bzw. den Berufen berechnet 

werden. In Kenntnis der auf gleiche Weise ermittelten Verbreitung der Belas-

tungen in der gesamten Erwerbsbevölkerung konnte schließlich der Anteil der 

Arbeitswelt an der Frühinvalidität mittels attributiver Risiken abgeschätzt wer-

den. Die direkten Kosten der EU-Berentungen, also der Ressourcenverbrauch 

der EU-Rentner im Gesundheitswesen, wurden im Wesentlichen den für den 

sog. Risikostrukturausgleich erhobenen Daten der Krankenversicherungen ent-

nommen, während die indirekten Kosten als verlorene Wertschöpfung mithilfe 

des Human-Kapital-Ansatzes ermittelt wurden. Die durch Einflüsse aus der Ar-

beitswelt entstehenden Kosten der Frühinvalidität entsprechen dann dem be-

reits vorher ermittelten Anteil am Gesamtvolumen aus direkten und indirekten 

Kosten. Die arbeitsbezogenen volkswirtschaftlichen Kosten der Frühinvalidität 

belaufen sich jährlich auf mindestens 10,3 Mrd. Euro, wovon 1,2 Mrd. Euro als 

direkte Kosten anfallen. Die Folgekosten der arbeitsbezogenen Frühinvalidität 

für die Rentenversicherung sind jährlich mit mindestens 2,8 Mrd. Euro anzuset-

zen. Als wichtigste berufliche Belastungen traten "Arbeitsschwere" und "gerin-
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ger Handlungsspielraum" auf. Bereits durch moderate Verbesserung des Hand-

lungsspielraum ließen sich potenziell jährlich bis zu 2 Mrd. Euro der Kosten der 

Frühinvalidität einsparen. Mit hohen Risiken versehene Berufe sind bei beiden 

Geschlechtern die Pflegekräfte. Bei Männern fielen darüber hinaus Bergleute 

mit erhöhten Berentungsrisiken auf. 

• Fb 1081 
Ch. Felten, A. Albrecht, Th. Missel, E. Willer: 
Schimmelpilzkonzentrationen an Arbeitsplätzen in Kompostierungsanla-
gen im Vergleich zum technischen Kontrollwert der TRBA 211 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1081),  
ISBN: 3-86509-593-3;978-3-86509-593-0, 184 Seiten, Preis: 18,50 EUR, Pro-
jektnummer: F 2015, Papier 
In der vorliegenden Studie wurden in der warmen Jahreszeit 2004 die Gehalte 

an mesophilen Schimmelpilzen an Arbeitsplätzen in 26 biologischen Abfallbe-

handlungsanlagen untersucht. Es wurden Anlagen ausgewählt, die den techni-

schen Anforderungen der Technischen Regel für Biologische Arbeitsstoffe "Bio-

logische Abfallbehandlungsanlagen: Schutzmaßnahmen" (TRBA 211) möglichst 

weitgehend entsprachen. Ziel der Untersuchung war die Schaffung einer aktuel-

len Datenbasis, mit der die Anwendung des technischen Kontrollwertes (TKW) 

der TRBA 211 von 50.000 KBE/m³ für Sortierkabinen, Leitwarten und Kabinen 

in Kompostwerken und Vergärungsanlagen beurteilt werden kann. Besonderer 

Wert wurde auf die Erfassung der einzelnen technischen Komponenten des 

vorhandenen Schutzkonzeptes gelegt. Es fanden Messungen von Schimmel-

pilzkonzentrationen in 26 Sortierkabinen, 19 Radladerkabinen und 8 Leitwarten 

bzw. vergleichbaren Räumen statt. Methodisch wurde das in der TRBA 211 de-

tailliert beschriebene Mess- und Analyseverfahren angewendet, ergänzend 

wurden Erfassungen mittels korrelierter Partikelzählung zur Ermittlung der Ur-

sachen ggf. feststellbarer TKW-Überschreitungen durchgeführt. In den 26 Sor-

tierkabinen wurde der TKW zehnmal eingehalten, dreimal lag der Messwert im 

Toleranzbereich zwischen 5 x 104 und 1 x 105 KBE/m³, und bei 13 Messungen 

wurden Konzentrationen von > 1 x 105 KBE/m³ nachgewiesen. Die ermittelten 

Konzentrationen lagen bei einem Median von 9 x 104 KBE/m³ zwischen 1 x 10³ 

und 3 x 106 KBE/m³. Der TKW wurde in Sortierkabinen mit Lüftungsanlagen 

nach dem in der TRBA 211 beschriebenen Stand der Technik bis auf einen Fall 
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stets eingehalten - die Ausnahme war auf sehr belastete umgebende Hallenluft 

mit entsprechenden Luftverfrachtungen in den Bereich der Sortierung zurückzu-

führen. Verglichen mit der Lüftungstechnik sind die übrigen Schutzmaßnahmen 

in Sortierkabinen von nachgeordneter Bedeutung, jedoch nicht zu vernachlässi-

gen. In 15 von 19 untersuchten Radladerkabinen wurde der TKW eingehalten, 

zweimal lagen die Konzentrationen im Toleranzbereich zwischen 5 x 104 und 1 

x 105 KBE/m³, und zweimal wurden > 1 x 105 KBE/m³ nachgewiesen. Die Kon-

zentrationen lagen bei einem Median von 2 x 104 KBE/m³ zwischen 1 x 10³ und 

2 x 105 KBE/m³. Für den Erfolg der Schutzmaßnahmen erwies sich die Arbeits-

organisation (Häufigkeit der Ein- und Ausstiege) als gleichbedeutend mit der 

Lüftungstechnik. In den 8 Leitwarten wurde der TKW durchgehend eingehalten. 

Die Messwerte reichten von 1 x 10³ bis zu 3 x 104 KBE/m³. Es wurde gezeigt, 

dass bei konsequenter Umsetzung des in der TRBA 211 beschriebenen Kon-

zeptes sich ergänzender Schutzmaßnahmen der TKW an den Arbeitsplätzen 

des Anwendungsbereiches in der Regel eingehalten wird. Dabei erwies sich ei-

ne anlagenspezifisch optimierte Lüftungstechnik im guten Wartungszustand als 

Maßnahme von herausragender Bedeutung. 

• Fb 1082 
Hj. Gebhardt, A. Klußmann, P. Dolfen, M. A. Rieger, F. Liebers, B. H. Müller: 
Beschwerden und Erkrankungen der oberen Extremitäten an Bildschir-
marbeitsplätzen 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1082),  
ISBN: 978-3-86509-594-7, 128 Seiten, Preis: 14,50 EUR, Projektnummer: F 
1911, Papier 
Der Zusammenhang zwischen Beschwerden in den oberen Extremitäten und 

Bildschirmtätigkeit wird in der Öffentlichkeit diskutiert. Ziel dieses Projektes war 

es, die gegenwärtige Bedeutung von arbeitsbezogenen Gesundheitsbeschwer-

den der oberen Extremitäten sowie des Nackens bei Arbeitnehmern (Stichprobe 

> 1.000 Mitarbeiter) mit Verwaltungstätigkeiten im Rahmen einer Querschnitts-

untersuchung abzuschätzen. Hierzu wurde ein Methodeninventar entwickelt 

bzw. modifiziert, das auch zukünftig bei ähnlichen Fragestellungen eingesetzt 

werden kann. Ein weiteres Ziel dieses Projektes war es zu untersuchen, inwie-

weit sich Beschwerdekomplexe spezifischen Verdachtsdiagnosen zuordnen 

lassen. 1065 Beschäftigte an unterschiedlichen Bildschirmarbeitsplätzen wur-
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den zu ihren Beschwerden und zum Umfang ihrer Bildschirmtätigkeit befragt. 

Die ermittelten 12-Monats-Beschwerde-Prävalenzen wiesen in der Nacken- 

(54,8 %) und der Schulterregion (37,6 %) die deutlichsten Ausprägungen auf. 

Im Vergleich hierzu zeigte der Bereich der Hände und Handgelenke sowie der 

Ellenbogen und Unterarme mit Werten von 21,1 % bzw. 15,0 % erwartungsge-

mäß geringere Ausprägungen. Frauen berichteten signifikant häufiger über Na-

cken- und Schulterbeschwerden als Männer. Schulterbeschwerden nahmen 

zudem mit zunehmenden Alter zu. Die Dauer der Bildschirmarbeit zeigte einen 

signifikanten Effekt auf Nackenbeschwerden bei einer durchschnittlichen Bild-

schirmtätigkeit über 6 Stunden pro Tag. Ein Subkollektiv von 82 Mitarbeitern 

nahm freiwillig an einer ärztlichen Untersuchung teil, in der ihre Beschwerden 

anhand eines medizinischen Leitfadens, der sich aus der SALTSA-Studie ablei-

tete, beurteilt wurden. Die oben genannte Verteilung der Beschwerdeprävalen-

zen konnte dabei bestätigt und verschiedene Verdachtsdiagnosen konnten ab-

geleitet werden. 

• Fb 1083 
W. Probst: 
Gestaltung lärmarmer Fertigungsstätten in metallverarbeitenden Betrie-
ben 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1083),  
ISBN: 3-86509-611-5;978-3-86509-611-1, 140 Seiten, Preis: 15,00 EUR, Pro-
jektnummer: F 1316, Papier 
Die Arbeitsplätze in metallverarbeitenden Betrieben sind in besonderem Maße 

lärmbelastet. Umformung und Bearbeitung von Metall ist ein Vorgang, der gro-

ße Kräfte erfordert, somit erhebliche Körperschallenergien in die verwendeten 

Werkzeuge und Maschinen einleitet und letzten Endes zu hoher Luftschallab-

strahlung führt. Mit diesem Projekt sind beispielhaft die Arbeitsstätten in einer 

Reihe von metallverarbeitenden Betrieben daraufhin untersucht worden, welche 

Maschinen und Tätigkeiten zur Geräuschbelastung beitragen, welche Emissi-

onswerte diese Quellen aufweisen, wie die Schallübertragung zu beurteilen ist 

und welche Maßnahmen zur Lärmminderung führen können. Mit diesem Teilbe-

richt A werden Betriebe der Metall- und Kunststoffverarbeitung sowie Hand-

werksbetriebe der Metallbearbeitung untersucht. Die Schallleistungspegel der in 

diesen Betrieben verwendeten Maschinen und Geräte wurden ermittelt. In diese 
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Untersuchung wurden auch Schmiedebetriebe einbezogen, wobei der vorlie-

gende Diskussionsstand zur VDI-Richtlinie VDI 2561 einbezogen ist. Zur 

Lärmminderung in metallverarbeitenden Betrieben verwendbare Produkte wie 

lärmarme Düsen, lärmarme Schleifscheiben, rückschlagfreie Hämmer, Kapse-

lungen und schallabsorbierende Verkleidungen werden behandelt. Im Teilbe-

richt B werden Betriebe der Branchen Apparate- und Behälterbau, Maschinen-

bau, Schlosserei und Schweißerei untersucht. Aus den Ergebnissen von Bege-

hungen sowie auf Basis von vorhandenen Studien, früheren Untersuchungen 

und Literaturangaben werden charakteristische Betriebsprofile entwickelt. Diese 

beinhalten auch die typische Maschinenausstattung unter Berücksichtigung der 

Betriebszeiten, typische Halleninnenpegel, Maßnahmen zur Beeinflussung der 

Schallausbreitung in den Räumen sowie Maßnahmen zur Minderung der Ab-

strahlung in Nachbarschaftsbereiche. Für zahlreiche in metallverarbeitenden 

Betrieben verwendete Maschinen und Geräte werden die Diagramme zur Emis-

sionsdarstellung aus den VDI-Richtlinien der ETS-Reihe in kompakter Form 

dargestellt, wobei auch die möglichen Lärmminderungsmaßnahmen einbezo-

gen werden. 

• Fb 1085 
J. Oltmanns, K. Schneider: 
Überprüfung der Grenzdosis zur Einstufung reproduktionstoxischer Stof-
fe 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1085),  
ISBN: 3-86509-617-3, 68 Seiten, Preis: 10,50 EUR, Projektnummer: F 2184, 
Papier 
Eine Dosis von 1 000 mg/kg/d wird in Richtlinien der EU und der OECD für Stu-

dien zur Reproduktionstoxizität als maximale Dosis im Rahmen von Limit-Tests 

genannt, wenn nicht eine hohe Exposition des Menschen höhere Dosierungen 

nahe legen. Dieses Projekt untersuchte, ob Daten zur hohen Exposition des 

Menschen am Arbeitsplatz die Grenzdosis in dieser Höhe unterstützen. Dazu 

wurden Literaturdaten und Daten der MEGA-Datenbank der Berufsgenossen-

schaften ausgewertet. Diese Daten zeigen, dass Expositionskonzentrationen im 

Bereich von 500 bis 2 000 mg/m³ (Schichtmittelwerte) als hohe Expositionen 

gegenüber leichtflüchtigen Stoffen angesehen werden können. Inhalation von 

Aerosolen und dermale Exposition resultieren in niedrigeren Expositionen. Mit 
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Hilfe geeigneter Extrapolationsfaktoren wurden korrespondierende experimen-

telle Dosen ermittelt. Diese Dosen lagen für leichtflüchtige Stoffe deutlich über 1 

000 mg/kg/d. In der Vergangenheit wurde vorgeschlagen, diese Grenzdosis als 

Startpunkt zur Ableitung von Grenzkonzentrationen zur Klassierung von Zube-

reitungen zu verwenden, die reproduktionstoxische Stoffe enthalten. Mit dieser 

Methode sollte die Potenz reproduktionstoxischer Stoffe bei der Klassifizierung 

von Zubereitungen berücksichtigt werden. Die Eignung dieses Konzepts wurde 

im Kontext der ermittelten Expositionsdaten diskutiert und dabei Aspekte der 

Exposition aus Zubereitungen (gegenseitige Beeinflussung von Komponenten 

bezüglich Hautpenetration und Partialdampfdruck) einbezogen. Zusammenge-

fasst ergibt sich, dass die generelle Eignung der Grenzdosis von 1 000 mg/kg/d 

zur Ableitung von subtanzspezifischen Grenzkonzentrationen zur Einstufung 

von Zubereitungen angezweifelt werden muss. 

• Fb 1086 
I. Brüske-Hohlfeld, M. Möhner, H.-E. Wichmann: 
Lungenkrebsrisiko bei Uranbergarbeitern 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1086),  
ISBN: 978-3-86509-620-3, 56 Seiten, Preis: 10,00 EUR, Projektnummer: F 
5145, Papier 

Hintergrund: Aufbauend auf der Wismut Fall-Kontrollstudie (Wismut-FKS, n = 

505 Fälle/1.073 Kontrollen) zum Lungenkrebsrisiko bei ehemaligen Beschäftig-

ten der Wismut (BRÜSKE-HOHLFELD et al., 2004 und 2006) wurde in der vor-

liegenden Studie (n = 504 Fälle/1.064 Kontrollen) eine genauere Expositions-

quantifizierung der weiteren beruflichen Belastungsfaktoren kristalliner Quarz, 

Arsen und Asbest vorgenommen sowie eine Röntgen-Thoraxaufnahme der 

Lunge nach den ILO-Kriterien befundet (n = 315 Fälle/424 Kontrollen). 

Fragestellung: Zwei Fragestellungen wurden untersucht: 1.) Haben Probanden 

mit hoher kumulativer Quarzstaub- oder Asbestfaser-Belastung ein höheres 

Lungenkrebsrisiko als Probanden mit niedriger zusätzlicher Exposition? 2.) Ha-

ben Probanden mit einer Silikose oder Asbestose (≥1/0 nach ILO) ein erhöhtes 

Lungenkrebsrisiko? 

Methodik: Die Hinzunahme von Wechselwirkungen zwischen den kategorialen 

beruflichen Expositionsfaktoren führt zu einem starken Anstieg der Parameter-
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zahl und damit auch zu ungenaueren Schätzungen dieser Vielzahl von Parame-

tern. Bei der Schätzung von kategoriellen Odds Ratios (OR) wurde deshalb 

versucht, durch schrittweise Auswahlverfahren die Zahl der Kategorien durch 

die Zusammenlegung benachbarter Kategorien mit ähnlichem Risiko zu redu-

zieren. Die Wechselwirkungen zwischen zwei Faktoren wurden untersucht, in-

dem die verschiedenen Kombinationen der jeweiligen Kategorien wiederum als 

Kategorien analysiert wurden. 

Ergebnisse: Als wesentliche Einflussgrößen verblieben sowohl bei der "forward 

selection" als auch bei der "backward elimination" einzig die Radon- und die 

Quarz-A-Staub-Exposition im gemeinsamen Modell. Es kann von einem mul-

tiplikativen Zusammenwirken zwischen Quarz-A-Staub und ionisierender Strah-

lenbelastung ausgegangen werden. Arsen und Asbest zeigten im univariaten 

Modell ein leicht erhöhtes Lungenkrebsrisiko, statistisch signifikant für die 

höchsten Expositionskategorien ≥ 100µg/m³ * Jahre Arsen bzw. ≥ 25 Asbestfa-

serjahre. Nach Adjustierung für Rauchen war das Risiko etwas niedriger und 

nicht mehr signifikant auf dem 5 % Niveau. Wird der Silikosestatus ≥1/0 wie ei-

ne Exposition in das Risikomodell aufgenommen und als unabhängig wirkender 

Einflussfaktor betrachtet, so wird er weder bei der "forward selection" noch bei 

der "backward elimination" als wesentlicher Faktor erkannt. Bei einem p-Wert 

von 0.19 ergibt sich ein erhöhtes Lungenkrebsrisiko adjustiert für Rauchen OR 

= 1.61 (0.79, 3.25). 

Zusammenfassung: Die Studie zeigte ein signifikant erhöhtes Lungenkrebsri-

siko nicht nur für eine Strahlenbelastung > 800 WLM, sondern auch für eine 

Staubbelastung (quarzhaltiger A-Staub) > 16 mg/m³ * Jahre. Am stärksten er-

höht - nämlich um den Faktor 4 - war das Risiko einer Lungenkrebserkrankung 

für die kombinierte Belastung (> 800 WLM und > 16 mg/m³ * Jahre), adjustiert 

für Rauchen. 
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• Fb 1087 
R. Seibt, M. Thinschmidt, L. Lützkendorf, S. Hänsch: 
Arbeitsfähigkeit und Vitalität von Lehrern und Bürofachkräften. ein Ver-
gleich 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2006. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1087),  
ISBN: 978-3-86509-621-0, 323 Seiten, Preis: 21,50 EUR, Projektnummer: F 
5205, Papier 
Es sollten die Auswirkungen berufsspezifischer Belastungen auf die Arbeitsfä-

higkeit (Af) und deren Einflussfaktoren, insbesondere die Gesundheit (Vitalität) 

bei Lehrerinnen (n = 100) und Bürofachkräften (n = 60) in Abhängigkeit vom 

Erwerbsalter festgestellt werden. Dabei wurde die Af in beiden Berufsgruppen 

als Ergebnis wechselseitiger Interaktionen von beruflichen (Arbeitsintensität, 

Tätigkeitsspielraum, Effort-Reward-Imbalance), personenbedingten (Lebens-

gewohnheiten, Bewältigungsstil, Erholungsunfähigkeit, soziale Aktivität, Persön-

lichkeitsmerkmale) und gesundheitlichen Einflussfaktoren (Vitalität, Burnout-

Risiko) und in Abhängigkeit von der Erwerbsdauer untersucht.  Die Stichprobe 

wurde dazu in eine jüngere Gruppe (Alter: < 45 Jahre) und eine ältere Gruppe 

(Alter: ≥ 45 Jahre) eingeteilt. Zur Beurteilung der Af diente der Fragebogen 

Work Ability Index (Tuomi et al., 1998). Die Einflussfaktoren wurden mit einer 

komplexen arbeitsphysiologisch-psychologischen Untersuchungsmethodik er-

hoben und ihre prädiktive Wirkung mit Hilfe von CHAID-Analysen überprüft. Die 

Altersvergleiche machen in der Gruppe mit längerer Erwerbstätigkeit (durch-

schnittlich 26 Jahre) auf eine Diskrepanz zwischen Af und Vitalität aufmerksam. 

Während sich in der jüngeren Gruppe die Af von Lehrern und Bürofachkräften 

nicht unterscheidet, schätzen in der älteren Gruppe Lehrer ihre Af signifikant (p 

= .001) schlechter ein. Unabhängig von der Altersgruppe fällt bei Lehrern je-

doch eine signifikant längere Arbeitszeit an, sie verausgaben sich stärker und 

fühlen sich stärker unter Zeitdruck gesetzt als Bürofachkräfte. Sie weisen in 

beiden Altersgruppen ein deutlich schlechteres Hörvermögen als Bürofachkräfte 

auf, während ältere Bürofachkräfte - im Vergleich zu gleichaltrigen Lehrern - 

durch ein deutlich schlechteres Sehvermögen auffallen. Zudem geben Lehrer 

der jüngeren Gruppe häufiger Beschwerden in Folge der hohen Sprechbelas-

tung an, ältere Lehrer klagen dagegen verstärkt über psychische Probleme. In 

beiden Altersgruppen weisen signifikant mehr Lehrer als Bürofachkräfte Bur-
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nout-Symptome (jüngere Gruppe: 53 vs. 30 %; ältere Gruppe: 63 vs. 19 %) auf. 

Verminderte Af liegt in beiden Berufsgruppen vor allem bei körperlichen Risiko-

faktoren (hohe Beschwerdenanzahl, mäßiger Fitnesszustand des Herz-

Kreislauf-Systems, ungünstige Fettverteilung) vor, hohe Af zeichnet sich hinge-

gen bei Lehrern durch psychische Ressourcen (geringe Beschwerdenanzahl, 

kein Burnout-Risiko) aus, bei Bürofachkräften durch ein geringeres vitales 

Funktionsalter. Die Ergebnisse spiegeln einerseits den förderlichen Einfluss von 

hohem Bildungsniveau und anspruchsvoller beruflicher Tätigkeit für die Erhal-

tung guter Af wider, machen andererseits aber auf die besondere psychische 

und psychosoziale Belastung der Lehrer aufmerksam. Bei Lehrern ist von einer 

höheren Wahrscheinlichkeit für ein gesundheitsbedingtes vorzeitiges Ausschei-

den aus dem Berufsleben auszugehen.  

• Fb 1088 
H. W. Müller-Arnecke, T. Bleyer, U. Hold, M. Macheleidt, U. Rademacher, A. 
Windel: 
Hebe- und Tragehilfen im Rettungsdienst 
1. Auflage. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW Verlag für neue Wissenschaft 
GmbH 2007. (Schriftenreihe der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin: Forschungsbericht, Fb 1088),  
ISBN: 978-3-86509-627-2, 140 Seiten, Preis: 15,00 EUR, Projektnummer: F 
1531, Papier 
Durch die Untersuchung von Einzelaspekten wurden die Arbeitsmittel für Mitar-

beiter von Rettungsdiensten überwiegend in Simulationsversuchen evaluiert. In 

Kooperation mit den örtlichen Rettungsdiensten wurden Bewegungsabläufe, 

Körperhaltungen, Gelenkwinkelstellungen des Hand-Arm-Systems beim Trans-

port in zwei verschiedenen Parcours untersucht und verschiedene Bewertungs-

schemata eingesetzt und weiterentwickelt. Sie liefern detaillierte Informationen 

zu Bewegungsabläufen in Theorie und Praxis. Die erzielten Ergebnisse zeigen, 

dass sowohl auf Seiten der Konstruktion von Tragehilfen, bei der Erfassung und 

Darstellung der Belastungsschwerpunkte und ebenso den Bewertungsgrundla-

gen Informationslücken vorliegen. In dieser Arbeit können Empfehlungen zu 

Konstruktion und Auswahl von Tragehilfen sowie Bewertungsmethoden zu de-

ren ergonomischer Evaluation gegeben werden. Die Ergebnisse dieser Arbeit 

sind als Ergänzung des BAuA-Forschungsberichtes Fb 1032 "Hebe- und Tra-

gehilfen im Rettungsdienst - Zusammenstellung und Betrachtung wesentlicher 

Schnittstellen" zu verstehen. In der Erkenntnis der mangelnden ergonomischen 
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Gestaltung von Arbeitsmitteln im Rettungsdienst kann diese Arbeit zur Verbes-

serung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes beitragen. 

Die zugehörigen Forschungsberichte sind in der Schriftenreihe der Bundesanstalt für 

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin erschienen. Die Berichte sind zu beziehen beim:  

Wirtschaftsverlag NW  

Verlag für neue Wissenschaft GmbH  

Postfach 10 11 10  

D-27 511 Bremerhaven  

Telefon (0471) 94544-0  

Telefax (0471) 94544-88  

E-Mail: vertrieb@nw-verlag.de
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